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Sensibler Sprachgebrauch: Die Begriffe 
Schwarz und weiß werden im vorliegenden 
Report durch eine alternative Schreibwei-
se gekennzeichnet. Diese Vorgehensweise 
wurde gewählt, um aufzuzeigen, dass es 
sich hier nicht um biologische Einteilungen 
oder gar um reelle Hautfarben handelt, son-
dern um soziale Konstrukte. Bei dem Begriff 
Schwarz handelt es sich um eine Selbstbe-
zeichnung, die sich auf gemeinsame Erfah-
rungen bezieht. Der Begriff weiß wird kursiv 
geschrieben, um bewusst zu machen, dass 
er sich auf soziale, wirtschaftliche sowie 
politische Privilegien von Menschen bezieht, 

ebenso wie auf deren machtvollere Position 
in der Gesellschaft. Im Sinne des sensib-
len Umgangs mit Sprache verwendet ZARA 
das sogenannte Gendersternchen (z. B. 
Berater*innen). Die rassistischen Wörter 
N**** und M*** werden nur angedeutet, um 
diese bewusst nicht zu reproduzieren. ZARA 
achtet darauf, von Rom*nja- und Sint*izze-
feindlichkeit zu sprechen und das Z-Wort 
sowie seine Andeutung zu vermeiden, da 
beides re-traumatisierend sein kann. Der 
Begriff Black, Indigenous and People of  
Colour (BIPoC) ist eine Selbstbezeichnung 
von Menschen, die Rassismus erfahren.
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Liebe Leser*innen,

in all den Jahren haben wir die gesammel-
ten Daten sowie die Herausforderungen in 
unserem Arbeitsfeld als auch die daraus 
resultierenden Lösungsansätze im Rassis-
mus Report genau dokumentiert. In dem 
wir diese Wissensbestände mit der Exper-
tise aus dem öffentlichen Dienst, der Zivil-
gesellschaft als auch aus der Privatwirt-
schaft zusammenführen, entwickeln wir 
wirkungsvolle Strategien, um den struk-
turellen und institutionellen Rassismus zu 
bekämpfen.

Der bisherige Erfolg von ZARA beruht auf 
einem vielseitigen, transkulturellen und 
multidisziplinären Team von aktuell knapp 
20 Fachleuten. Unser Team setzt sich ge-
meinsam mit unseren Kooperationspart-
ner*innen für die Rechte marginalisierter 
Communitys ein, sorgt für juristische Un-
terstützung und stellt wichtige Ressourcen 
für die Förderung einer inklusiven Gesell-
schaft bereit. Dieses beharrliche Enga-
gement unterstreicht auch der diesjähri-
ge Rassismus Report, der nachdrücklich 
einen Nationalen Aktionsplan einfordert – 
und mit den genannten Forderungen auch 
klare inhaltliche Impulse setzt.

Der Nationale Aktionsplan zielt darauf ab, 
das UN‑Übereinkommen zur Beseitigung 
jeglicher Form von rassistischer Diskrimi-
nierung (CERD) sowie den Artikel 14 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
einzuhalten, in dem klargestellt wird, dass 
jedwede Diskriminierung rechtswidrig ist.

Mit vier klar definierten Zielen legen unse-
re Forderungen im diesjährigen Report 
eine Roadmap für eine rassismus‑ und dis-
kriminierungskritische Gesellschaft vor.  

Ziel 1:	 Sicherheit und Unterstützung für  
	 Rassismus Betroffene gewährleisten.

Ziel 2:	 Chancengleichheit und Gleichbe- 
	 handlung fördern.

Ziel 3:	 Teilhabe und Repräsentation er- 
	 möglichen.

Ziel 4:	 Solidarisch für eine rassismus- 
	 kritische Gesellschaft einstehen.

Nationale Aktionspläne und ähnliche Be-
mühungen sind in Österreich nichts Neues; 
wir blicken auf eine Historie an Umsetzung 
solcher oder ähnlicher Vorhaben. Dies gilt 
für unterschiedliche Bereiche, so z. B., um 
soziale Herausforderungen zu bewältigen, 
Gleichheit zu fördern oder, um den Wohl-
stand seiner Bürger*innen zu gewährleisten.

Wir können nicht oft genug verdeutlichen, 
dass ein Nationaler Aktionsplan eine der 
wichtigsten Grundlagen für die Bekämpfung 
von Rassismus darstellt. Dieser braucht ein 
gemeinsames Vorgehen der konstruktiven 
politischen Kräfte, der Zivilgesellschaft, 
der Expert*innen sowie der Betroffenen 
selbst. Es erklärt sich von selbst, dass dies 
kein leichtes Unterfangen wird. Es ist die 
Aufgabe, den Ernst der Lage sichtbar zu 
machen und die politischen Entscheidungs-
träger*innen, allen voran die Mitglieder der 
Regierung, davon zu überzeugen, dass der 
strukturelle Rassismus ein ernstzunehmen-
des und weit verbreitetes Problem darstellt.

Eine weitere Herausforderung ist mit Si-
cherheit der finanzielle Aspekt. Die Umset-
zung eines Nationalen Aktionsplans braucht 
entsprechende Mittel. Es ist auch davon 

Rita Isiba  
Geschäftsführung 
ZARA

Editorial
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auszugehen, dass Teile der Gesellschaft 
kein Interesse an entsprechenden Verände-
rungen haben. Vielleicht aus Angst um ihre 
Privilegien, aufgrund ihrer Überzeugungen 
oder auch aus dem Unwissen heraus, wie 
sehr ihnen rassistische Verhältnisse auch 
selbst schaden.

Dazu organisieren wir öffentliche Foren, 
Diskussionsrunden und Workshops, in 
denen Politiker*innen, Expert*innen, Ak-
tivist*innen und die allgemeine Öffentlich-
keit die aktuellen Entwicklungen im Bereich 
der antirassistischen Arbeit reflektieren 
und besprechen, um an weiteren Lösungen 
zu arbeiten. Diese Veranstaltungen bieten 
auch einen Raum für die Evaluierung unter-
schiedlicher Bemühungen und geben die 
Möglichkeit zur Auseinandersetzung sowie 
konstruktiven Kritik. Nur durch die Schaf-
fung eines breiten Bündnisses können wir 
sicherstellen, dass der Kampf gegen Ras-
sismus breite Unterstützung in der Gesell-
schaft erhält und ganz unterschiedliche 
Perspektiven auf die Herausforderungen 
ermöglicht. So können auch notwendige 
gesellschaftliche Prozesse auf größere Ak-
zeptanz treffen.

An dieser Stelle möchte ich auf zwei Neuig-
keiten hinweisen. Seit zwei Jahren verwei-
sen wir als Beratungsstelle Betroffene und 
Zeug*innen in Fällen von Diskriminierung 
in der Arbeit an die Gleichbehandlungsan-
waltschaft und Arbeiterkammer. Seit Jän-
ner 2024 dokumentieren wir solche Fälle 
erneut. Diese werden in Zukunft in dem 
betreffenden Lebensbereich „Arbeitswelt“ 
wieder in unserem Report geführt. Ich darf 
ebenfalls verkünden, dass wir als ZARA ein 
neues Arbeitsfeld erschlossen haben: Nach 
zahlreichen und intensiven Gesprächen mit 

führenden Persönlichkeiten aus der Privat-
wirtschaft gibt es ab diesem Jahr den Ar-
beitsbereich „Unternehmenskooperation“. 
Wir möchten unsere Tätigkeiten damit noch 
beständiger und zukunftssicherer ausrich-
ten.

Eine Aufstockung der Ressourcen ist vor 
allem in Zeiten von lokalen und globalen 
Krisen absolut dringend und notwendig. 
Nur wenn das Beratungsteam personell 
breiter aufgestellt ist, kann es auch zeitnah 
auf emotional belastende Anfragen reagie-
ren. Wir sind daher auf Förderungen, Ko-
operationen und Spenden angewiesen, um 
ZARA mit den Mitteln auszustatten, die es 
braucht, um rassistischen Straftaten nach-
zugehen und entsprechende Schritte da-
gegen einzuleiten.

Um unseren gemeinsamen Kampf gegen 
Rassismus voranzutreiben und die Vision 
einer inklusiven Gesellschaft zu verwirkli-
chen, bedarf es eines starken, vereinten En-
gagements aller gesellschaftlichen Ebenen. 
Der vorgeschlagene Nationale Aktionsplan 
bietet eine einzigartige Gelegenheit, diese 
Vision in greifbare Nähe zu bringen.

Gemeinsam nehmen wir entscheidende 
Schritte zur Beseitigung von Rassismus und 
freuen uns darauf, diese wichtige Arbeit mit 
Ihrer Hilfe fortzusetzen. Wenn wir zusam-
menarbeiten, können wir die Basis für eine 
Zukunft legen, in der Gleichberechtigung 
und Respekt die Eckpfeiler unseres Zu-
sammenlebens bilden. Lassen Sie uns die-
se Chance ergreifen, um gegen Rassismus 
vereint zu stehen und gemeinsam einen 
nachhaltigen Wandel zu bewirken. Es liegt 
in unserer Hand, den nächsten Schritt zu 
machen.

Rita Isiba  
ist Wirtschafts-
wissenschaftlerin, 
lehrt Community 
Engagement and 
Empowerment als 
Teil des Masters 
Programm - Applied 
Human Rights an 
der Universität für 
angewandte Kunst 
Wien.

Foto: Ramazan Yıldız
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Daten & Analysen 2023
ZARA hat 1302 Meldungen von Rassismus im Jahr 2023 dokumentiert und 
bearbeitet. 758 Meldungen - knapp 60 % – betreffen Online-Rassismus.

In allen Lebensbereichen brauchen wir strukturelle Veränderungen, um Ras-
sismus anzugehen. In mehr als 1 von 10 gemeldeten Fällen geht der Rassis-
mus vom Staat aus.

„Rassismus ist online einfacher zu mel-
den als in anderen Lebensbereichen. Ein 
aussagekräftiger Screenshot reicht aus, 
um den Sachverhalt darzulegen. Das 
führt zu vergleichsweise hohen Melde-
zahlen.”

Claudia Grobner, ZARA-Beraterin

„Trotz der klaren Forderung nach einem 
Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus 
steht dessen Umsetzung noch aus. Öster-
reich muss handeln und Verantwortung 
für rassistische Missstände in Strukturen 
und Institutionen übernehmen.”

Maria Al-Mahayni, ZARA-Beraterin

*) Meldungen aus der Arbeitswelt werden an 

die Gleichbehandlungsanwaltschaft und die 

Arbeiterkammer verwiesen.

 42% 
O�ine  58% 

Online 

58,2%

15,9%

11%

8,4%

4,5%

1,6%

0,4%
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In nur 4 von 58 Fällen rassistischer Polizeigewalt wurden formale Beschwer-
den eingereicht.

„Rassistische Polizeigewalt verdeutlicht, 
wie das System Rassismus Menschen zum 
Schweigen bringt. Denn in nur 1 von 10 
Polizeifällen, die uns gemeldet wurden, 
reichten Betroffene offizielle Beschwerde 
ein. Grund dafür sind die sekundäre 
Viktimisierung und die hohen finanziellen 
Risiken und emotionalen Belastungen, 
denen Betroffene ausgesetzt sind. Die 
Ermittlungs- und Beschwerdestelle 
muss sich deshalb als niederschwelliges, 
effizientes und vertrauenswürdiges 
Instrument erst beweisen, um diese 
verbreitete Form des institutionellen 
Rassismus zu durchbrechen. Darauf 
arbeiten wir hin und daran wird sie auch 
gemessen."

Désirée Sandanasamy, ZARA-Beraterin

Anstelle von formalen Beschwerden nutzten Klient*innen vor allem das  
ZARA-Angebot: Entlastungsgespräche, rechtliche Beratung, Verfassen von 
Bescheidbeschwerden und Begleitung.

Polizei

Die EBM ist eine unabhängige Stelle im Bundesamt zur Korruptionsprävention 
und Korruptionsbekämpfung (BAK). Sie wurde am 22. Jänner 2024 eingerich-
tet und ist bundesweit und ausschließlich für Ermittlungen und Erhebungen 
bei Misshandlungsvorwürfen gegen Polizist*innen sowie bei der Ausübung 
unmittelbarer Zwangsgewalt zuständig.

ZARA ist eines von sieben Mitgliedern im Beirat der EBM, der als unabhängiges 
Gremium die Arbeit der EBM begleitet, berät und kontrolliert.

Was ist die Ermittlungs- und Beschwerdestelle Misshandlungsvorwürfe (EBM)?

4 × Formale Beschwerde

54 × u. a. Beratungen, Einsprüche und Dokumentation54 × Entlastungsgespräche, rechtliche Beratung und Dokumentation

4 × Formale Beschwerde

INFO-CIRCLE
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Aktiv gegen Rassismus:  
Wer Rassismus online wie  
offline aufzeigt, muss gehört 
und geschützt werden.

„Es wird deutlich, dass in der schulischen 
Umgebung Präventionsarbeit von großer 
Bedeutung ist. Es ist notwendig, ein 
Bewusstsein dafür zu schaffen, was 
online wie offline akzeptabel ist und 
wo die Grenzen sind. Und es braucht 
klare Leitlinien für Lehrkräfte und Schul- 
direktionen, um angemessen auf Ras-
sismus zu reagieren und die Sicherheit 
der betroffenen Schüler*innen zu ge-
währleisten."

Hizra Chaudhry-Bećirović, ZARA-Beraterin

"Der Fall einer Schwarzen Mutter, die 
von ihrem Online‑Dating‑Kontakt rassis-
tisch und sexistisch beleidigt und bedroht 
wurde, ist für mich exemplarisch dafür, 
dass Online‑ und Offline‑Welten nicht 
getrennt existieren. Rassismus und Sexis-
mus berauben Frauen ihrer Sicherheit. 
Als Teil der Beratung empfahlen wir der 
betroffenen Frau, zur Polizei zu gehen, 
die positiv reagierte: Der Täter wurde 
verwarnt und entschuldigte sich bei der 
Mutter. Der Fall zeigt, wie wirksam es sein 
kann, sich Unterstützung zu holen.”

Golrokh Haddad, ZARA-Beraterin

ZARA wird 2023 über einen Vorfall an einer 
Schule informiert, bei dem eine couragierte 
Schülerin rassistische Nachrichten in einer 
Whatsapp-Gruppe von Mitschüler*innen in 
der Schule meldete und daraufhin selbst 
von Ausgrenzung betroffen war. 

Eine Schwarze Frau und Mutter meldete 
sich 2023 bei ZARA, weil sie von ihrem 
Online‑Dating‑Kontakt rassistisch und 
sexistisch beleidigt und bedroht wurde. 
Nachdem sie nach dem ersten Date kein 
Interesse an weiteren Treffen hatte, bom-
bardierte ihr Online‑Kontakt sie mit Nach-
richten, in denen er u. a. mit einem sexuellen 
Übergriff auf ihre Tochter drohte. Da sie und 
ihre Tochter als einzige Schwarze Personen 
in einem Dorf, das dem Täter bekannt war, 
leben, war die Gefahr sehr real. Die Betrof-
fenen wandte sich daher an ZARA.

Knapp 8 von 10 Meldungen stammen von Zeug*innen.	22 % der bei ZARA ein- 
gegangenen Rassismus-Meldungen kommen von Betroffenen 

22%
Betroffene

78%
Zeug*innen
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Nicht die Rassismus-Meldungen 
an ZARA steigen jährlich, sondern 
der Bedarf an intensiver 
Beratung

„Beratung kann entlasten und Formen 
des Umgangs mit dem erlebten Rassismus 
aufzeigen. Gegen Rassismus vorzugehen, 
ist für Betroffene leider sehr aufwendig 
und oft aufgrund der Uneinsichtigkeit der 
Täter*innen schwierig. Betroffene wären 
mit Einsichtigkeit und einer Entschul- 
digung häufig zufrieden. Stattdessen leug- 
nen Täter*innen ihre Verantwortung oder 
setzen die Übergriffe sogar fort. Das Vor- 
gehen gegen Rassismus wird insgesamt 
dadurch erschwert, dass zu viele meinen, 
ihr Verhalten wäre gar nicht rassistisch 
gewesen oder Rassismus ginge sie nichts 
an.“

Die Bekämpfung von Rassismus in Öster- 
reich ist eine schwierige und oft frustrie- 
rende Aufgabe.			   
 
„Wir brauchen daher Sie als Verbünde-
te, um die Betroffenen auch in diesen Si-
tuationen gut in ihren Bedürfnissen mit 
einem vielfältigen Beratungsangebot un- 
terstützen zu können. Unterstützen Sie 
ZARA mit einer Spende oder durch eine 
Fördermitgliedschaft und setzen Sie ein 
Zeichen für eine rassismuskritische Ge- 
sellschaft.“	  
 
Fiorentina Azizi-Hacker, 	  
Leiterin der Beratungsstellen

1708 x hat ZARA im Jahr 2023 bei Meldungen von Rassismus persönlich beraten. Individuelle 
Beratungen via E-Mail (52 %) und Telefon (37 %) sind besonders beliebt – gefolgt von persön-
lichen Beratungen und Begleitungen (8 %).

702 x setzte ZARA daraufhin rechtliche Maßnahmen und andere Interventionen.
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Lassen Sie uns die Notwendigkeit eines 
Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus 
zunächst aus heutiger Sicht her betrachten: 
Vom Jugendlichen etwa, der, nachdem er 
während der COVID-19-Pandemie auf den 
Boden spuckt, von einem Beamten der LPD 
Wien gefragt wird, warum er nicht in Afrika 
sei1. Von der Schülerin afrikanischer Her-
kunft, die von ihren Mitschüler*innen als 
„Müll“ bezeichnet wird, und daraufhin die 
Schule wechselt. Oder vom Politiker, der 
bei einer Landtagssitzung die Namen von 
21 Kindern einer Volksschulklasse mit mut-
maßlichem Migrationshintergrund einzeln 
vorliest und im Nachsatz von straffälligen 
Asylwerber*innen spricht. Dahinter steht 
struktureller Rassismus, der sich in gesell-
schaftlichen Systemen wie Politik, Exeku-
tive, Bildung und Wirtschaft resistent hält. 
Struktureller Rassismus wird definiert als 
historisch und sozial gewachsene Macht-
verhältnisse, die in den Strukturen und 
Entscheidungsabläufen einer Gesellschaft 
verankert sind. Er widerspricht dem Prinzip 
der Gleichbehandlung für alle Menschen 
und führt zu diskriminierendem „Profiling“ 
durch die wichtigsten Institutionen eines 
Landes. Zudem verhindert er den gleich-
berechtigten Zugang zu Ressourcen und 
Dienstleistungen. Aufgrund der tiefgreifen-
den gesellschaftlichen Verankerung sind 
Benachteiligungen jedoch oft schwerer 

1  Landesverwaltungsgericht Wien – Geschäftszahl VGW- 

       102/067/9788/2020: www.ris.bka.gv.at/Dokumente/ 

       Lvwg/LVWGT_WI_20201102_VGW_102_067_9788_ 

       2020_6_00/LVWGT_WI_20201102_VGW_102_067_ 

       9788_2020_6_00.html

zu erkennen als in den oben genannten 
Beispielen. Struktureller Rassismus führt 
dazu, dass selbst unbeabsichtigtes Ver-
halten rassistisch und somit gewalttätig 
sein kann.

Was all diese Vorfälle außerdem gemein-
sam haben, ist, dass sie – obwohl sie zeitlich 
begrenzt sind – eigentlich keinen endgülti-
gen Abschluss finden. Sie sind vielmehr der 
Anfang von etwas, das sich im Bewusstsein 
der Betroffenen verankert – dem Bewusst-
sein, dass sie rassistischer Diskriminierung 
ausgesetzt waren und dass die Verursa-
cher*innen dieser Handlungen nur selten 
oder gar keine Konsequenzen erfahren. 

Regierungsvertreter*innen, Institutionen, 
Organisationen und unzählige Österrei-
cher*innen bekennen sich zwar grund-
sätzlich dazu, dass Rassismus in unserer 
Gesellschaft keinen Platz hat. Warum 
dennoch der träge Umgang mit einem Na-
tionalen Aktionsplan (NAP) gegen Rassis-
mus? Warum wird ein „Aktionsplan gegen 
Rechtsextremismus und gegen den religiös 
motivierten politischen Extremismus (poli-
tischer Islam)“, wie er im Regierungspro-
gramm vorgesehen ist, und eine „Nationale 
Strategie (NAS) gegen Antisemitismus“ um-
gesetzt, aus der 2021 und 2022 zahlreiche 
hoffnungsvolle Maßnahmen hervorgehen, 
aber bis heute keine generelle Strategie 
gegen Rassismus? Es ist wichtig für die 
Demokratie in Österreich, die Vielfalt der 
Menschen nicht nur zu akzeptieren, son-
dern sie aktiv zu leben und zu verteidigen.

Betrachtungen eines Nationalen 
Aktionsplans gegen Rassismus – 
und sie wissen sich dabei in  
angesehener Gesellschaft“

Vereint gegen Rassismus: Ein Nationaler Aktionsplan in Sicht?Thema

„
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Vielleicht sollten wir die Forderung nach 
einem Nationalen Aktionsplan gegen Ras-
sismus von Anfang an betrachten?

In der 11. Gesetzgebungsperiode während 
der 4. Sitzung des Nationalrates der Repu-
blik Österreich am 22. April 1966 äußerte 
sich der damalige Vorsitzende der SPÖ, 
DDr. Bruno Pittermann, wie folgt: „Die Ab-
geordneten lehnen jedes Wiederaufleben 
des Rassismus oder eines engstirnigen Na-
tionalsozialismus ab, und sie wissen sich 
dabei in angesehener Gesellschaft.“2

Dieser erste Eintrag zum Thema Rassis-
mus von insgesamt lediglich 536 Einträgen 
in den Stenographischen Protokollen des 
österreichischen Parlaments in den Jahren 
1918 bis 2023 bezieht sich freilich auf Anti-
semitismus. In der 22. Sitzung des Natio-
nalrates am 10. Mai 2000 taucht erstmals 
der „nationale Aktionsplan gegen Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit“ in einem 
Redebeitrag des ÖVP‑Abgeordneten Dr. 
Michael Spindelegger auf. Er fragt: „Wenn 
er (Gusenbauer) sagt, es solle einen natio-
nalen Aktionsplan gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit geben, dann möchte 
ich ihn wirklich fragen: Was für einen na-
tionalen Aktionsplan?“3 23 Jahre später 
scheint diese Aufgabe für die Parlamenta-
rier*innen immer noch nicht bewältigbar zu 
sein – eine „never ending story“?

Seit spätestens den 1970er Jahren enga-
giert sich die antirassistische Zivilgesell-
schaft in Österreich sehr aktiv. Sie gewähr-
te „Fremden“ Unterschlupf, organisierte 
Demonstrationen, errichtete Denkmäler, 
hielt Mahnwachen ab, veranstaltete Kund-
gebungen, führte Performances auf, zeigte 
rechtsradikale Politiker*innen an, deckte 
interne Missstände auf, informierte, pub-
lizierte, formierte und solidarisierte sich, 
etc. Und doch zeigt eine ganz aktuelle Stu-

2  4. Sitzung des Nationalrats vom 22. April 1966 (4/NRSITZ):  

       www.parlament.gv.at/gegenstand/XI/NRSITZ/4

3  Nationalrat, XXI. GP 10. Mai 2000 22. Sitzung / 127:  

       www.parlament.gv.at/dokument/XXI/NRSITZ/22/ 

       fname_114399.pdf

die der EU-Grundrechteagentur (FRA)4, 
dass Österreich bei Diskriminierung ge-
genüber Menschen afrikanischer Herkunft 
Höchstwerte aufweist. Diese Studie zeigt 
beispielsweise, dass Schwarze Menschen 
und Menschen afrikanischer Herkunft in 
Österreich überdurchschnittlich häufig Po-
lizeidiskriminierung erfahren (53 Prozent 
der befragten Männer und 24 Prozent der 
befragten Frauen). Doch die Ergebnisse 
dieses Berichts spiegeln sich nicht in An-
zeigen bzw. Verurteilungen von Exekutiv-
organen, Kampagnen für Zivilcourage oder 
Fernsehdebatten wider. Dies verdeutlicht 
die „Realität eines verwurzelten Rassis-
mus“5, dessen Überwindung eine gemein-
same nationale Anstrengung braucht und 
nicht alleinige Aufgabe von einzelnen Poli-
tiker*innen, Institutionen, Organisationen 
und Akteur*innen sein kann.

Im September 2020 hat die Europäische 
Kommission einen fünfjährigen „Aktions-
plan gegen Rassismus für die EU“ vor-
gestellt, denn: „Die weltweite Bewegung 
'Black Lives Matter' führt (…) deutlich vor 
Augen. Es ist an der Zeit, dass wir uns die 
weite Verbreitung von Rassismus (…) ein-
gestehen und dagegen vorgehen.“6

Betrachten wir nun den Nationalen Ak-
tionsplan gegen Rassismus in seiner Be-
deutung für die Zukunft: Gelebte Vielfalt 
in Gleichheit!

4  Being Black in the EU – Experiences of people of African  

       descent: fra.europa.eu/en/publication/2023/being- 

       black-eu

5  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament,  

       den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-       

       schuss und den Ausschuss der Regionen. Eine Union der        

       Gleichheit: EU-Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025:        

       eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CE- 

       LEX%3A52020DC0565

6  Ebenda
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Rassismus ist tief in der österreichischen 
Gesellschaft verwurzelt und durchzieht 
sämtliche Bereiche. Angesichts dieses Um-
stands bedarf es konkreter Maßnahmen 
zur Erkennung und wirksamen Bekämp-
fung von strukturellem und institutionel-
lem Rassismus.

Der ZARA Rassismus Report 20221 ver-
deutlichte bereits die strukturellen Un-
gleichheiten aufgrund von Ethnie, Haut-
farbe und Religion in Österreich. Es ist 
entscheidend, konkrete Maßnahmen zu 
formulieren, um eine inklusivere Gesell-
schaft zu fördern. Die Anerkennung von 
strukturellem und institutionellem Rassis-
mus bildet den ersten Schritt zur Reduzie-
rung dieses Problems.

In Österreich braucht es eine Sensibilisie-
rung aller Institutionen auf allen Ebenen, 
um Diskriminierung zu erkennen und aktiv 
entgegenzuwirken. Eine wissenschaftliche 
Studie könnte das Verständnis von Ent-
scheidungsträger*innen in verschiedenen 
Sektoren, einschließlich Wirtschaft, Politik, 
Bildungssystem und Polizei, hinsichtlich in-
stitutionellen und strukturellen Rassismus 
untersuchen. Die gewonnenen Erkennt-
nisse könnten als Grundlage für zielge-
richtete Maßnahmen dienen, die nicht nur 
Schulungen, sondern auch die Erstellung 
von Positionspapieren umfassen, um das 
Bewusstsein für die Auswirkungen von Ras-
sismus zu fördern.

1  presse.wien.gv.at/presse/2023/03/21/ 

      zara-rassismus-report-zeigt-wichtigkeit-von- 

      strategien-zur-bekaempfung-von-rassismus

Die Schaffung einer inklusiven Gesellschaft 
erfordert eindeutige Gleichstellungsmaß-
nahmen. Ein Nationaler Aktionsplan sollte 
darauf abzielen, Gleichstellung und Gleich-
behandlung für alle Bürger*innen sicher-
zustellen. Das beinhaltet die Überprüfung 
und Anpassung von Gesetzen, um Diskri-
minierung zu verhindern, sowie die Förde-
rung von Vielfalt und Inklusion in öffent-
lichen Institutionen. Die Kooperation mit 
Jurist*innen kann die konkrete Umsetzung 
der Gesetzesüberprüfung und ‑anpassung 
unterstützen.

Das Bildungssystem spielt eine ent-
scheidende Rolle bei der Formung der 
Werte und Überzeugungen kommen-
der Generationen. Effektivere Schutz-
maßnahmen vor Rassismus erfordern 
die Integration antirassistischer Lehr-
inhalte, Schulungen für Pädagog*innen 
sowie eine umfassende Überarbeitung 
von Lehrplänen, um eine vielfältige und 
inklusive Perspektive zu gewährleisten. 

„Advancing Equality Within The Austrian 
School System (AEWTASS)“ setzt sich aktiv 
für ein diskriminierungsfreies Bildungswe-
sen in Österreich ein. 

Gegründet 2019, mit einem Team von 
24 Personen, fokussiert sich AEWTASS 
auf die Optimierung der Darstellung von 
Menschen mit afrikanischem Erbe und der 
Diaspora im österreichischen Bildungssys-
tem. Das Leistungsspektrum von AEWTASS 
erstreckt sich über verschiedene Bereiche: 
Durch wissenschaftliche Analysen von 
Schulbüchern, Workshops zur Dekonst-
ruktion rassistischer Inhalte, die Erstellung 

Eine inklusive Zukunft ebnen: 
Advancing Equality Within  
The Austrian School System“

Vereint gegen Rassismus: Ein Nationaler Aktionsplan in Sicht?Thema
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eigener Lehrmaterialien sowie die Einfüh-
rung von Schwarzen Perspektiven und die 
Entwicklung einer Lernplattform.
AEWTASS bietet ebenso Seminare zum 
Thema „Unconscious Bias in der Lehre“ 
an, die darauf abzielen, Pädagog*innen für 
unbewusste Vorurteile zu sensibilisieren 
und ihnen Werkzeuge zur Verfügung zu 
stellen, um eine inklusivere und vielfälti-
gere Lernumgebung zu schaffen. Die Teil-
nahme kann dazu beitragen, Vorurteile im 
Bildungssystem aktiv zu reduzieren und die 
Grundlage für eine gerechtere Gesellschaft 
zu schaffen..

Die effektive Umsetzung von solchen Pro-
grammen durch Organisationen erfordert 
finanzielle Ressourcen. Es ist unerlässlich, 
angemessene Mittel für Antirassismus‑In-
itiativen bereitzustellen, die darauf abzie-
len, Bewusstsein zu schaffen, Bildungspro-
gramme zu fördern und sich aktiv für eine 
gerechtere Gesellschaft einzusetzen.

Neue Vereine oder Organisationen mit 
begrenztem Budget stehen vor der Her-
ausforderung, ausreichende finanzielle 
Mittel zu erhalten. Für viele stellen die 
Bereitstellung von Eigenmitteln und die 
Vorauszahlung von Rechnungen zusätz-

liche Barrieren dar. Organisationen, die 
innovative Ideen und effiziente Maßnah-
men zur Reduzierung von Rassismus ent-
wickeln könnten, scheitern an fehlenden 
Ressourcen. Die strukturelle Verankerung 
der Förderung, z. B. von Bildungspro-
grammen, im Bildungsministerium soll-
te daher forciert werden.		   

Das „Vienna Institute for the African Dias-
pora (VIAD2)“, Trägerverein der Bildungs-
initiative „Advancing Equality Within The 
Austrian School System (AEWTASS)“, be-
grüßt deshalb die Forderung nach einem 
Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus 
in Österreich. Ein Nationaler Aktionsplan 
gegen Rassismus ist ein dringend benö-
tigter Schritt, um Österreich auf den Weg 
zu einer inklusiveren und gerechteren Ge-
sellschaft zu bringen. Es ist an der Zeit, 
konkrete Maßnahmen zu ergreifen, die auf 
den menschenrechtlichen Prinzipien der 
Gleichheit und Nichtdiskriminierung basie-
ren. Nur durch gemeinsame Anstrengungen 
können wir eine Zukunft gestalten, frei von 
Rassismus, in der jede Person in Österreich 
gleichberechtigt und respektiert ist.	  

2  http://aewtass.org/uber-uns/
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Was hat sich getan?

Im Jänner 2024 nahm die neu eingerichte-
te Ermittlungs- und Beschwerdestelle zur 
Aufklärung von Misshandlungsvorwürfen 
gegen Polizeibedienstete (EBM) ihre Arbeit 
auf. Die Bundesregierung hat sich im Re-
gierungsübereinkommen 2020 – 2024 zur 
Sicherstellung einer konsequenten und 
unabhängigen Aufklärung von Misshand-
lungsvorwürfen gegen Polizeibedienstete 
und zur Schaffung einer eigenen Ermitt-
lungs- und Beschwerdestelle bekannt. Im 
Frühjahr 2023 wurde der Ministerialent-
wurf des Gesetzesvorhabens zur Einrich-
tung einer EBM veröffentlicht. Der Verein 
ZARA hat sich, ähnlich wie einige andere 
NGOs, intensiv mit diesem Thema beschäf-
tigt und zum Ministerialentwurf Stellung 
genommen. Im Sommer 2023 wurde das 
abgeänderte Gesetz beschlossen. Einige 
Kritikpunkte wurden beachtet und noch 
eingearbeitet, einige Bedenken bleiben be-
stehen. Nichtsdestotrotz ist die Schaffung 
einer EBM ein erster wichtiger Schritt in die 
richtige Richtung.

Warum ist die EBM wichtig?

Bei Misshandlungsvorwürfen gegen die 
Polizei, die auch strafrechtlich relevant 
sein können, kommt es kaum zu Anzeigen 
und noch weniger zu Gerichtsverfahren. 
Eine Anzeige kann für Betroffene weit-
reichende Folgen nach sich ziehen, da es 
im schlimmsten Fall zu einer Gegenan-
zeige wegen Verleumdung kommen kann. 
So kam es laut einer Studie des „Austri-
an Center for Law Enforcement Scien-
ces“ (ALES) der Universität Wien in zehn  

 
 
Prozent der untersuchten Fälle zu einer  
Gegenanzeige wegen Verleumdung. Im Be-
obachtungszeitraum der Studie zwischen 
2012 und 2015 in Wien und Salzburg kam 
es gleichzeitig zu kaum einer Anklage und 
zu keiner einzigen Verurteilung einer bzw. 
eines Bediensteten. Hier kommt auch der 
strukturelle Missstand zum Tragen, dass in 
Fällen von polizeilicher Gewalt, die Polizei 
gegen sich selbst ermittelt. Darüber hin-
aus werden disziplinäre Maßnahmen nicht 
nach außen kommuniziert und sind für die 
Öffentlichkeit nicht nachvollziehbar. Es gab 
auch schon Fälle in Österreich, in denen 
es zwar zu einer strafrechtlichen Verurtei-
lung kam, aber keine strengen disziplinären 
Maßnahmen gesetzt wurden, wie etwa eine 
Suspendierung. Begründet wurde das da-
mit, dass der Strafrahmen noch unter der 
Schwelle liegt, die ein Tätigwerden gesetz-
lich verlangt.

In der Beratungsstelle !GegenRassismus 
wurden schon viele Beratungsgespräche 
mit Betroffenen von rassistischer Polizeige-
walt geführt. Es gibt einige Gründe, warum 
viele Klient*innen vor einer Beschwerde-
führung zurückscheuen. Die aktuelle Stu-
die der Agentur der Europäischen Union 
für Grundrechte zu Minderheiten und Dis-
kriminierung zeigt nach wie vor auf, dass 
der Großteil (64 Prozent) der Personen, die 
allgemein rassistische Diskriminierung er-
leben, das nirgends melden – auch nicht 
bei zivilgesellschaftlichen Organisationen. 
36 Prozent der Personen gaben an, dass sie 
Vorfälle nicht melden, da sie kein Vertrau-
en hätten, dass etwas passiert, bzw. sich 

Zwischen Anspruch und Wirklich-
keit: Die EBM und ihre Rolle in der 
Aufarbeitung von Polizeigewalt

Vereint gegen Rassismus: Ein Nationaler Aktionsplan in Sicht?Thema
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dadurch etwas verändere1. Dieses fehlende 
Vertrauen im Umgang mit Rassismus ist 
bei der Polizei noch größer. In der gleichen 
Studie von 2018, die sich noch intensiver 
mit dem Themenblock Diskriminierung und 
Polizei befasste, wurde erhoben, dass von 
allen marginalisierten Personen, die sich 
von der Polizei herablassend behandelt 
fühlten, nur 9 Prozent dieses Verhalten 
meldeten oder eine Beschwerde einreich-
ten2. Es spielen insbesondere drei große 
Faktoren eine Rolle. Zum einen sind die 
bestehenden Beschwerdemöglichkeiten 
hürdenreich. Es ist kaum möglich, ohne 
juristische Vorkenntnisse die bestehenden 
Optionen zu kennen, geschweige denn eine 
Beschwerde formgerecht einreichen zu 
können. Des Weiteren besteht – auch die 
leider oft berechtigte – Angst bei Einrei-
chen einer Beschwerde weitere Repressa-
lien fürchten zu müssen. So hat ein Klient 
nach einer Beschwerde Verwaltungsstrafen 
für ein vermeintlich aggressives Verhalten 
während der Amtshandlung erhalten. Be-
sonders für Personen, die keinen gesi-
cherten Aufenthaltstitel haben, oder die 
sich für die Staatsbürgerschaft bewerben 
wollen, kann diese Angst zu einem Verzicht 
der Geltendmachung der eigenen Rechte 
führen. Andererseits sind Maßnahmenbe-
schwerden (→ Glossar, S. 71) mit einem 
hohen Kostenrisiko verbunden.

Wegen der fehlenden Niederschwelligkeit 
und des bisher mangelnden Vertrauens in 
die bisherige Beschwerdeaufarbeitung ist die 
Errichtung einer unabhängigen Beschwer-
destelle bei Misshandlungsvorwürfen eine 
langjährige Forderung des Vereins ZARA.3 

1  FRA, EU-MIDIS II, 2023, S.19

2  FRA, EU-MIDIS II, 2018, S. 30

3  Siehe unter anderem ZARA Forderungen 2020 “Forderung  

      nach effektiverem Rechtsschutz bei Beschwerden gegen  

      polizeiliches Fehlverhalten” in ZARA Rassismus Report  

      2019, S. 88.

Wie wurde die EBM umgesetzt?

Gerade die mangelnde Unabhängigkeit der 
errichteten EBM ist kritisch zu beurteilen. 
Zum einen wird die Stelle im Bundesamt 
zur Korruptionsprävention und Korrup-
tionsbekämpfung (BAK) angesiedelt, wie 
die gesamte Polizeistruktur unter der Wei-
sungsbefugnis des Innenministers bzw. der 
Innenministerin steht. Auch die Leitungs-
person der EBM wird durch diese*n Bun-
desminister*in bestellt. Die völkerrechtlich 
vorgesehene institutionelle, hierarchische 
und praktische Unabhängigkeit ist so nicht 
ausreichend umgesetzt.

Änderungsvorschläge des Gesetzesent-
wurfs, die durch verschiedene NGOs 
eingebracht und umgesetzt wurden, be-
treffen zum einen die Definition von Miss-
handlungsvorwürfen und zum anderen den 
Bestellprozess für Mitglieder*innen des un-
abhängigen Beirats, dem die strukturelle 
Kontrolle der EBM obliegt.

Auch wenn die Umsetzung der EBM völker-
rechtlich nicht optimal ist, sollten wir diese 
neue Möglichkeit – so gut es geht – nützen, 
um dann auch etwaige Mängel aufzeigen zu 
können. Es ist eine Chance, mehr Transpa-
renz und Handlung bei strukturellen Miss-
ständen einzufordern. Untersuchungen fin-
den nur statt, wenn dieses Instrument auch 
genutzt wird: Nützen wir also diese neue 
Möglichkeit, um die Dunkelziffer polizei-
licher Übergriffe sichtbar zu machen!
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Drei Jahre nach der Operation  
Luxor: Kriminalisierung der  
Zivilgesellschaft geht weiter

Die Operation Luxor gilt als größte Polizei-
operation gegen den sogenannten politi-
schen Islam. Während sie ergebnislos blieb 
und medial abgestraft wurde, versucht die 
Regierung diese nun als Erfolg umzudeu-
ten. Die Kriminalisierung der muslimischen  
Zivilgesellschaft wird dabei ungehemmt 
weiter exerziert.

Die Operation Luxor

Vor drei Jahren verkündete der damalige 
Innenminister Karl Nehammer seinen Erfolg 
im Kampf gegen den sogenannten politi-
schen Islam. Unter dem Einsatz von bei-
nahe 1.000 Einsatzkräften wurde die lang 
geplante Polizeiaktion durchgeführt. Die 116 
Beschuldigten, darunter auch der Autor die-
ses Textes, wurden als Terroristen und Mit-
glieder einer kriminellen und staatsfeindli-
chen Organisation dargestellt, die angeblich 
in Mord und Entführung verwickelt seien 
und die Errichtung islamischer Enklaven in 
Europa sowie letztendlich eines weltweiten 
Kalifats anstrebten. Mehr als drei Jahre da-
nach ist die Bilanz vernichtend: Keine einzi-
ge Anklage, keine einzige Verhaftung. Nicht 
einmal eine Untersuchungshaft.

Medial abgestraft

Medial wurde die Operation Luxor seither 
abgestraft. Journalist*innen sprachen von 
„zerbröselnden Ermittlungen“ (Die Pres-
se)1, einer „klassisch türkisen Showaktion 

1  Anna Thalhammer, „Operation Luxor: Ermittlungen zer- 

       bröseln“, Die Presse, 29. Juni 2022, www.diepresse.com 

       /6158636/operation-luxor-ermittlungen-zerbroeseln

mit bisher null strafrechtlichem Ergebnis“2, 
einem „gigantischen Flopp“3, und dem „der-
zeit größten und wohl umstrittensten Ver-
fahren in Österreich“ (alle: Der Standard)4 
oder konkret von „Nehammers Debakel“ 
(Profil)5, war er damals doch amtsführender 
Innenminister. Mehr noch: Investigativre-
cherchen des renommierten Magazins The 
New Yorker und später das Profil deckten 
auf, dass die inhaltlichen Grundlagen sowie 
die Durchführung in ein Netzwerk einer mil-
lionenschwer finanzierten und systematisch 
orchestrierten Schmutzkampagne einer 
Schweizer Privatfirma verstrickt sind. Re-
aktionen vonseiten politischer Parteien gab 
es dazu bisher keine. Denn die Strategie der 
Regierungsspitze blieb ungehemmt gleich: 
„Durchducken“ und den Skandal unter den 
Teppich kehren.

Revisionismus

Seit dem Wiedererstarken des Nahostkon-
flikts werden nun neue Töne angeschlagen. 

2  Hans Rauscher, „Operation Luxor“: Entscheidender (Fehl- 

      Schlag, Der Standard, 20. September 2022, www.derstan- 

      dard.at/story/2000139261364/operation-luxor- 

      entscheidender-fehlschlag

3  Hans Rauscher, „Staatsversagen bei Extremisten“, Der       

      Standard, 2. August 2022, www.derstandard.at/story/ 

      2000137980235/staatsversagen-bei-extremisten

4  Jan Michael Marchart, „Die ungewöhnliche Vendetta der       

      Staatsanwaltschaft in der Operation Luxor“, Der Standard,  

      7. Mai 2022, www.derstandard.at/story/2000135448814/ 

      die-ungewoehnliche-vendetta-der-staatsanwaltschaft-in- 

      der-operation-luxor

5  Anna Thalhammer, „Operation Luxor: Nehammers  

       Debakel“, Profil, 2. April 2023, www.profil.at/oesterreich/      

      operation-luxor-nehammers-debakel/402385727
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So erwiderte ein im Dienst der Direktion 
Staatsschutz und Nachrichtendienst (DSN) 
stehender Akademiker einem Journalisten, 
dass die Operation Luxor kein Flop gewesen 
sei: „Ich würde sagen, es ist die Justiz in die 
Pflicht zu nehmen. Die Behörden haben aus 
meiner Sicht eine gute Beweislage.“6 Damit 
steigt er in den Chor derjenigen ein, die ein 
Justizbashing vornehmen und ähnelt eher 
der rechten Interpretation eines Herbert 
Kickl, wonach das Recht der Politik zu fol-
gen habe und nicht umgekehrt. Gericht-
liche Entscheidungen werden verhöhnt. 
Anstatt der faktenbasierten Analyse des 
Obersten Gerichtshofes zu folgen, werden 
faktenbefreite Vermutungen zweifelhafter 
Zeug*innen ungeprüft übernommen und 
darauf Luftschlösser gebaut, die bei ge-
nauer Sichtung in sich zusammenfallen, wie 
das OLG gezeigt hat. Dieser Revisionismus 
wird neuestens auch von dem amtierenden 
Innenminister Karner betrieben. 
 
Ungebremste Kriminalisierung

Wenig verwunderlich, dass dies auch den 
amtsführenden Staatsanwalt ermuntert, 
weiterzumachen. Mit Stand Herbst 2023 
gab es lediglich noch 27 Personen und 11 In-
stitutionen, die von dem Ermittlungsverfah-
ren betroffen waren. Und dennoch werden 
weitere neue Ermittlungen gegen ehemals 
Beschuldigte aufgemacht, die eine Welle 
der Einschüchterung bedeuten. Als jüngs-
tes Beispiel dienen die neu begonnenen Er-
mittlungen wegen Finanz- und Vermögens-
delikten gegen den seit 2006 existierenden 

6  Wolfgang Sablatnig, „Radikalisierung im Netz: Terrorexperte  

      Stockhammer arbeitete den Anschlag von Wien auf“,Tiroler 

      Tageszeitung, 27. Oktober 2023, www.tt.com/artikel/ 

      30867885/radikalisierung-im-netz-terrorexperte- 

      stockhammer-arbeitete-den-anschlag-von-wien-auf 

Hilfsverein „Rahma“. 700 Spender*innen 
wurden als Zeug*innen von den Landesver-
fassungsschutzämtern (regionale Stellen 
der DSN) geladen, um über ihre Spenden 
befragt zu werden. Ohne Vorankündigung 
klopfen die Behörden an der Haustür. Der 
Verein selbst kritisierte das: „Offensichtlich 
sollen die Unterstützenden mit großteils 
migrantischem Hintergrund eingeschüch-
tert und „Rahma“ dadurch diffamiert wie 
auch an seiner Arbeit gehindert werden. 
Bisher ist in Österreich kein vergleichbares 
Vorgehen gegen Spender*innen anderer 
Hilfsorganisationen bekannt.“7 Diese Kri-
minalisierung der Zivilgesellschaft hatte 
nicht nur dem Verein selbst die einseiti-
ge Schließung von Bankkonten gekostet. 
Sie fördert auch das Misstrauen und das 
subjektive Angstgefühl der Spender*innen. 
Wie eine Vertreterin der jüdischen Organi-
sation „Not In Our Name“ dazu sagte, sei 
es „kein Zufall, dass Spender*innen katho-
lischer Hilfsorganisationen noch nie auf 
eine ähnliche Weise verhört wurden und 
diese einzigartige Vorgehensweise auf 
eine rassistische Ursache, nämlich auf is-
lamfeindliche Vorurteile zurückzuführen 
sei.“8 Das Schweigen und Wegschauen auf-
seiten jener, die sich in Machtpositionen 
befinden, muss gebrochen werden, um der 
Kriminalisierung von muslimischen Ver-
einen, Communitys und Akteur*innen ein 
Ende zu setzen. Dazu ist auch ein Aufstehen 
der Zivilgesellschaft nötig. Wer heute weg-
schaut, ist morgen vielleicht selbst dran.

7  Rahma Austria, „Stellungnahme des Hilfsvereins Rahma  

      Austria zu den aktuellen Vorwürfen”, OTS, 18. Februar  

      2024, ots.at/presseaussendung/OTS_20240218_OTS0012/                     

      stellungnahme-des-hilfsvereins-rahma-austria-zu-den- 

      aktuellen-vorwuerfen-bild

8  Ebd.
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Der Nationale Aktionsplan gegen Rassismus 
und Diskriminierung wurde für die aktuelle 
Regierungsperiode (2020‑2024) angekün-
digt, aber bis jetzt noch nicht umgesetzt. 
Wir wollen diesem wichtigen Vorhaben 
Nachdruck verleihen. Bereits letztes Jahr 
haben wir uns als ZARA zum Nationalen 
Aktionsplan (NAP) deutlich positioniert und 
unsere Forderungen einem breiteren Publi-
kum vorgestellt. In dieser Ausgabe des Ras-
sismus Reports möchten wir unsere Gedan-
ken dazu noch vertiefen und uns intensiver 
mit dem Thema beschäftigen. Neben den 
Gastbeiträgen (S.14, S.26) haben wir uns um 
ein Round‑Table‑Gespräch bemüht, zu dem 
wir befreundete Organisationen eingeladen 
haben. So waren Vertreter*innen von Black 
Voices (Samuel Hafner), der Dokustelle 
Islamfeindlichkeit und antimuslimischer 
Rassismus (Laura Topütt), der Initiative für 
eine diskriminierungsfreie Bildung (Katha-
rina Kulesza), Romano Centro (Dejan Segić) 
und wir als ZARA (Amina El-Gamal, Rita 
Isiba, Ramazan Yıldız) in der Runde ver-
treten. Es war uns wichtig, über unseren 
jeweiligen Tellerrand zu blicken und ge-
meinsam über die Herausforderungen, aber 
auch über mögliche Chancen zu diskutieren. 
Wir bedanken uns bei allen Mitwirkenden 
und möchten hier die zentralen Ergebnisse 
und Impulse aus dieser Gesprächsrunde zu-
sammenfassen. 

Rassismus hat System

Allen voran ist es wichtig, sich zu vergegen-
wärtigen, dass auch in unserer Gesellschaft 
Rassismus systemimmanent ist. Dem kann 

nur mit einem entsprechenden Vorhaben 
wie einem Nationalen Aktionsplan begeg-
net werden. Es darf nicht nur um rassis-
tische Übergriffe und Diskriminierung auf 
individueller Ebene gehen. Vielmehr sind 
diese symptomatisch für die rassistischen 
Verhältnisse, in denen wir leben. Rassismus 
als fester Bestandteil der gesellschaftlichen 
Strukturen, die uns umgeben. Es ist klar, 
dass eine Umsetzung im Rahmen eines NAPs 
dieses Problem nicht lösen wird, jedoch ist 
es ein wichtiger und notwendiger Schritt in 
diese Richtung.

How we speak

Manche unserer Inhalte waren in der Ver-
gangenheit vielleicht zu komplex formuliert. 
Damit unsere Anliegen auch für mehr Men-
schen zugänglich werden, braucht es po-
intiertere und einfachere Formulierungen. 
Vor allem die Betroffenen müssen erkennen 
können, dass die Themen, Forderungen und 
Lösungsansätze das Ergebnis unserer Arbeit 
in und mit den Communitys sind. Betroffene 
Menschen sollten in den Veröffentlichungen 
ihre Anliegen und Bedürfnisse erkennen und 
sich auch repräsentiert wissen.

Expertise aus und für Communitys

Es ist uns ein Anliegen, dass bei der Entste-
hung des NAPs Expert*innen aus den Reihen 
der Communitys kommen und diese auch 
dort ihren Rückhalt haben. Es ist nicht zu 
erwarten, dass Expert*innen, die aktuell 
vom System und der dort vorherrschen-
den Ordnung unverhältnismäßig profitieren, 

Ein Aktionsplan ist immer nur so 
gut wie seine Umsetzung“ – über 
Schwierigkeiten und Chancen  
eines NAPs gegen Rassismus

Vereint gegen Rassismus: Ein Nationaler Aktionsplan in Sicht?Thema

„
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dieses kritisch hinterfragen oder nachhaltig 
verändern werden. Noch weniger können 
Personen oder Institutionen die notwendige 
Arbeit in der Realisierung eines NAPs leisten, 
die selbst zu den Missständen beigetragen 
haben.

Wachsam und laut

Dazu kommt, dass die aktuellen politischen 
Entwicklungen sehr besorgniserregend sind. 
Genau jetzt ist es aber wichtig, wachsam 
zu sein und entsprechend klar positioniert 
sowie öffentlichkeitswirksam aufzutreten. 
Es braucht Strategien, um breiter aufgestellt 
zu sein, um Entscheidungsträger*innen aus 
Politik, Wirtschaft und Medien dafür zu 
sensibilisieren und für die Forderungen zu 
gewinnen. In diesem Zusammenhang ist es 
auch erforderlich, den Fokus des öffentli-
chen Diskurses auf den strukturellen und in-
stitutionellen Rassismus zu lenken – da viele 
Nichtbetroffene noch wenig Bewusstsein 
haben oder auch zu wenig informiert sind. 
Es ist auch notwendig, Entscheidungsträ-
ger*innen aus der Privatwirtschaft für dieses 
Anliegen zu gewinnen, sie zu überzeugen, 
dass sie von den Menschen und deren Fä-
higkeiten und Qualifikationen profitieren, 
wenn diese sich nicht mehr nur am Rande 
der Gesellschaft – z. B. als Gastarbeiter*in-
nen – sehen. Vielfältige Teams und Men-
schen, die sich in unserer Gesellschaft an-
genommen und angekommen fühlen, sind 
auch und vor allem für die Wirtschaft ein 
Gewinn.

Vernetzung, Austausch, Kooperation

Dies geht einher mit der Notwendigkeit, 
dass sich alle Organisationen, die in diesem 
Feld aktiv sind, vernetzen, austauschen und 
unterschiedliche Blickwinkel zusammenfüh-
ren. Es ist wichtig, dass wir an unseren Erfol-
gen festhalten und unsere Arbeit gemeinsam 
fortsetzen. Um unsere Bemühungen umzu-
setzen, brauchen wir einen intersektionalen 
Blick und müssen unsere Gedanken und un-
sere Hände über die Grenzen der Commu-
nitys ausstrecken. Und noch wichtiger ist, 
dass sich marginalisierte, rassifizierte und 

stigmatisierte Gruppen nicht gegeneinander 
ausspielen lassen – und erkennen, dass wir 
einen gemeinsamen Kampf führen. Es wird 
maßgeblich sein, dass wir das Verbindende 
in den Vordergrund stellen, um gemeinsam 
für eine rassismuskritische Gesellschaft ein-
zustehen.

Status quo

Vor allem Organisationen, die zu Antimusli-
mischen Rassismus arbeiten, nehmen einen 
enormen Anstieg der gemeldeten und zu 
betreuenden Fälle war. Dieses Volumen 
ist kaum bewältigbar, da viele Klient*innen 
auch psychosoziale und juristische Bera-
tung brauchen. Viele der Klient*innen – 
sowie auch deren Umfeld – sind mit dem 
gesellschaftlichen Klima, den politischen 
Entwicklungen in unserem Land, aber auch 
von den globalen Ereignissen überfordert. 

Para yok?

Deshalb sind einer der ersten hier erwähn-
ten, notwendigen Forderungen die Förder-
mittel. Es braucht ausreichendes Budget, 
um auch wirklich etwas zu bewegen. Das 
schließt mit ein, dass alle NGOs, die in 
diesem Feld arbeiten, auch mit entspre-
chenden Ressourcen ausgestattet sind. 
Gleichzeitig ist es unabdingbar, dass alle 
Organisationen finanziell unabhängiger wer-
den, in dem sie sich mit Akteur*innen aus 
der Privatwirtschaft zusammentun. Darüber 
hinaus gibt es Modelle wie Crowdfunding 
und Foundraising, welche noch ausbaufähig 
sind. Stabilität und finanzielle Sicherheit sind 
für alle Akteuer*innen notwendig, wenn wir 
nachhaltig und effektiv arbeiten wollen. 

Partizipation und Repräsentation

Ein weiteres Thema ist die politische Un-
mündigkeit aufgrund der Tatsache, dass 
ein Großteil der marginalisierten Commu-
nitys bzw. von unserer Zielgruppe nicht 
wahlberechtigt ist. Deswegen müssen die 
Möglichkeit der demokratischen Mitbe-
stimmung und das Thema Demokratie ein 
zentrales Thema im NAP sein. Hier geht es 
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vor allem auch um die Erleichterung des Er-
werbs der Staatsbürgerschaft. Wie sollen 
sich Menschen als Teil einer Gesellschaft 
sehen, wenn ihre politische Stimme keinen 
Wert hat und sie von der Mitbestimmung 
ausgeschlossen sind?

Polizeigewalt und Antimuslimischer	   
Rassismus

Ein anderer Punkt, der im NAP verankert 
werden muss, ist eine vollständig unabhän-
gige Prüfstelle für Polizeigewalt – und zwar 
außerhalb des Innenministeriums. Ebenso 
zentral ist die gesonderte Erfassung von 
rassistisch motivierten Straftaten. Darüber 
hinaus soll das Gleichbehandlungsgesetz auf 
den Bereich der Religion ausgeweitet wer-

den. Dies hätte bezüglich des antimuslimi-
schen Rassismus weitreichende Folgen und 
könnte einen Meilenstein in diesem Arbeits-
bereich bedeuten.

Wachsam sein, aktiv werden

Selbst wenn der NAP umgesetzt wird, müs-
sen wir alle konstruktiven Kräfte stets kritisch 
und wachsam bleiben, damit die Richtung 
und die Ziele nicht verloren gehen. Unter-
dessen gilt es jederzeit bereit zu sein, aktu-
elle Themen, neue Forderungen und Kritik 
an die entsprechenden Entscheidungsträ-
ger*innen zu adressieren. Immer wieder 
werden unsere Vorhaben auch über unsere 
Kapazitäten gehen und gerade dann braucht 
es Überzeugung, Kraft und Ausdauer.	  

Wir öffnen Räume für brennende Themen 
und kontroverse Debatten. www.wuk.at

Vereint gegen Rassismus: Ein Nationaler Aktionsplan in Sicht?Thema
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INFOMATERIAL: “STÄNDIGE NADELSTICHE”

Wie ich Mikroaggres-
sionen erkenne und 
was ich dagegen tun 
kann!
 
Was sind Mikroaggressionen?

Mikroaggressionen sind alltägliche Kommentare, Fragen, verbale oder nonver-
bale Handlungen. Sie transportieren eine Abwertung oder Herabsetzung, wobei 
diese nicht unbedingt offensichtlich beleidigend oder feindselig erscheint. Wie 
Makroaggressionen (Beleidigungen, Übergriffe) richten sich Mikroaggressionen 
mit ihrer Botschaft gegen bestimmte Gruppen, basierend auf Identitätsmerk-
malen wie Hautfarbe, Geschlecht, sexuelle Orientierung, Religion, ethnische 
Zugehörigkeit oder andere persönliche Eigenschaften.

Mikroaggressionen sind eine große Herausforderung, weil sie verunsichern und 
unbewusst noch mehr vorurteilsbehaftete Nachricht mit-transportieren. Sie 
können eine negative Wirkung auf die psychische Gesundheit und das Wohl-
befinden der betroffenen Personen haben.
 
Wenn ich von Mikroaggressionen betroffen bin… 
 
Hör auf dein Bauchgefühl! Das Wichtigste ist, sich nicht verunsichern zu las-
sen. Wenn du dir unsicher bist, ob du eine Mikroaggression erlebt hast, dann 
kannst du meistens der eigenen Intuition vertrauen und nicht die eigenen Er-
lebnisse und Einschätzungen in Frage stellen.

Achte auf dich! Es gibt verschiedene Möglichkeiten auf Mikroaggressionen zu 
reagieren, wie beispielsweise Benennen, Grenzen setzen, Unterstützung holen 
oder auch Ignorieren. Diese sind je nach Umstand, Situation und Kapazitäten 
unterschiedlich. Es erfordert Mut und Kraft, sich damit auseinander zu set-
zen. Das Wichtigste ist: Auf sich selbst und die eigenen Grenzen zu achten! 

 

→	 Mikroaggressionen einfach erklärt:

	 Sie werden oft mit Moskitostichen verglichen: Ein einzelner Stich ist lästig, 	
	 aber wenn man sehr viele Stiche über einen langen Zeitraum aushalten 		
	 muss, so schmerzt es und es bleiben Wunden zurück.
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Beispiele dafür können sein:

•		 Wenn eine Lehrperson die Namen mancher Schüler*innen nach Wochen immer  
	 noch falsch ausspricht, alle anderen Namen aber richtig.

•		 Aussagen wie „Ich sehe keine Farben, für mich sind alle Menschen gleich“, von  
	 einer weißen Person gemacht, lassen durchklingen: „Ich glaube nicht, dass die  
	 Hautfarbe eine große Rolle für Menschen spielt, weil ich keine negativen  
	 Erfahrungen damit mache.“

•		 Hartnäckiges Befragen einer BiPoC-Person mit Sätzen wie: „Nein, aber wo kommst 
 	 du WIRKLICH her?“ impliziert: „Du gehörst nicht hierher."	  

→	 Überlege dir grundsätzlich, wo, wann und warum du manche Fragen und 
 	 Aussagen in den Raum stellst. Man kann nie wissen, welche Auswirkungen 
 	 eine Frage auf jemanden haben kann. Besonders häufig gestellte Fragen 
 	 können für Betroffene mikroaggressiv erlebt werden.	  

Wenn du eine Person durch eine Mikroaggression verletzt hast, dann…

…nimmst du das Feedback an – gerade auch dann, wenn du die Person nicht bewusst 
verletzen wolltest. Versetze dich in die Lage der betroffenen Person und versuche, Em-
pathie für deren Perspektive zu entwickeln - wie wirkt sich deine Aussage oder Handlung 
auf sie aus? Warum ist diese Aussage oder Handlung schmerzhaft?

…entschuldige dich bei der betroffenen Person.

… denke über die Situation für sich nochmal nach und kläre, was du eigentlich intendiert 
hast? Und versuche zu verstehen, welche Ideen, Annahmen und Vorurteile eine Rolle 
gespielt haben?

… versuche, mehr über Mikroaggressionen, Stereotypen und Vorurteile zu erfahren. Das 
kann durch Bücher, Filme, ZARA-Workshops oder Gespräche geschehen. 

BOOK 	 Dr. D.W. Sue. Microaggressions in Everyday Life
BOOK 	 Jewell, Tiffany. Das Buch vom 	Anti-Rassismus – 20 Lektionen, 			 
	 um Rassismus zu verstehen und zu bekämpfen
FILM 	 Manoocher - „Noch Fragen?“		   
FILM 	 maiLab – „Zwischen Rassismus und Neugier: Woher kommst du?“
FILM	 Fusion Comedy – „How Microaggressions are like mosquito bites“

Weitere Informationen findest du auch über den QR-Code:
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Internet
Vorfälle, die im Internet stattgefunden ha-
ben. Dieser Bereich schließt Online-Medien, 
Webseiten, Online-Foren, Social-Media- 
und Video-Plattformen sowie Blogs mit ein.  
(→ Internet, S. 34)

Öffentlicher Raum
Vorfälle, die sich an öffentlichen, allgemein zu-
gänglichen Orten zugetragen haben, wie etwa auf 
der Straße, auf Verkehrsflächen, in Parks oder in 
öffentlichen Verkehrsmitteln. Rassistische Be-
schmierungen sind Teil dieses Kapitels, weil die 
an ZARA gemeldeten rassistischen Beschmie-
rungen großteils den öffentlichen Raum betreffen.  
(→ Öffentlicher Raum, S. 37) 

Güter & Dienstleistungen (inkl. Wohnen)
Vorfälle, die im Zusammenhang mit dem 
Zugang zu und der Versorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen (beispielswei-
se in Lokalen, Geschäften und anderen  
Dienstleistungsunternehmen) stehen. 	  
(→ Güter & Dienstleistungen, S. 42)

Staatliche Behörden & Institutionen
Vorfälle, die sich in Ämtern, Bildungseinrich-
tungen und anderen kommunalen Einrichtun-
gen (ausgenommen Polizei) zugetragen haben. 
 (→ Staatliche Behörden & Institutionen, S. 48)

Politik & Medien
Vorfälle, die von Politiker*innen, von Par-
teien oder von klassischen Medien (Print, 
Radio und Fernsehen) – on- und off-
line – ausgelöst oder verbreitet wurden. 
(→ Politik & Medien, S. 51) 

Polizei
Vorfälle, die mit der Sicherheitsver-
waltung und den Organen der öffentli-
chen Sicherheit in Verbindung stehen.  
(→ Polizei, S. 54)

Lebensbereiche 2023
Definitionen und Bezeichnungen
Die folgenden Kapitel umfassen anonymisierte Darstellungen rassistischer Vorfälle  
aus allen Lebensbereichen.
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Was ZARA tut? 

 info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	Entlastende und stärkende Gespräche 
und Unterstützung  

EXCLAMATION-CIRCLE 	Anzeige bei Polizei oder an die Staats-
anwaltschaft / bei Bezirksverwaltungsbe-
hörde / Meldung an die NS-Meldestelle  

EXCHANGE-ALT 	 Austausch / Abstimmung mit Partner*innen, 
Anwält*innen, Behörden oder weiteren  
involvierten Personen 

Pen-alt	 Verfassen von Beschwerden, Einsprü-
chen, Stellungnahmen, Anträgen und 
Interventionsschreiben

User-tie 	 Begleitung zu Terminen (z. B. zu Gerichts-
verhandlungen, Schlichtungsgesprächen, 
Behörden, Einvernahmen bei der Polizei)  

Arrow-circle-right 	Weitervermittlung an Organisationen, Be-
ratungseinrichtungen, Ärzt*innen (für ärzt-
liche Atteste)

window-close 	 Beantragung der Löschung von Hasskom-
mentar(en) bei Social-Media-Plattform (als 
„normale User*innen“ sowie als „Trusted 
Flagger“)

Paint-Roller	 Beantragung der Entfernung von Beschmie-
rung im öffentlichen Raum

EYE	 Sensibilisierungsarbeit / Öffentlichkeits-
arbeit

Folder-open	 Akteneinsicht

EDIT 	Dokumentation

Die systematische Dokumentation von Ras-
sismus macht diesen sichtbarer und war für 
ZARA von Anbeginn zentral. Dadurch wird u. a. 
aufgezeigt, dass Handlungsbedarf besteht. 
Menschen, die mit konkreten rassistischen 
Vorfällen konfrontiert sind, erhalten bei ZARA 
kompetente juristische und psychosoziale Un-
terstützung. Die Interessen und die Anliegen 
der Betroffenen stehen dabei immer an ers-
ter Stelle: Ihren Darstellungen wird Vertrauen 
und Verständnis entgegengebracht und ihre 
Aussagen werden ernst genommen. Wir sehen 
ständig, dass besonders die Erfahrungen von 
Menschen, die direkt und systematisch von 
Rassismus benachteiligt werden, aufgrund der 
dadurch geschaffenen und aufrechterhaltenen 
Gesellschaftsstrukturen und Machtverhältnis-
se, allzu oft ignoriert oder geleugnet werden. 
ZARA will dem entgegenwirken.

 

Gleichzeitig bemühen sich die ZARA-Berater*in-
nen um einen Dialog mit der „Gegenpartei“, so-
fern wir entsprechende Informationen sowie die 
Einwilligung der Klient*innen haben. Es ist ZARA 
nicht möglich, alle relevanten Informationen von 
allen Beteiligten einzuholen. Wir sehen dies auch 
nicht als unsere Aufgabe und arbeiten in erster 
Linie betroffenenzentriert. Unser Fokus liegt auf 
den Sichtweisen und Realitäten der von-Rassis-
mus-Betroffenen. Meldungen bzw. Aussagen von 
Klient*innen, welche klar widersprüchlich oder 
unglaubwürdig wirken, werden im Rassismus 
Report nicht wiedergegeben.

Mit der Veröffentlichung von Darstellungen ras-
sistischer Vorfälle handelt ZARA inmitten des 
antirassistischen Dilemmas, wo es manchmal 
notwendig scheint, Rassismen zu reproduzieren, 
um Rassismus sichtbar und somit bekämpfbar 
zu machen.				     
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Rassistische Vorfälle 

Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 758 an ZARA 
gemeldeten Fällen im Lebensbereich Internet. Dieser  
Bereich schließt Online-Medien, Webseiten, Online-Foren, 
Social-Media- und Video-Plattformen sowie Blogs mit ein.

1	 Vorurteilsmotivierte  
Studie an Schulen 

Eine Organisation  wendet sich an ZARA mit 
dem Ansuchen um Unterstützung bezüglich 
einer an Schulen durchgeführten Umfrage. 
Zahlreiche muslimische Schüler*innen sind 
an die Organisation herangetreten, da im Rah-
men ihres Religionsunterrichts eine irritieren-
de Umfrage als Teil eines wissenschaftlichen 
Forschungsprojekts durchgeführt wurde. Die 
Art der in der Studie formulierten Fragen 
lässt auf einen sehr vorurteilsmotivierten Zu-
gang schließen. Unter anderem werden nahe-
zu alle gängigen Stereotype und Vorurteile 
gegenüber Muslim*innen reproduziert. Die 
Organisation verfasst gemeinsam mit ZARA 
und zwei weiteren Organisationen in Reaktion 
auf diese Studie eine Stellungnahme mit der 
Forderung, diese Studie sofort einzustellen. 
Auch wird im Rahmen der Öffentlichkeits-
arbeit von ZARA diesbezüglich ein Gespräch 
mit einer Radiojournalistin geführt. Die ZARA- 
Beratungsstelle dokumentiert die umstrittene 
Studie und die Stellungnahme. In der Folge 
distanzierte sich der Bildungsminister von der 
Studie.

Was ZARA tut? 
 

EDIT 	 Dokumentation 

EXCHANGE-ALT 	 Austausch / Abstimmung mit Partner*innen 

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens 

EYE	 Sensibilisierungsarbeit / Öffentlichkeitsarbeit

2	 Rassistische Beschimpfung und 
Bedrohung nach Tinder Date

A. lernt auf Tinder einen Mann kennen und 
trifft sich mit ihm. Beim ersten Treffen wird ihr 
klar, dass sie nicht an weiteren Treffen inter-
essiert ist. Das kommuniziert sie dem Mann 
und wird daraufhin von ihm per WhatsApp-
Nachrichten rassistisch beschimpft und be-
leidigt. Er droht sogar, ihre Tochter zu verge-
waltigen. Da der Mann den Namen der kleinen 
Ortschaft kennt, in der sie wohnt, und sie und 
ihre Kinder dort die einzigen Schwarzen Per-
sonen sind, befürchtet sie, sehr leicht identi-
fizierbar zu sein. Aus Sorge um ihre Kinder 
meldet sie sich bei ZARA, um sich beraten zu 
lassen. Nach einem Entlastungsgespräch und 
einer rechtlichen Einschätzung der Nachrich-
ten durch eine ZARA-Beraterin entschließt 
sich A., sich an die Polizei zu wenden, um eine 
Anzeige zu erstatten. Bei der Polizei wird sie 
sehr verständnisvoll behandelt. Zwar wird 
keine Anzeige aufgenommen, da der Vorfall 
von der Polizei als nicht strafrechtlich rele-
vant eingestuft wird, aber die Beamt*innen 
rufen den Täter sofort an und führen ein Ge-
spräch mit ihm. Außerdem sagt die Polizei der 
Klientin zu, dass sie einen Streifenwagen beim 
Täter vorbeischicken werden, falls dieser sie 
wieder belästigen sollte. A. ist erleichtert und 
beruhigt, sie fühlt sich wieder sicher. Außer-
dem schreibt der Täter ihr eine Nachricht, um 
sich für sein Verhalten zu entschuldigen.

Was ZARA tut? 

info 	 (Rechtliche) Beratung 

COMMENTS 	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräch

EDIT 	 Dokumentation

Internet



3	 Verbreitung von Video eines 
diskriminierenden Übergriffs 

L. wird auf der Straße angegriffen und ge-
fragt, ob er glaube, dass Flüchtlinge hierher 
gehörten. Dann wird er gezwungen, sein T-
Shirt mit der Aufschrift "Refugees welcome" 
auszuziehen. Der Täter hat dabei ein Handy 
in der Hand. Einige Wochen nach dem Vor-
fall wird L. von einem Bekannten darauf auf-
merksam gemacht, dass die Aufnahme des 
gefilmten Übergriffs in einer rechtsradikalen 
Telegramgruppe, die über 1000 Mitglieder 
hat, und auf Facebook gepostet wurde. L. 
erstattet Anzeige, aber der Vorfall belastet 
ihn psychisch sehr und er fühlt sich hilflos. Er 
meldet sich deshalb bei ZARA zur Beratung. 
Eine ZARA-Beraterin bietet L. Unterstützung 
im Rahmen einer psychosozialen Prozessbe-
gleitung an (→ Glossar, S. 71). Gemeinsam 
mit der juristischen Prozessbegleitung wer-
den noch weitere Beweise zusammengetra-
gen und an die Polizei gesandt. Leider kann 
kein(e) Täter*in ausgeforscht werden, und das 
Verfahren wird abgebrochen. ZARA erreicht 
aber die Löschung des auf Facebook gepos-
teten Videos über die ZARA Trusted Flagger 
Kanäle (→ Glossar, S. 72). Außerdem meldet 
die ZARA-Beraterin alle Informationen über 
die Telegramgruppe an die NS-Meldestelle. 
Durch die Unterstützung und Begleitung der 
ZARA-Beraterin schafft der stark belastete L. 
einen guten Weg zurück in die Normalität.

Was ZARA tut? 

COMMENTS 	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräch

info	 (Rechtliche) Beratung

User-tie	 Begleitung (im Rahmen der psychosozialen 

	 Prozessbegleitung)

window-close	 Beantragung der Löschung von Hasskommentaren 

	 bei Social-Media-Plattform (als „Trusted Flagger“)

EDIT	 Dokumentation

4	 Schüler*innen-WhatsApp-Gruppe mit 
rassistischen und antisemitischen Inhalten 

M. meldet sich bei ZARA, weil es in der Schule 
ihrer Tochter eine Schüler*innen-WhatsApp-
Gruppe gibt, in der mehrere Schüler*innen über 
einen längeren Zeitraum eine Vielzahl an anti-
semitischen, rassistischen und LGBTIQ*-feind-
lichen Nachrichten, Fotos und Memes geteilt 
haben, die auch Abbildungen und Fotos von Ha-
kenkreuzen und vom Hitlergruß enthalten. M.‘s 
Tochter, die von diesen Inhalten erfahren hatte, 
forderte die Täter auf, mit solchen diskriminie-
renden Postings aufzuhören. Sie informierte 
auch mehrere Lehrkräfte, die an die Schüler*in-
nen appellierten, diese Postings zu unterlassen 
und die die Direktion einschalteten. Trotz meh-
rerer Maßnahmen der Schule teilten die Täter 
auch weiterhin rassistische und antisemitische 
Inhalte. Zudem entwickelte sich eine Hetze ge-
genüber den Schüler*innen, die zivilcouragiert 
gehandelt und auf diese rechtswidrigen Tat-
handlungen aufmerksam gemacht hatten. Sie 
wurden attackiert, bedroht und Betroffene von 
Mobbing. M., als Mutter einer dieser Schüler*in-
nen, ersucht eine ZARA-Beraterin um Beratung 
und Unterstützung. Nach mehreren rechtlichen 
Beratungs- und Entlastungsgesprächen meldet 
ZARA die als illegal erachteten Inhalte an die 
NS-Meldestelle, die dem Fall weiter nachgeht. 
ZARA schickt auch ein Interventionsschreiben 
an die Schule, um ein konsequenteres Eingreifen 
und Schutz der bedrohten Schüler*innen zu er-
wirken. Laut Antwortschreiben setzt die Schule, 
im Austausch mit dem Verfassungsschutz und 
der Kinder- und Jugendanwaltschaft, darauf-
hin etliche Schritte, die der Verbesserung der 
Situation der Betroffenen dienen sollen. Die 
Schule hat auch ein Zivilcourage Training bei 
ZARA Training gebucht.

Was ZARA tut?

info 	 (Rechtliche) Beratung   

COMMENTS 	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräch 

EXCLAMATION-CIRCLE	 Meldung an die NS-Meldestelle 

Pen-alt	 Verfassen eines Interventionsschreibens  

EDIT 	 Dokumentation

Diskriminierung durch Assoziierung: Personen 
können auch diskriminiert und schlecht be-
handelt werden, weil sie ein (vermutetes)  
Naheverhältnis zu einer Person haben, die ein 
geschütztes Merkmal aufweist. Es ist Teil der 
Symptomatik von Rassismus und des Sys-
tems Rassismus.
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel Verhetzung

Hasserfüllte Kommentare, die bestimm-
te Straftatbestände erfüllen und somit die 
Grenze der Meinungsfreiheit überschreiten, 
können zu Geld- oder sogar Freiheitsstrafen 
führen (z. B. bei Verhetzung, Beleidigung, ge-
fährliche Drohung, Cybermobbing, Cybers-
talking (→ jeweils Glossar, S.69)).

Was ist Verhetzung?

Verhetzung bedeutet, dass man in der Öffent-
lichkeit, so dass es viele Menschen (ungefähr 
30 Personen) erreicht, dazu aufruft, Gewalt 
gegen einzelne oder mehrere Menschen zu 
verüben, weil sie (vermeintlich) zu einer be-
stimmten Gruppe gehören. Es beinhaltet auch, 
gegen diese Menschen Hass zu schüren oder 
sie auf eine bestimmte, herabsetzende und 
entwürdigende Weise zu beschimpfen.

Diese Gruppen werden zum Beispiel definiert 
nach Hautfarbe, Sprache, Religion oder Welt-
anschauung, ethnischer Herkunft, Staatsange-
hörigkeit, Behinderung, Alter, sexueller Orien-
tierung oder Geschlecht.

Im Internet gilt, dass sowohl das selbststän-
dige Verfassen eines verhetzenden Inhalts 
verboten ist (z. B. ein Posting auf einer Social-
Media-Plattform), als auch das inhaltlich zu-
stimmende Weiterverbreiten (z. B. Teilen) von 
solchen Inhalten.

Täter*innen können nach österreichischem 
Recht bestraft werden, wenn die Tat in Ös-
terreich (bzw. auf einem Server in Österreich) 
vorgefallen ist oder die Nachricht in Österreich 
zugänglich wird.

Wie kann ich gegen Verhetzung vorgehen und 
wie kann mich ZARA dabei unterstützen?

Wenn Sie ein Posting lesen und den Eindruck 
haben, dieses Posting könnte verhetzend sein, 
melden Sie es an ZARA. ZARA prüft dann, ob 
es sich um Verhetzung handeln könnte, und 
kann auch bei weiteren Schritten unterstüt-
zen, zum Beispiel das Posting bei der Polizei 
oder bei der Staatsanwaltschaft anzuzeigen. 
Außerdem sind Social Media Plattformen ver-
pflichtet, strafrechtlich relevante Postings zu 
löschen, wenn man ein solches Posting dort 
meldet. Auch die Kontaktaufnahme mit der 
Plattform kann ZARA übernehmen, um eine 
Löschung zu erreichen. Wenn ZARA Löschun-
gen beantragt, ist die Wahrscheinlichkeit hö-
her, dass das Posting tatsächlich gelöscht wird, 
da ZARA bei vielen Social Media-Plattformen 
einen Sonderstatus („Trusted Flagger Status“ 
→ Glossar, S.72) innehat.

Seit 2021 kann ZARA Betroffene von On-
line-Verhetzung – gemeinsam mit Rechts-
anwält*innen – außerdem kostenlos bei Ge-
richtsverfahren begleiten und unterstützen 
(Prozessbegleitung → Glossar, S. 71). ZARA 
kümmert sich darum, dass ein*e geeignete*r 
Rechtsanwält*in gefunden wird.

Tipp: Für eine Meldung oder Anzeige ist es 
wichtig, einen Screenshot  vom entsprechen-
den Beitrag/Posting zu machen. Der Screen-
shot muss Datum, Uhrzeit und Kontext des 
Postings enthalten.
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Rassistische Vorfälle

Öffentlicher Raum
Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 207 an ZARA 
gemeldeten Fällen im Lebensbereich Öffentlicher Raum. 
Unter Öffentlicher Raum sind alle Vorfälle verzeichnet, 
die sich an öffentlichen, allgemein zugänglichen Orten 
zugetragen haben, wie etwa auf der Straße, auf Verkehrs-
flächen, in Parks oder in öffentlichen Verkehrsmitteln.  
Rassistische Beschmierungen sind Teil dieses Kapitels,  
weil die 58 an ZARA gemeldeten rassistischen Beschmie- 
rungen großteils den öffentlichen Raum betreffen.

5	 Rassistischer körperlicher 
Übergriff auf offener Straße

Der 16 Jahre alte J. wird auf der Straße von 
einem fremden Mann, der eine Schusswaffe 
mit sich trägt, am Nacken gepackt und auf den 
Boden geworfen. Grund für den Angriff ist, 
dass J. und seine Freunde Arabisch sprechen. 
Der Täter bedroht J. und seine Freunde. Die 
Polizei wird gerufen und der Täter verhaftet. 
J. befürchtet, vom Täter nach seiner Freilas-
sung wieder angegriffen zu werden, da dieser 
während der Attacke sagt, dass er die Jugend-
lichen kenne. Der Stiefvater des Betroffenen 
meldet sich bei ZARA und wird, gemeinsam mit 
dem Vater eines der anderen Jugendlichen, zur 
bevorstehenden Gerichtsverhandlung recht-
lich beraten. Die Väter sind besorgt darüber, 
dass ihre Kinder dem Täter vor Gericht wieder 
begegnen werden. Daher stellt ein ZARA-Be-
rater Anträge an das Gericht, dass die Betroffe-
nen als besonders schutzbedürftige Personen 
separat vom Beschuldigten vernommen wer-
den.  Drei Tage vor der Verhandlung begegnet 
J. dem Täter zufällig auf der Straße und dieser 
spricht ihn mit seinem Namen an. Dem Täter 
wird die Waffe abgenommen, er wird zur Zah-
lung von 110 Euro an J. verpflichtet und steht 
für zwei Jahre unter Bewährung.

Was ZARA tut? 

EDIT 	 Dokumentation

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und / oder Stärkungsgespräch

Pen-alt 	 Verfassen von Anträgen (Anträge ans Gericht) 

6	 Rassistische Beleidigung auf 
der Straße

Frau T. verlässt den Supermarkt mit ihrem 
Baby im Kinderwagen und wird im nächsten 
Moment von zwei Scooter-Fahrer*innen, die an 
ihr vorbeirasen, wüst beschimpft. Als Frau T. 
bei der Ampel ankommt, an der auch die bei-
den Scooter-Fahrer*innen halten, beschimpfen 
diese sie weiter und verwenden rassistische 
anti-asiatische Beleidigungen. Die Betroffene 
wehrt sich verbal, das hindert den Täter aber 
nicht daran, weiter zu schimpfen. Frau T. geht 
zur Polizei und möchte dort Anzeige erstatten, 
die jedoch keine Anzeige aufnimmt, sondern 
sie zum Bezirksgericht weiterschickt. Als Frau 
T. sich an ZARA wendet, wird sie darüber auf-
geklärt, dass sie diese Art von Beleidigung auf-
grund ihrer rassistischen Natur sehr wohl bei 
der Polizei anzeigen kann. Obwohl sie darauf-
hin eine Polizeistation aufsucht und auf die von 
ZARA genannten Paragrafen zur qualifizierten 
Beleidigung (Glossar → „Qualifizierte Beleidi-
gung“) verweist, um auf der Zuständigkeit der 
Polizei zu bestehen, nimmt der Polizist jedoch 
nach wie vor keine Anzeige auf.

Was ZARA tut? 

EDIT 	 Dokumentation
info 	 (Rechtliche) Beratung
COMMENTS 	 Entlastungs- und / oder Stärkungsgespräch
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7 	Rassistisch motivierte Körper-
verletzung im öffentlichen Raum 

Herr O. arbeitet bei einer Reinigungsfirma 
und ist für die Instandhaltung der öffentli-
chen Toiletten zuständig. Eine Frau kommt 
auf ihn zu und fängt an, sich lauthals zu be-
schweren, dass es kein Toilettenpapier gibt. 
Als Herr O. es nicht schafft, sie zu beruhigen, 
obwohl er gerade die Rollen wechseln wollte, 
sucht er Hilfe beim Inhaber eines nahegele-
genen Geschäfts. Dieser ist sehr unfreundlich 
und schroff. Als Herr O. mit der großen Rolle 
in beiden Händen wieder geht, stößt der Ge-
schäftsinhaber ihn ohne Vorwarnung von hin-
ten. Er fällt zu Boden, schürft sich das Knie 
auf und verletzt sich schweran der Schulter. 
Angrenzend zum Geschäft ist ein Café, in dem 
mehrere Pensionist*innen sitzen, die sich als 
Zeug*innen anbieten und ihm raten, umge-
hend die Polizei zu rufen. Die Polizei kommt, 
meint jedoch, dass es keine große Sache sei 
und nimmt ihn nicht ernst. Es ist fraglich, ob 
die rassistische Motivation, die Verletzung 
an der Schulter und die Zeug*innenaussagen 
überhaupt dokumentiert wurden. Eine Bera-
terin von ZARA berät Herrn O. rechtlich und 
erkundigt sich beim Bezirksgericht über den 
aktuellen Stand des Verfahrens. Für die kon-
krete Unterstützung bei Gericht stellt die Be-
raterin den Kontakt mit dem WEISSEN RING 
her, der ihn im Verfahren rechtlich vertritt.

Was ZARA tut? 
 

EDIT 	 Dokumentation  

info 	 (Rechtliche) Beratung   

COMMENTS 	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräch 

EXCHANGE-ALT 	 Austausch mit Behörden  

Arrow-circle-right 	 Weitervermittlung an Beratungseinrichtung  

	 (WEISSER RING)

8	 Wiederholte Verwendung des N-Wortes 
bei Anti-Rassismus-Veranstaltung

Frau K. ist als Anti-Rassismus-Referentin für 
eine gemeinnützige Organisation tätig. Sie 
wird von der Organisation beauftragt, für ein 
Referent*innentreffen einen Vortrag zu hal-
ten. Bei der anschließenden Diskussion mel-
det sich der Geschäftsführer der Organisa-
tion zu Wort und beginnt unvermittelt, über 
Schwarze Menschen zu sprechen, wobei er 
diese mit dem N-Wort (ausgesprochen) be-
zeichnet. Daraufhin fordert unsere Klientin 
ihn mehrmals dazu auf, das stark rassistische 
N-Wort nicht zu verwenden. Der Geschäfts-
führer ist jedoch nicht bereit, seine Sprache 
zu überdenken und beharrt immer stärker 
darauf, das N-Wort verwenden zu dürfen. 
Dabei beruft er sich auf die Rede- und Mei-
nungsfreiheit und meint, als „Oberhaupt sa-
gen zu dürfen, was er möchte“. Nachdem die 
Situation für unsere Klientin als Schwarze 
Frau zunehmend unerträglich wird, versucht 
sie mehrmals, den Raum zu verlassen, was ihr 
jedoch zweimal vom Geschäftsführer unter-
sagt wird. Am Tag nach dem Vorfall teilt die 
Organisation Frau K. mit, dass sie zukünftig 
nicht mit ihr arbeiten möchte und sagt ihre 
bereits vereinbarten Vortragstermine ver-
tragswidrig ab. Frau K. ist über diesen Vor-
fall zutiefst erschüttert. Sie wendet sich an 
ZARA und möchte trotz der damit verbunde-
nen Retraumatisierung etwas unternehmen. 
Durch die Beratungen und Betreuung durch 
ZARA-Berater*innen fühlt sie sich gestärkt. In 
Kooperation und Absprache mit Partnerorga-
nisationen verfasst ZARA ein Interventions-
schreiben an die Organisation.

Was ZARA tut? 

EDIT 	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch

Pen-alt	 Verfassen eines Interventionsschreibens
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistischer Beleidigungen

Beleidigungen1 (→ Glossar, S. 69) im straf-
rechtlichen Sinne sind Beschimpfungen, Ver-
spottungen, Misshandlungen am Körper (un-
terhalb der Schwelle der Körperverletzung) 
oder die Bedrohung mit einer körperlichen 
Misshandlung, die vor mindestens drei Perso-
nen (die direkt betroffene Person und Täter*in-
nen – nicht mitgerechnet) passieren. Diese 
können vom Gericht mit einer Freiheitsstrafe 
von bis zu drei Monaten oder einer Geldstrafe 
bestraft werden.

Auch kann bei Beleidigungen, die nicht vor 
mindestens drei Personen passieren, eine Ver-
waltungsstrafe in Frage kommen. Solche Be-
leidigungen können gegen das verwaltungs-
strafrechtliche Diskriminierungsverbot nach 
dem EGVG oder gegen entsprechende Lan-
desgesetze verstoßen.

Eine rassistische Beleidigung („Qualifizierte 
Beleidigung” → Glossar S. 72) ist eine Be-
leidigung, die sich bspw. auf die Hautfarbe, 
ethnische Herkunft oder Religion der belei-
digten Person bezieht. Zum Beispiel gilt es als 
rassistische Beleidigung, jemanden rassistisch 
zu beschimpfen, jemandem das Kopftuch he-
runterzureißen, jemandem wegen der Religion 
eine Ohrfeige zu geben, jemanden wegen der 
Herkunft anzuspucken und zu verspotten oder 
jemanden wegen der Hautfarbe im Internet zu 
beleidigen. 

Wie kann ich gegen rassistische 
Beleidigungen vorgehen?

Rassistische Beleidigungen sind gesetzlich ver-
boten und können im Unterschied zu einfa-

1  § 115 Strafgesetzbuch

chen Beleidigungen (also Beleidigungen ohne 
Vorurteilsmotiv → Glossar, S. 70) bei der Poli-
zei angezeigt werden, wenn die Beleidigung 
geeignet ist, den*die Verletzte*n in der öffent-
lichen Meinung verächtlich zu machen oder 
herabzusetzen. Beleidigungen wie „Scheiß- 
[Gruppenzugehörigkeit]“ erfüllen z. B. dieses 
Kriterium. Notwendig ist, dass die betroffene 
Person bei der Anzeige auch die Ermächtigung 
erteilt, ein Strafverfahren einzuleiten. Danach 
ist die Staatsanwaltschaft zuständig und führt 
das Verfahren. Es gibt kein Kostenrisiko für die 
betroffene Person.

Beleidigungen, die gegen das EGVG oder ge-
gen entsprechende Landesgesetze verstoßen, 
können bei Bezirksverwaltungsbehörden bzw. 
auch bei der Polizei angezeigt werden.

Wie kann ZARA unterstützen?

Wenn Sie rassistisch beleidigt wurden, kön-
nen Sie sich an ZARA wenden. ZARA unter-
stützt Sie und kann auch prüfen, ob eine 
Beleidigung im rechtlichen Sinne vorliegt. 
Gegebenenfalls kann ZARA bei einer Anzeige 
unterstützen und im Verfahren beratend be-
gleiten. Problematisch bei Übergriffen im öf-
fentlichen Raum ist, dass die Täter*innen oft 
unbekannt sind und daher häufig nicht aus-
geforscht werden können. Eine Anzeige gegen 
unbekannte Täter*innen ist trotzdem wichtig, 
weil nur so solche Vorfälle bekannt werden 
und in offiziellen Statistiken aufscheinen. Aus 
Studien ist bekannt, dass Beleidigungen, die 
online stattfinden, praktisch nie angezeigt 
werden und die Dunkelziffer somit enorm 
groß ist.
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9	 Islamfeindliche Beschmierung 
auf Hinweisschild

Über das anonyme Meldeformular erhält ZARA 
von einer Organisation die Meldung, dass in 
einer Wohnanlage ein Schild mit der Aufschrift 
„Hunde von den (Grün)Flächen fernhalten“, mit 
einem grünen Stift übermalt worden ist. Das 
Wort „Hund“ wurde mit „Moslems“ ersetzt. Die 
meldende Organisation hat die Entfernung der 
Beschmierung bereits selbst beim Bezirk bean-
tragt und zur Dokumentation bei ZARA gemel-
det. Die Beschmierung wurde rasch entfernt. 

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation

10	 Antisemitische Beschmierung 
auf Garagentor

N. bemerkt auf einem Garagentor eine anti-
semitische Beschmierung und meldet diese 
der Stadt Wien, die es an die Hausverwal-
tung und den Eigentümer weiterleitet. Da die  
Beschmierung nicht entfernt wurde, meldet N. 
sich bei ZARA. ZARA beantragt die Entfernung 
der Beschmierung bei der Stadt Wien und mel-
det sie auch der NS-Meldestelle. 

Was ZARA tut? 
 
EDIT	 Dokumentation

EXCLAMATION-CIRCLE	 Beantragung der Entfernung von Beschmierung 

	 bei der Stadt Wien  

EXCLAMATION-CIRCLE 	 Meldung an die NS-Meldestelle 
 

11	 Rassistischer Schriftzug in  
einem Wohnhaus

Frau A. entdeckt eine rassistische und dis-
kriminierende Beschmierung neben dem 
Aufzug in ihrem Wohnhaus. Sie hat diese 
der Hausverwaltung gemeldet, die die Be-
schmierung bereits entfernt hat. N. wendet 
sich an ZARA, um den Vorfall dokumentieren 
zu lassen, aber auch, weil sie beunruhigt ist, 
wer diese rassistischen Dinge in ihrem Haus 
schreibt. Eine ZARA-Beraterin informiert sie 
über mögliche weitere (Rechtliche) Schritte. 
 
Was ZARA tut?	  
 
EDIT	 Dokumentation

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und / oder Stärkungsgespräch

Beschmierungen
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistischer Beschmierungen

Beschmierungen können sehr unterschiedli-
che Normen erfüllen. Im Speziellen ist dabei 
an folgende Gesetze zu denken: das Verbots-
gesetz (→ Glossar, S. 72), das Einführungsge-
setz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen1 
(EGVG → Glossar, S. 70), das Symbole-Ge-
setz (→ Glossar, S. 72) und das Strafge-
setzbuch (StGB). Das Strafausmaß kann je 
nach anwendbarem Gesetz Geldstrafen bis 
zu 10.000 Euro (im Wiederholungsfall bis 
20.000 Euro bzw. sechs Wochen laut EGVG) 
oder Freiheitsstrafen bis zu 20 Jahren (Ver-
botsgesetz) betragen. Bei Beschmierungen 
mit Hakenkreuzen, SS-Runen oder national-
sozialistischen Parolen im öffentlichen Raum 
ist besonders an das Verbotsgesetz und das 
EGVG zu denken. Das Symbole-Gesetz ver-
bietet auch bestimmte weitere Symbole (u. a. 
Graue Wölfe, Ustascha, Islamischer Staat). 
Hier kann die Geldstrafe bis zu 4.000 Euro 
und die Freiheitsstrafe bis zu einem Monat 
(im Wiederholungsfall bis 10.000 Euro bzw. 
sechs Wochen) betragen.

Wann ist eine Beschmierung rechtlich eine 
Sachbeschädigung? 

Abgesehen vom Verbotsgesetz, dem EGVG 
und dem Symbole-Gesetz können Beschmie-
rungen auch   eine Sachbeschädigung sein. 
Eine Sachbeschädigung2 ist, wenn eine „frem-
de“ Sache zerstört, beschädigt, verunstaltet 
oder unbrauchbar gemacht wird. Die Beschä-
digung / Verunstaltung muss so intensiv sein, 
dass sie nur mit einem gewissen Aufwand 
entfernt werden kann.

	→ Achtung: Auch das eigenständige Über-
malen oder Überkleben von (rassisti-
schen) Beschmierungen kann Sachbe-
schädigung sein.

Bei einer einfachen Sachbeschädigung kann 
eine Freiheitsstrafe von bis zu sechs Mona-

1  Art III Abs 1 Z 4 EGVG

2  § 125 Strafgesetzbuch

ten (alternativ eine Geldstrafe) drohen. Bei 
schweren Sachbeschädigungen nach § 126 
StGB, wenn etwa ein Grab oder ein denkmal-
geschütztes Objekt verunstaltet wird, kann 
die Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahre betra-
gen. Übersteigt der entstandene Schaden 
300.000 Euro, droht eine Freiheitsstrafe bis 
zu 5 Jahren. Bei explizit rassistischen oder 
verhetzenden (→ Glossar, S. 73) Botschaften 
kann dies als besonderer Erschwerungsgrund 
zu höheren Bestrafungen von Täter*innen 
führen.

Wie kann ich gegen (rassistische) 
Beschmierungen vorgehen?

Beschmierungen sind – wenn sie Sachbeschä-
digungen darstellen – sogenannte Offizialde-
likte. Das heißt, die Polizei muss sie selbst 
zur Anzeige bringen, wenn sie auf diese auf-
merksam werden. Prinzipiell kann jede*r Be-
schmierungen bei der Polizei anzeigen oder 
mittels Sachverhaltsdarstellung (→ Glossar, 
S. 72) an die Staatsanwaltschaft (→ Glossar, 
S. 72) übermitteln. Selbst wenn die Täter*in-
nen nicht mehr ausgeforscht werden können, 
dient eine solche Anzeige zur statistischen Er-
fassung.

	→ Tipp: Bei einer Meldung bzw. Anzeige ist 
es wichtig, möglichst genaue Angaben 
zum Inhalt und Ort zu machen und im 
besten Fall ein Foto der Beschmierung 
mitzuschicken. 

Wie kann ZARA unterstützen?

Rassistische Beschmierungen können bei 
ZARA gemeldet werden. ZARA dokumentiert 
und meldet diese bei der zuständigen Be-
hörde. Gerade im öffentlichen Raum bewirkt 
ZARA in Zusammenarbeit mit den zuständi-
gen Ansprechstellen sehr häufig die (rasche) 
Entfernung der Beschmierung.
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Rassistische Vorfälle

Güter &  
Dienstleistungen

Wohnen & Nachbarschaft

12 	Rassistische und sexistische 
Beschimpfungen in der 
Nachbarschaft

Frau M. ist seit Jahren Wohnungseigentüme-
rin und wird in ihrer Nachbarschaft aufgrund 
diffamierender Gerüchte, die von der Haus-
besorgerin verbreitet wurden, angefeindet. 
Die Beschimpfungen beinhalten sexualisierte 
Herabwürdigungen und rassistische Belei-
digungen. Frau M. wird vermittelt, dass sie 
nicht willkommen ist, weil sie als nicht-ös-
terreichische Frau nur durch verpönte Mittel 
eine Wohnung gekauft haben kann. Frau M. 
hat versucht, die Beleidigungen bei der Poli-
zei anzuzeigen, wurde aber mangels Bewei-
se weggeschickt. Eine ZARA-Beraterin führt 
ein Entlastungsgespräch und erklärt Frau M., 
unter welchen Bedingungen Beleidigungen 
rechtlich verfolgt werden können (→ Glos-
sar S. 69). Die Beraterin bietet Frau M. auch 
an, ein Interventionsschreiben an die Haus-
verwaltung zu schicken. Mit diesem Schritt 
möchte Frau M. vorerst warten, weil sie be-
fürchtet, die Nachbar*innen damit noch stär-
ker gegen sich aufzubringen.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch

13	Rassistisch motiviertes 
Aufschlitzen der Autoreifen

 
Frau T. wendet sich an ZARA, um einen ras-
sistischen Vorfall zu melden. Sie kommt zu 
spät zum Beratungsgespräch, weil die Reifen 
ihres Autos aufgeschlitzt wurden. Das ist das 
vierte Mal, seit sie in ihrem Wohnhaus wohnt. 
Zwei Mal wurde ihr dazu ein Brief an die Wind-
schutzscheibe gelegt, in dem sie bedroht und 
aufgefordert wurde wegzuziehen. Einer der 
Briefe wurde offenbar elektronisch in ihre 
Muttersprache übersetzt. Frau T. ist über-
zeugt, dass der*die Täter*in ein*e Nachbar*in 
ist. Eine ZARA-Beraterin begleitet Frau T. zur 
Polizei, um die Sachbeschädigung anzuzeigen. 
ZARA weist auf das rassistische Element in den 
Briefen hin, und auf die geäußerten Drohungen 
gegen die Betroffene. Der Beamte meint je-
doch, dass momentan ein „Reifenschlitzer“ im 
Bezirk unterwegs sei und es hundert Anzeigen 
gäbe. Frau T. solle aufpassen, da das Abstellen 
eines beschädigten Fahrzeugs im öffentlichen 
Raum zu einer Verwaltungsstrafe führen kön-
ne. Eine Anzeige wird nicht aufgenommen. 

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch

User-tie	 Begleitung zur Anzeige bei der Polizei

Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 143 an ZARA 
gemeldeten Fällen im Lebensbereich Güter & Dienstleis-
tungen (inklusive Wohnen). Es dokumentiert Vorfälle im 
Zusammenhang mit dem Zugang zu und der Versorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen (beispielsweise in Lokalen, 
Geschäften und anderen Dienstleistungsunternehmen).
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14	Rassistisches  
„Aufzug-Verbot“

Frau S. wohnt mit ihrer dreijährigen Tochter 
in einem Wiener Gemeindebau. Über mehre-
re Monate wurde sie bereits von zwei älteren 
Nachbarinnen rassistisch beschimpft, die ihr 
auch verbieten wollten, den Aufzug zu benut-
zen. Sie drohten ihr, die Polizei zu rufen und 
fälschlicherweise zu behaupten, Frau S. hätte 
sie angegriffen. Frau S., die sehr verängstigt 
war, rief selbst die Polizei. Die Beamt*innen 
verwiesen sie an Wohnpartner, die jedoch, als 
die Nachbarinnen sich einer Mediation verwei-
gern, keine weiteren Schritte setzen. Ein paar 
Wochen später kommt es zu einer Eskalation. 
Eine der Nachbarinnen fährt im Aufzug, den 
Frau S. mit ihrer Tochter benützen möchte. 
Die Tochter greift nach einem Schlüssel, den 
die Nachbarin in der Hand hält, woraufhin die 
Nachbarin sie anschreit. Frau S. bittet sie, da-
mit aufzuhören. Darauf schubst die Nachba-
rin sie, sodass ihr die Sonnenbrille vom Kopf 
fällt. Die Nachbarin verlässt den Aufzug und 
schimpft und schreit unter anderem: "Scheiß 
N****". Die Tür schließt sich und die Nachba-
rin schlägt wiederholt auf die geschlossene 
Aufzugtüre und schreit weitere rassistische 
Beleidigungen. Frau S. ist schockiert und ruft 
die Polizei, die den Vorfall in einem Bericht 
erfasst. Mutter und Tochter leiden sehr un-
ter der Situation und Frau S. meldet sich bei 
ZARA, um sich beraten zu lassen. Eine ZARA-
Beraterin begleitet die Betroffene zur Polizei, 
die eine Anzeige nach dem EGVG aufnimmt 
(Glossar → EGVG). 

Was ZARA tut? 

EDIT 	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch

User-tie	 Begleitung zur Anzeige bei der Polizei 
 

15	Belästigung von Vereinsmit-
arbeiter*innen durch Nachbarn

Frau S. arbeitet in einem wohltätigen Verein. 
Seit über zwei Jahren werden Mitarbeiter*in-
nen des Vereins beim Betreten und Verlassen 
der Büroräumlichkeiten von einem Nachbarn 
im Gebäude beschimpft und herabgewür-
digt. Dieser Nachbar spuckt den Betroffenen 
vor die Füße und gibt seit kurzem zusätzlich 
rassistische Aussagen von sich. Dabei be-
kennt er sich dazu, Schwarze zu hassen und 
stolz darauf zu sein, dass er weiß ist. Er be-
zeichnet sich selbst als Rassist und Faschist 
und zeigt den Hitlergruß. Außerdem macht er 
gegenüber Frau S. extrem abwertende Aus-
sagen über die vom Verein betreuten Men-
schen und verwendet Beleidigungen aus dem 
Nazi-Sprachgebrauch. Als der Nachbar selbst 
verkündet, stolzer Nazi zu sein, erstattet Frau 
S., gemeinsam mit weiteren Mitarbeiter*innen 
des Vereins, Anzeige wegen Widerbetätigung 
bei der Polizei. Der Polizist rät den Betroffe-
nen, eine einstweilige Verfügung zu erwirken. 
Frau S. meldet sich bei ZARA und wünscht 
sich eine Beratung bezüglich ihrer weiteren 
rechtlichen Handlungsmöglichkeiten. Vor al-
lem möchte sie sich und die anderen Vereins-
mitarbeiter*innen sowiedie Klient*innen des 
Vereins dadurch nicht zusätzlich exponieren. 
Die ZARA-Beraterin erklärt Frau S. ihre recht-
lichen Optionen und erklärt insbesondere die 
Voraussetzungen für eine einstweilige Ver-
fügung durch das Bezirksgericht zum allge-
meinen Schutz vor Gewalt. Frau S. wird die 
Erwirkung einer solchen einstweiligen Verfü-
gung an die Leitung des Vereins herantragen.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Rassistische Diskriminierung im Bereich Wohnen

Das Gleichbehandlungsgesetz (GlBG → Glos-
sar, S. 70) verbietet es, Personen z. B. aufgrund 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit beim Zugang 
zu Wohnraum sowie bei der Versorgung mit 
Wohnraum zu diskriminieren. Das bedeutet, 
dass es bspw. bei der Vermietung von Woh-
nungen zu keiner rassistischen Diskriminierung 
oder Beschimpfung kommen darf.

Es ist außerdem verboten, in Wohnungsinse-
raten zu diskriminieren – zum Beispiel durch 
Zusätze wie „nur für Inländer“ oder „Mutter-
sprache Deutsch erforderlich“.

Wie kann ich gegen rassistische 
Diskriminierung am Wohnungsmarkt 
vorgehen? 

Wer beim Zugang zu Wohnraum oder durch 
Belästigungen rassistisch diskriminiert wird, 
hat mehrere Möglichkeiten:

Er*sie kann von der Gleichbehandlungskom-
mission (→ Glossar, S. 70) in einem Verfahren 
prüfen lassen, ob rechtlich eine Diskriminie-
rung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit 
vorliegt. Dieses Verfahren ist kostenlos. Wenn 
eine Diskriminierung festgestellt wird, ist die-
se Entscheidung jedoch nicht zwangsweise 
durchsetzbar.

Außerdem können Betroffene bei Verletzun-
gen des Gleichbehandlungsgesetzes auch eine 
Klage bei einem Zivilgericht einbringen. So 
kann etwa Schadenersatz eingeklagt werden. 
Ein solches zivilgerichtliches Verfahren ist al-
lerdings mit einem nicht unerheblichen Kos-
tenrisiko verbunden.

Diskriminierende Wohnungsinserate können 
von Menschen, die an der Wohnung Interesse 
haben (oder von der Gleichbehandlungsan-
waltschaft (→ Glossar, S. 70)), bei der Bezirks-
verwaltungsbehörde angezeigt werden.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA kann in einem ersten Schritt klären, ob 
eine Verletzung des Gleichbehandlungsge-
setzes wahrscheinlich ist. Gemeinsam kann 
überlegt werden, ob und welche außerge-
richtlichen Schritte möglich und gewünscht 
sind. ZARA kann hier zum Beispiel mit Inter-
ventionsschreiben (→ Glossar, S. 71) unter-
stützen oder zu klärenden Gesprächen be-
gleiten. Wenn rechtliche Schritte gewünscht 
sind, kann ZARA einen Kontakt zur Gleichbe-
handlungsanwaltschaft herstellen, damit die-
se Unterstützung im Verfahren vor der Gleich-
behandlungskommission anbieten kann.

In Einzelfällen kann ZARA Diskriminierungs-
fälle an den Klagsverband - Mit Recht gegen 
Diskriminierung1 weiterleiten. Entscheidet der 
Klagsverband, den Fall zu übernehmen, ver-
tritt der Klagsverband die betroffene Person 
im Gerichtsverfahren und unterstützt sie bei 
der Durchsetzung ihrer Ansprüche nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz. Der Klagsverband 
übernimmt im Verfahren dann auch (teilweise) 
das Kostenrisiko.

1  www.klagsverband.at
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Handel, Gastronomie &  
sonstige Dienstleistungen

16	Racial Profiling durch 
Supermarkt-Security

F. absolviert ein internationales Masterstudium 
in Wien. Viele ihrer Studienkolleg*innen kom-
men nicht aus Europa. Als eines Abends bei 
einer Institutsfeier die Getränke knapp werden, 
geht sie mit einer Kollegin zum Supermarkt di-
rekt an der Ecke. Auf dem Weg essen sie noch 
Sandwiches, die sie vom Buffet mitgenom-
men haben, und gehen, noch essend, in den 
Supermarkt zum Weinregal. Nachdem sie den 
Wein gezahlt haben, werden sie vom Security 
des Supermarktes, der sie seit dem Betreten 
verfolgt hatte, angehalten. Er schreit die zwei 
Studentinnen vor allen an und behauptet, dass 
sie Sandwiches gestohlen hätten. Die beiden 
versuchen, die Situation zu erklären, aber er 
glaubt ihnen nicht. Nach einigen Minuten lässt 
er sie gehen. Als sie von dem Vorfall auf der 
Feier erzählen, hören sie von einigen Studien-
kolleg*innen, dass sie ähnliche Erfahrungen mit 
diesem Mann gemacht haben und deshalb die-
sen Supermarkt meiden. F. wendet sich deshalb 
an ZARA und wünscht sich, dass der Security-
Mitarbeiter der Supermarktleitung gemeldet 
wird. Eine ZARA-Beraterin verfasst daraufhin 
ein Interventionsschreiben und ersucht die 
Supermarktleitung um Stellungnahme zu den 
wiederkehrenden rassistischen Vorfällen und 
ihren Umgang damit.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens

17	Rücktritt vom  
Ausbildungsvertrag

Frau W. hat einen Vertrag für eine einjährige 
Ausbildung als fachspezifische Pädagogin ab-
geschlossen. In der ersten Vorstellungsrunde 
werden Frau W. und Frau K., eine andere PoC-
Person, sofort nach ihren „Wurzeln“ gefragt. Sie 
erzählen, dass ihre Familien respektive aus dem 
Senegal und aus Nigeria kommen, die eine ist in 
Salzburg aufgewachsen, die andere in Linz ge-
boren. Daraufhin sagt eine Ausbildnerin: „Dann 
seid ihr ja quasi Geschwister.“ Zudem fallen die 
Worte „feurig“ und „unvorhersehbar“, die Aus-
bildnerinnen selbst benutzen oft das Wort „exo-
tisch“.  Eine weiße Teilnehmerin und später auch 
die Betroffenen sprechen separat die Ausbild-
nerinnen auf ihr Verhalten an. Diese reagieren 
defensiv und verbal aggressiv und meinen, „man 
dürfe nichts mehr sagen“. Beim zweiten Termin 
zeigt die Aussage einer Kursteilnehmerin, dass 
die Ausbildnerinnen ihre Voreingenommen-
heit auf die anderen Teilnehmer*innen über-
tragen oder diese zumindest verstärkt haben. 
W. besucht den Kurs daraufhin nicht mehr, und 
möchte vom Vertrag zurücktreten und ihr Geld 
zurückverlangen. Eine ZARA-Beraterin klärt 
Frau W. über mögliche rechtliche Schritte und 
alle plausiblen Konsequenzen auf. Frau W. be-
schließt, den Vertrag unter Angabe des diskri-
minierenden Verhaltens der Ausbildnerinnen zu 
kündigen und stellt die offenen Ratenzahlungen 
ein. Die Kursleiterin klagt sie auf Zahlung und 
droht ihr und anderen Teilnehmer*innen, die 
die Diskriminierungen bezeugen würden, mit 
einer Verleumdungsklage. Frau W. zahlt die 
offenen Beträge, da sie sich einen Rechtsstreit 
nicht leisten kann.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und Stärkungsgespräch

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens

Rassistische Vorfälle
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18	 Rassistische Installation  
im Tierpark

M. wird während des Besuchs eines Tierparks 
auf eine Installation aufmerksam, die Spuren 
von verschiedenen Wüstenbewohnern zeigt. 
Beim Umdrehen der Bilder sieht man ein Bild 
mit der Auflösung, zu welcher Tierart diese Spu-
ren gehören. Es gibt mehrere Tierspuren und 
daneben einen menschlichen Fußabdruck. Das 
dazu passende Bild zeigt eine Gruppe Schwar-
zer Menschen. M. möchte, dass etwas dagegen 
unternommen wird und wendet sich an ZARA. 
Eine ZARA-Beraterin verfasst ein Interventions-
schreiben an die Geschäftsführung des Tier-
parks, in dem sie erklärt, wieso diese Bildtafel 
rassistisch ist und daher entfernt werden sollte. 
Durch die Darstellung entsteht ein Vergleich von 
Schwarzen Menschen mit Tieren, Vergleiche 
dieser Art beinhalten eine rassistische und ko-
lonialistische Tradition, durch die marginalisier-
te Gruppen entmenschlicht werden. Die Ge-
schäftsführung des Tierparks reagiert prompt, 
bedankt sich für das Ansprechen dieser pro-
blematischen Darstellung und lässt sofort die 
entsprechende Bildtafel entfernen.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens

19	Rassistisch motivierte Verweigerung 
einer Firmenkreditkarte durch Bank

Herr F. ist Vorgesetzter des Betroffenen, der 
als neuer Mitarbeiter eine Firmenkreditkarte 
bei einer Bank beantragt. Dieser Antrag wird 
aufgrund „subjektiver Risikoeinschätzung“ ab-
gelehnt. Weder für Herrn F. noch für den Be-
troffenen ist ein Anhaltspunkt für eine negative 
Risikoeinschätzung erkennbar. Auf Rückfrage 
innerhalb des eigenen großen Unternehmens, 
für das regelmäßig Firmenkreditkarten durch 
Mitarbeiter*innen beantragt werden, erfährt 
Herr F., dass bereits öfters Beantragungen von 
Kreditkarten durch Mitarbeiter*innen mit „aus-
ländischen Namen“ abgelehnt worden sind. Da-
raufhin wendet sich Herr F. direkt an die Bank 
und streicht hervor, dass ihm bis auf den „nicht 
österreichisch klingenden Namen“ des Antrag-
stellers keine Anhaltspunkte für eine Ablehnung 
aufgrund „subjektiver Risikoeinschätzung“ er-
sichtlich seien und er deshalb auf eine Diskri-
minierung durch die Bank schließe. Auf dieses 
Schreiben erhält er keine Antwort. An ZARA 
wendet sich Herr F. mit der Bitte um Dokumen-
tation des Vorfalls und um Rat zur weiteren Vor-
gehensweise. Eine ZARA-Beraterin bestärkt den 
Melder in seinem klaren Auftreten im Benennen 
von Diskriminierung und bietet die persönliche 
Beratung des Betroffenen an, sowie das Verfas-
sen eines Interventionsschreibens an die Bank. 
Herr F. informiert uns, dass der Betroffene in 
der Zwischenzeit erneut einen Antrag auf Aus-
stellung einer Firmenkreditkarte an die Bank 
gestellt hat und das Ergebnis abwartet.

Was ZARA tut?

EDIT	 Dokumentation

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS 	 Entlastungs- und / oder Stärkungsgespräch

DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistische Einlassverweigerung

Rassistische Einlassverweigerung ist, wenn 
einer Person aufgrund ihrer ethnischen Zu-

gehörigkeit der Zugang zu einem Lokal oder 
einem Club  verweigert wird. Das ist gemäß 
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Gleichbehandlungsgesetz (GlBG → Glos-
sar, S. 70) sowie Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG → 
Glossar, S. 70)1 verboten. 

Wie kann ich gemäß 
Gleichbehandlungsgesetz gegen  
rassistische Einlassverweigerung vorgehen?

Betroffene können sich zur Feststellung die-
ser Diskriminierung an die Gleichbehand-
lungskommission (GBK → Glossar, S. 70) 
wenden. Ein Verfahren vor der Gleichbe-
handlungskommission ist zwar kostenlos, die 
Entscheidungen sind allerdings im Gegensatz 
zu Entscheidungen eines Gerichts nicht mit 
Zwang durchsetzbar. 

Neben dieser Möglichkeit können Betroffene 
auch eine Klage beim zuständigen Zivilgericht 
einbringen. Hier besteht allerdings ein nicht 
unerhebliches Kostenrisiko.

Personen, die sich gegen eine rassistische 
Einlassverweigerung wehren möchten, müs-
sen die Diskriminierung „nur“ glaubhaft ma-
chen (Beweislasterleichterung → Glossar,  
S. 69). Wenn ihnen dies gelingt, muss das Lo-
kal beweisen, dass es wahrscheinlicher war, 
dass zulässige Gründe (z. B. unpassende 
Kleidung, unangebrachtes Verhalten) zur Ein-
trittsverweigerung geführt haben.

Wenn eine Einlassverweigerung aus rassisti-
schen Gründen festgestellt wird, haben Be-
troffene Anspruch auf Schadenersatz.

Wie kann ich gemäß Einführungsgesetz zu 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG) 
gegen rassistische Einlassverweigerung 
vorgehen?

Rassistische Einlassverweigerung kann nach 
dem EGVG nicht nur von Betroffenen selbst, 
sondern auch von Zeug*innen angezeigt wer-
den (Offizialdelikt → Glossar, S. 71). Poli-
zist*innen, die einen solchen Vorfall wahr-
nehmen, müssen ihn anzeigen und an die 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde (→ 
Glossar, S. 69) weiterleiten. Dieses Verfah-

1  Artikel III Abs 1 Z 3 EGVG

ren ist für die anzeigende Person kostenlos. 
Der Nachteil ist, dass die anzeigende Person 
(oder ZARA) nicht über das Ergebnis des Ver-
fahrens informiert wird (keine Parteistellung 
→ Glossar, S. 71).

Ebenso sieht das EGVG keine Entschädigung 
für die diskriminierte Person vor. Täter*innen 
können mit bis zu 1.090 Euro bestraft wer-
den.

Wenn mehrfach gegen diese Bestimmung des 
EGVG verstoßen wird, muss die Gewerbe-
behörde den Betreiber*innen die Gewerbe-
berechtigung entziehen. Fälle, in denen dies 
auch tatsächlich erfolgt ist, sind ZARA jedoch 
nach wie vor nicht bekannt.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA kann sich auf Wunsch zunächst mit 
einem Interventionsschreiben (→ Glossar,  
S. 71) an das betreffende Lokal wenden und 
um eine Stellungnahme zum Vorfall ersuchen. 
In manchen Fällen, je nach Reaktion der je-
weiligen Lokalbetreiber*innen oder der in-
volvierten Security-Firmen, kann es zu einer 
außergerichtlichen Lösung kommen (z. B. 
klärendes Gespräch oder Entschuldigung sei-
tens des Lokals). ZARA kann in solchen Fällen 
zum Beispiel zu Gesprächen begleiten.

Außerdem prüft ZARA, ob beim jeweiligen 
Vorfall ein Gesetz verletzt wurde. Wenn 
rechtliche Schritte gewünscht sind, kann 
ZARA einen Kontakt zur Gleichbehandlungs-
anwaltschaft (→ Glossar, S. 70) herstellen, 
damit diese Unterstützung im Verfahren vor 
der Gleichbehandlungskommission anbieten 
kann.

Manche Diskriminierungsfälle kann ZARA an 
den Klagsverband - Mit Recht gegen Diskrimi-
nierung2 weiterleiten. In einzelnen Diskrimi-
nierungsfällen ist eine Übernahme des Falles 
durch den Klagsverband zur Durchsetzung 
der Rechte von Diskriminierungsopfern mög-
lich. Dieser übernimmt dann die Vertretung 
vor Gericht sowie (teilweise) das Kostenrisiko. 
 

2  www.klagsverband.at/
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Staatliche Behörden 
& Institutionen

Rassistische Vorfälle

Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 110 an ZARA 
gemeldeten Fällen im Lebensbereich Staatliche Behörden 
& Institutionen. Unter sonstige Behörden sind alle Vorfälle 
gesammelt, die sich in Ämtern, Bildungseinrichtungen 
und anderen kommunalen Einrichtungen (ausgenommen  
Polizei) zugetragen haben.

20 	Angebliches Englischverbot für    	
	Mitarbeitende im Finanzamt

Aufgrund eines technischen Problems bei der 
Beantragung des Energiebonus, das auch von 
der Service Hotline nicht behoben werden kann, 
schickt Herr R.‘s Steuerberater diesen zum Fi-
nanzamt. Bei der Terminvereinbarung ersucht 
Herr R., den Termin auf Englisch abzuhalten 
und bittet auch vor Ort noch einmal, Englisch 
zu sprechen. Daraufhin wird er auf die Hotline 
verwiesen. Die Angestellte am Schalter weist 
Herrn R. ab und gibt auch ihren Kollegen zu 
verstehen, ihm nicht zu helfen. Einer der Män-
ner sagt daraufhin in sehr gutem Englisch, dass 
sie ihm nicht helfen könnten und dass es ihnen 
nicht erlaubt sei, Englisch zu sprechen. Als „Be-
weis“ ruft er die Website österreich.gv.at auf 
und liest vor, dass die Amtssprache Deutsch sei. 
Aufgrund der Ablehnung der Mitarbeitenden, 
trotz vorhandener Sprachkenntnis, Englisch mit 
ihm zu sprechen, kann Herr R. sein Anliegen 
nicht inhaltlich vorbringen und kann letztendlich 
nicht den Energiebonus beantragen. Herr R. ist 
empört über diesen Umgang und wendet sich 
an ZARA. Eine Beraterin verfasst ein Interven-
tionsschreiben an das Finanzamt und bittet um 
Stellungnahme der Vorgesetzten.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens

21	Mängel der Fürsorgepflicht 		
 der Kindergartenleitung

Herr F. arbeitet als Kindergartenpädagoge in 
Wien. Die Eltern eines Kindes sind ihm gegen-
über extrem rassistisch und werfen ihm vor, 
dass er aufgrund seiner Herkunft Frauen* has-
se und er gewalttätig sei. Sie reichen bei der 
MA10 und bei der Regionalleitung Beschwerde 
gegen Herrn F. ein. Während eines Gesprächs 
mit der Leiterin seines Kindergartens, der Re-
gionalleitung und einer Gewerkschaftsvertre-
tung wird klar, dass die Leitung selbst Herrn F. 
gegenüber voreingenommen ist. Er vermutet 
daher, dass sie deshalb nie etwas gegen die 
rassistischen Übergriffe unternommen hat. 
Bei einem weiteren Gespräch sind die Eltern 
auch vor der Leitung, der Regionalleitung und 
der Gewerkschaftsvertretung rassistisch be-
leidigend und behaupten, dass Herr F. wegen 
seiner ethnischen Zugehörigkeit gewalttätig sei 
und sie ihn anzeigen würden. Herr F. ist ver-
zweifelt und wendet sich an ZARA. Eine ZARA- 
Beraterin führt mehrere Entlastungsgespräche, 
erklärt die rechtlichen Möglichkeiten und stellt 
den Kontakt zu Partnerorganisationen her. Sie 
begleitet ihn auch zu einem Beratungsgespräch 
bei der Stelle zur Bekämpfung von Diskriminie-
rung der Stadt Wien.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

EXCHANGE-ALT 	 Austausch / Abstimmung mit Partner*innen, 

User-tie 	 Begleitung zu Behörden
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22	 Rassistische  
Prüfungskommission

Frau O. ist Klassenbeste in ihrem Kochlehr-
lingskurs und wird auch im Vorbereitungskurs 
der WKO sowie bei ihren Praktika in einem re-
nommierten Hotel stets gelobt. Im Zuge der 
praktischen Abschlussprüfung wird sie ras-
sistisch diskriminiert. Die Kommission bei der 
Prüfung, bestehend aus drei Männern und einer 
Supervisorin der WKO, macht während der Prü-
fung keine Notizen. Als die Prüfungsergebnisse 
verkündet werden und Frau O. den Raum be-
tritt, macht insbesondere ein Mitglied der Jury 
rassistische Bemerkungen. Er echauffiert sich 
über ihren Akzent und kommentiert ihre Prak-
tikumsstelle. Dann teilt er ihr grinsend mit, dass 
sie die Prüfung nicht bestanden hat. Brüllend 
schimpft er über die angeblich schlechte Qua-
lität ihres Essens. Auf Nachfrage von Frau O., 
warum dann alle aufgegessen hätten, erhält 
sie keine Reaktion. Der Prüfer ergänzt, sie sol-
le noch einen Deutschkurs machen. Ein ande-
rer Prüfer erklärt ihr, dass sie doch auch einen 
Kochkurs machen solle. Am nächsten Tag geht 
Frau O. in ihre Schule, um sich zu beschweren. 
Alle Lehrer*innen reagieren schockiert auf ihre 
Schilderungen der Prüfung und können deren 
Nichtbestehen nicht nachvollziehen. Frau O. 
lässt sich von ZARA rechtlich beraten und eine 
Beraterin schickt ein Interventionsschreiben an 
die WKO. In der Antwort der WKO gab es trotz 
Rückfrage keine inhaltliche Auseinandersetzung 
oder Hinterfragung des Falles.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens

23 	Rassistische Diskriminierung 
durch Lehrerin an Mittelschule

B. ist Schüler in der ersten Schulstufe einer 
Mittelschule. Als die Klasse einen Test zurück-
bekommt, verwendet ein Mitschüler B.s eine 
arabische Floskel, die dem Ausruf „Um Gottes 
Willen“ entspricht, um seinen Frust über seine 
Benotung auszudrücken. Die Lehrerin will wis-
sen, was der Ausruf bedeutet. Als B. übersetzt 
und die Übersetzung das Wort Allah beinhaltet, 
ist die Lehrerin entsetzt, verstört und verärgert, 
und meint, er dürfe nicht arabisch in der Klasse 
sprechen. Kurz darauf wird B.s Mutter wegen 
dieses „Vorfalls“ zu einem Gespräch mit der 
Direktion gebeten. Anwesend sind auch sechs 
Lehrerinnen und ein Herr, der der Mutter als 
Beamter für Extremismusprävention vorgestellt 
wird. Dieser meint, die Schüler müssten froh 
sein, in Österreich sein zu dürfen. B.’s Lehrerin 
beschwert sich, dass die Kinder in der Klasse 
über Religion sprechen. In weiterer Folge legt 
die Direktion der Mutter einen Schulwechsel 
B.s nahe. B.s Mutter meldet sich kurz vor Ende 
des Semesters bei ZARA. B. wurde nach die-
sem Vorfall von der Lehrerin bis zum Ende des 
Semesters von allen Ausflügen ausgeschlossen 
und schikaniert. Die Mutter sieht keinen Ausweg 
und wünscht sich daher einen Schulwechsel, 
wobei ZARA sie unterstützt. ZARA wendet sich 
an die Bildungsdirektion und weitere zuständige 
Stellen. Da B. noch eine Herbstprüfung vor sich 
hat, soll erst danach ein Interventionsschreiben 
an die Schule geschickt werden. Letztendlich 
kann ein Schlichtungsgespräch zwischen allen 
Beteiligten zu Beginn des folgenden Semesters 
den Konflikt insoweit lösen, dass B. doch keinen 
Schulwechsel anstrebt.

Was ZARA tut?	  

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

EXCHANGE-ALT 	 Austausch mit Behörden
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistischer Diskriminierung im Bildungsbereich 

Schüler*innen sind rechtlich vor rassistischer 
Diskriminierung und Belästigung durch das pä-
dagogische Personal geschützt. Kommt es zu 
rassistischer Diskriminierung, stellt das einen 
Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgesetz 
(GlBG → Glossar, S. 70) oder die entspre-
chenden Landesgesetze (z. B. Wiener Antidis-
kriminierungsgesetz → Glossar, S. 73) dar.

Sich rechtlich gegen rassistische Diskriminie-
rung im Bildungsbereich zu wehren ist kom-
plex, da in diesem Bereich teilweise Bun-
des- und teilweise Landesgesetze gelten. Das 
Machtverhältnis zwischen Schule bzw. Leh-
rer*in und Schüler*in ist häufig ein weiterer 
Grund, der Betroffene davon abhält, rechtliche 
Schritte einzuleiten.

Wie kann ich gegen Diskriminierung im 
Bildungsbereich vorgehen? 

Zunächst besteht die Möglichkeit, das Ge-
spräch mit der handelnden Person oder deren 
Vorgesetzten zu suchen. Ziel kann sein, eine 
Verhaltensänderung zu erreichen oder / und 
die Schule dazu zu bringen, rassistische Vor-
fälle anzusprechen und möglichst viele Men-
schen aus dem Schulalltag zu sensibilisieren. 
Beschwerden bei Missständen in Schulen kön-
nen auch an die Bildungsdirektionen herange-
tragen werden.

Rechtlich kann man zum Beispiel nach dem 
Gleichbehandlungsgesetz vorgehen: Um zu 
überprüfen, ob ein Verstoß vorliegt, kann ein 
Verfahren vor der Gleichbehandlungskom-
mission (GBK → Glossar, S. 70) eingeleitet 
werden. Durch dieses Verfahren entsteht kein 
Kostenrisiko, allerdings sind die Entscheidun-
gen nicht zwangsweise durchsetzbar.

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, eine Klage 
bei Gericht einzubringen. In diesem Verfahren 
trägt der*die Kläger*in allerdings ein Kosten-
risiko. Die Folge einer solchen Klage kann eine 
Schadenersatzzahlung sein. Die oft gewünsch-
te Verhaltensänderung kann über den Weg des 
Schadenersatzes allerdings nur sehr indirekt 
oder gar nicht herbeigeführt werden.

Neben den Gleichbehandlungsgesetzen kön-
nen je nach Sachverhalt auch disziplinarrecht-
liche Konsequenzen (z. B. Verweise, Geld-
strafen, Entlassungen) oder strafrechtliche 
Bestimmungen (z. B. Beleidigungen) anwend-
bar sein.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA bespricht mit Ihnen im Beratungsge-
spräch alle relevanten Aspekte und Möglich-
keiten, damit Sie selbst entscheiden können, 
welchen Weg sie gehen möchten. So kann 
ZARA etwa die Schule kontaktieren, Sie zu 
Gesprächen begleiten oder ein Interventions-
schreiben (→ Glossar, S. 71) verfassen, um 
auf die Diskriminierung hinzuweisen und Ver-
besserung zu fordern. Unterstützend kann der 
Schule / Klasse ein ZARA Training empfohlen 
werden, etwa zum Thema Diversität oder Sen-
sibilisierung: www.zara.or.at/de/training

Wenn rechtliche Schritte gewünscht sind, kann 
ZARA einen Kontakt zur Gleichbehandlungs-
anwaltschaft (GAW→ Glossar, S. 70) herstel-
len, damit diese Unterstützung im Verfahren 
vor der Gleichbehandlungskommission anbie-
ten kann.
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Rassistische Vorfälle

Politik & Medien 
Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 21 an ZARA 
gemeldeten Fällen im Lebensbereich Politik & Medien. 
Dieser Bereich schließt alle an ZARA gemeldeten rassis-
tischen Vorfälle ein, die von Politiker*innen, von Parteien 
oder von klassischen Medien (Print, Radio und Fernsehen) 
– on- und offline – ausgelöst oder verbreitet wurden.

24	Burkiniverbot durch  
Gemeinderat

Eine anonyme Melderin meldet ZARA über das 
Kontaktformular, dass ihr in einem Dorf in Nie-
derösterreich in einer Badeanstalt das Baden in 
einem Ganzkörperbadeanzug verboten wurde. 
Als sie beim Bürgermeister des Ortes nach-
fragt, ob das rechtens sei, meint dieser, dass 
der Gemeinderat das so beschlossen habe. 
Als die Melderin in der Badeordnung nachliest, 
kann sie nur einen Absatz über „ortsübliche 
Badekleidung“ finden. Bei der von ZARA ge-
tätigten Recherche ergibt sich, dass es bereits 
2017 Bestrebungen einzelner Stadträte in die-
sem Gemeinderat gegeben hatte, eine direkte 
Anweisung an den Bademeister zu geben, keine 
Burkinis zuzulassen. Um dieses durchzuset-
zen, entschieden sie sich für das Einfügen der 
neutral klingenden Klausel der „ortsüblichen 
Badekleidung“ in die Badeordnung des ört-
lichen Freibads. Die rassistische Motivation 
dieser Formulierung ist jedoch aus den Wort-
meldungen der damaligen Diskussionen im 
Gemeinderat klar ersichtlich.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

25	 Verwendung des N-Worts 
im Kinderradio

Frau L. meldet bei ZARA, dass sie im Radio ein 
Kinderlied gehört hat, bei dem mehrfach das 
N-Wort vorgekommen ist und bittet um eine 
Intervention. Eine ZARA-Beraterin schreibt ein 
Interventionsschreiben an die Radiobetreiber 
und erklärt die Problematik. Die Radiobetrei-
ber melden sich umgehend zurück, bedanken 
sich für das Aufmerksam-Machen und nehmen 
das Lied umgehend aus ihrem Liederkatalog. 
Sie bitten ZARA auch darum, künftig derartige 
Fälle gleich per Telefon zu melden, damit der 
Prozess beschleunigt werden kann. 

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

Pen-alt 	 Verfassen eines Interventionsschreibens
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistische Medienberichterstattung 

Einseitige, rassistische Berichterstattung in 
Medien ist rechtlich häufig nicht oder nur 
schwer verfolgbar. Zeitungen dürfen selbst 
entscheiden, welche Meldungen und (er-
laubten) Meinungen sie publizieren. Recht-
liche Schritte können erfolgreich sein, wenn 
Rechte von Personen verletzt oder Strafta-
ten begangen wurden, z. B. bei übler Nach-
rede, Verhetzung (→ siehe Die eigenen 
Rechte kennen – am Beispiel Verhetzung,  
S. 73), Verletzung der Unschuldsvermutung 
oder Verletzungen des Verbotsgesetzes (→ 
Glossar, S. 72).

Darüber hinaus gibt es für Printmedien und 
deren Webseiten eine freiwillige Selbstkont-
rolle: den Ehrenkodex des Österreichischen 
Presserats1. Darin sind gewisse Regeln für 
die Arbeit von Journalist*innen festgelegt. 
So sind Pauschalverdächtigungen sowie dis-
kriminierende und rassistische Berichterstat-
tung zu vermeiden.

Wie kann ich gegen rassistische 
Medienberichterstattung vorgehen? 

Jede*r kann rassistische Berichterstattung 
direkt bei dem*der Medieninhaber*in (also 
z. B. bei der Zeitung) melden und darauf hin-

1  www.presserat.at

weisen, dass rassistische Texte oder Aussa-
gen von Leser*innen abgelehnt werden. Zu-
sätzlich kann man eine Mitteilung oder eine 
Beschwerde beim Österreichischen Presserat 
einreichen. Unabhängig davon, ob das Me-
dium anschließend die Entscheidung abdru-
cken muss, veröffentlicht der Österreichische 
Presserat ausgewählte Entscheidungen auf 
seiner Website.

	→ Achtung: Der Presserat ist für reine On-
line-Medien, Radio oder Fernsehen nicht 
zuständig.

In manchen Fällen kann es auch Sinn ma-
chen, anwaltliche Unterstützung in Anspruch 
zu nehmen, um nach dem Mediengesetz vor-
gehen zu können.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA-Berater*innen können Sie bei diesen 
Schritten unterstützen und rechtlich beraten. 

	→ Wichtig: Übermitteln Sie bei der Meldung 
unbedingt relevante Links, Screenshots, 
den Namen des Printmediums sowie In-
formationen über Inhalt und Zeitpunkt 
der Veröffentlichung.



DEINE SPENDE WIRKT!
Mit deiner spende fördern wir Zivil-
courage und unterstützen betroffe-
ne von Rassismus und Hass im Netz.

 
Gemeinsam sind wir stärker!	  

Unterstütze unsere Arbeit mit einer 
einmaligen Spende und leiste damit 
einen wichtigen Beitrag zu einer ge- 
rechteren Gesellschaft.	  
 
Regelmäßige Spenden helfen uns, 
unsere Ziele nachhaltig zu verfolgen. 
Du kannst Mitglied werden oder Mit- 
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26	Wiederholtes Ethnic Profiling 
auf Einkaufsstraße

Frau P., eine Romni, wird von einem Polizeibe-
amten in Zivilkleidung angesprochen und von 
ihm beschuldigt zu stehlen. Er zeigt ihr mehrere 
Fotos von ihr auf seinem Handy, er scheint sie 
über einen längeren Zeitraum verfolgt und be-
obachtet zu haben. Der Beamte bringt sie zu 
einer Polizeistation, wo er ihren vorstrafenlosen 
Strafregisterauszug kontrolliert. Einen Monat 
später wird Frau P. erneut vom gleichen Beam-
ten in Zivil konfrontiert. Frau P. ist davon sehr 
verstört und verängstigt und läuft zur nächsten 
Polizeiinspektion, um den Beamten zu melden. 
Als Frau P. am nächsten Tag mit ihrer Sozial-
arbeiterin zur Akteneinsicht wiederkehrt, wird 
ihr mitgeteilt, dass nichts gegen sie vermerkt sei. 
Der diensthabende Polizist definiert das Ver-
halten des Beamten als unprofessionell und als 
Belästigung. Die Sozialarbeiterin wendet sich 
daraufhin an ZARA und bittet um Unterstüt-
zung. Eine Beraterin verfasst eine Richtlinienbe-
schwerde (→ Glossar S. 72) zum verfolgenden 
Verhalten des Beamten in Zivil. Daraufhin lädt 
der Vorgesetzte des Beamten Frau P., begleitet 
von ZARA, zu einem Klaglosstellungsgespräch 
(→ Glossar S. 71) ein, bei dem er sich bei Frau 
P. für das Verhalten des Beamten entschuldigt. 
Dem Beamten wird die klare Anweisung gege-
ben, dass das nicht mehr vorkommen darf. Das 
gibt der Klientin ein Gefühl von Sicherheit.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

Pen-alt 	 Verfassen von Beschwerden und Einsprüchen

User-tie 	 Begleitung zu Klaglosstellungsgespräch 

27	 Strafe für sozial engagiertes 
Verhalten

Frau U. bemerkt auf der Straße einen älteren 
Herrn mit Gehhilfe, der sichtbar verwirrt und 
desorientiert ist. Sie geht auf ihn zu und er-
kennt, dass er kein Deutsch aber, so wie sie 
selbst, Farsi spricht. Frau U. versucht heraus-
zufinden, wie er heißt und wo er lebt, aber 
er erinnert sich nicht. Als Frau U. sich nicht 
weiter zu helfen weiß, ruft sie die Polizei. Nach 
anfänglicher Unschlüssigkeit entscheidet ein 
Beamter, den Herrn vorläufig auf die Polizei-
station mitzunehmen. Frau U. kommuniziert 
ihm das und findet dabei schließlich seinen 
Namen und Wohnort heraus. Sie bittet die 
Beamt*innen zum Abschluss noch, darüber 
informiert zu werden, wenn der Herr gut ange-
kommen ist. Daraufhin werden die Beamt*in-
nen plötzlich äußerst aggressiv und teilen Frau 
U. mit, dass sie das nichts angehe und was sie 
denke, das sie mit ihm vorhätten. Frau U. fühlt 
sich bedroht und eingeschüchtert. Schließ-
lich wird ihr eine Strafverfügung in der Höhe 
von 200 Euro wegen aggressiven Verhaltens 
ausgestellt. Frau U. wendet sich mit der Bitte 
um Unterstützung an ZARA. Gleichzeitig be-
kommt sie jedoch privat den unzutreffenden 
Rat, dass sie zur Anfechtung dieser Strafe 
einen Anwalt benötige und so zahlt sie die 
Strafe, ehe ZARA sie rechtlich beraten kann. 
Eine ZARA-Beraterin führt daraufhin mit der 
von der gesamten Situation sehr frustrierten 
Betroffenen ein langes Entlastungsgespräch.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

Rassistische Vorfälle

Polizei
Dieses Kapitel umfasst eine Auswahl aus den 58 an ZARA 
gemeldeten Fällen im Lebensbereich Polizei. Dieser Be-
reich beinhaltet alle Meldungen, die mit der Sicherheits-
verwaltung und den Organen der öffentlichen Sicherheit in 
Verbindung stehen.
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28	 Hohe Verwaltungsstrafen 
wegen Rülpsens

Eine Jugendorganisation meldet ZARA zwei 
Vorfälle, wo Jugendlichen wegen vermeintlich 
„absichtlichem Rülpsens“ gegenüber Polizist*in-
nen sehr hohe Verwaltungsstrafen ausgestellt 
wurden. Im Fall von Herrn D. saß dieser mit 
Freunden in einem Wiener Park und feierte 
einen Geburtstag. Die Polizei kontrollierte die 
Ausweise zweier Freunde an einem Nebentisch. 
Da Herr D. wusste, dass seine Freunde nicht 
Deutsch sprechen, wollte er helfen und für die 
Beamt*innen übersetzen. Einer der Beamt*in-
nen schimpfte und meinte, dass sie Deutsch 
lernen sollten. Während der 40-minütigen Kon-
trolle, bei der die Gruppe weiter aß und trank, 
rülpste jemand, was die Polizist*innen wütend 
machte: „Ihr kriegt alle eine Anzeige, wenn 
niemand zugibt, gerülpst zu haben“. Herr D., 
der zu diesem Zeitpunkt neben dem Beamten 
stand, meinte, wenn er so dringend jemanden 
anzeigen müsse, hätte er ja seine Daten. Der 
Polizist griff ihn daraufhin gewaltsam an, be-
schimpfte ihn und drückte ihn zu Boden, ließ 
ihn dann aber wieder mit dem Satz „Steh auf, 
glaubst du, dass du cool bist?“ los. Danach ver-
ließ Herr D. den Park, er ist seitdem nicht mehr 
dort gewesen. Er erhält eine Verwaltungsstrafe 
von 1700 Euro, die die meldende Jugendorga-
nisation bereits erfolglos beeinsprucht hat (in 
einem ähnlich gelagerten zweiten beeinspruch-
ten Fall ist die weitere Beschwerdefrist schon 
verstrichen). Eine ZARA-Beraterin schreibt 
eine Bescheidbeschwerde und vertritt Herrn 
D. bei der mündlichen Verhandlung vor dem 
Verwaltungsgericht. Dieses hebt zwei der drei 
Strafen auf, insbesondere das Rülpsen, und ein 
Strafpunkt wird auf 100 EUR herabgesetzt. Aus 
Angst vor möglichen Repressalien will der Klient 
keine Richtlinienbeschwerde einbringen.

Was ZARA tut? 

EDIT 	 Dokumentation

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräch

Pen-alt 	 Verfassen von Beschwerden, Einsprüchen

User-tie 	 Vertretung vor dem Verwaltungsgericht

29	 Ethnic Profiling  
eines Kletterers

Herr H. kommt aus Linz nach Wien, um mit 
einem Freund klettern zu gehen. Davor plant er 
noch, einem Anbieter auf Willhaben eine Klet-
terausrüstung abzukaufen. In Wien angekom-
men, wartet er am Praterstern darauf, dass die 
Ansprechperson ihm den genauen Treffpunkt 
mitteilt. Er trägt bereits einen Wanderruck-
sack mit sich, samt Kletterseilen und Helm. 
Während er auf einer Bank sitzt und wartet, 
wird er von vier Polizeibeamten angesprochen 
und aufgefordert, sich auszuweisen. Als sie ihn 
befragen, warum er ihn Wien sei, fühlt sich Herr 
H. nicht verpflichtet, diese Fragen zu beant-
worten, da er sich nicht rechtswidrig verhalten 
hat. Daraufhin wird ihm vorgeworfen, sich auf 
diese konkrete Bank gesetzt zu haben, um Kin-
der beim Spielen zu beobachten. Da es sich um 
eine Waffenverbotszone handelt, fordern die 
Beamten Herrn H. auf, seinen Rucksack durch-
suchen zu lassen. Das lehnt Herr H. mit Ver-
weis darauf, dass er keinen freiwilligen Maß-
nahmen zustimme, ab. Im nächsten Moment 
versucht ein Beamter den Rucksack an sich zu 
nehmen, wobei Herr H. diesen noch im Griff 
hat. Plötzlich wird der Betroffene gepackt und 
auf den Boden gedrückt. Herr H. erleidet meh-
rere Schürfungen und Traumata. Nachdem er 
mehrere Stunden in einer Zelle verbringt, wird 
ihm ein Straferkenntnis in der Höhe von 156,75 
Euro wegen aggressiven Verhaltens ausgestellt. 
Herr H. wendet sich an ZARA und wird beim 
Verfassen einer Bescheidbeschwerde gegen 
das Straferkenntnis unterstützt.

Was ZARA tut? 

EDIT	 Dokumentation 

info 	 (Rechtliche) Beratung

COMMENTS	 Entlastungs- und/oder Stärkungsgespräche

Pen-alt 	 Verfassen von Beschwerden und Einsprüchen
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DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistische Diskriminierung durch die Polizei

Wenn Polizeibeamt*innen bei ihrer Arbeit je-
manden rassistisch diskriminieren, gibt es in 
einigen Situationen Möglichkeiten, dagegen 
vorzugehen. Einerseits gibt es in der Richt-
linien-Verordnung (→ Glossar, S. 72) gewis-
se Verhaltensvorschriften für Polizist*innen. 
Zum Beispiel müssen Polizeibeamt*innen 
alles unterlassen, das den Eindruck von Vor-
eingenommenheit erwecken könnte oder u.a. 
als Diskriminierung aufgrund der ethnischen 
Herkunft empfunden werden kann. Laut 
Richtlinien-Verordnung müssen Beamt*innen 
außerdem Personen, die von der Amtshand-
lung betroffen sind, auf Nachfrage den Grund 
des Einschreitens und ihre Dienstnummer be-
kanntgeben.

Andererseits regeln verschiedene Gesetze1, 
wann Polizist*innen Identitätsfeststellungen 
durchführen dürfen. Nur wenn es eine gesetzli-
che Grundlage gibt, darf die Polizei Identitäts-
feststellungen vornehmen. Allein aufgrund der 
Hautfarbe bzw. der ethnischen Zugehörigkeit 
kontrolliert zu werden, ist unzulässig (Ethnic 
Profiling → Glossar, S. 70).

Wie kann ich gegen rassistische 
Polizeigewalt vorgehen?

Wenn zum Beispiel eine Personenkontrolle 
wegen Ethnic Profiling erfolgt, können Be-
troffene innerhalb von sechs Wochen eine 
Maßnahmenbeschwerde beim Landesver-
waltungsgericht und/oder eine Richtlinien-
beschwerde bei der zuständigen Landes-
polizeidirektion einbringen.

Wird eine Maßnahmenbeschwerde einge-
bracht, entscheiden unabhängige Richter*in-
nen, ob das Einschreiten der Polizist*innen 
rechtswidrig war. In diesen Verfahren gibt 
es keinen Anspruch auf Schadenersatz. Zu-
dem gibt es ein Kostenrisiko für den*die Be-
schwerdeführer*in. Als Folge dieses Ver-
fahrens kann ein Disziplinarverfahren gegen 
den*die handelnde*n Polizeibeamt*in ein-

1  ZB § 35 Sicherheitspolizeigesetz (SPG) à Glossar, S. 72, § 118  

       Strafprozessordnung (StPO), § 34 Fremdenpolizeigesetz (FPG)

geleitet werden, allerdings haben Betroffe-
ne darauf keinen Einfluss und erhalten auch 
keine Informationen dazu.

Wird eine Richtlinienbeschwerde einge-
bracht, werden die Vorwürfe durch die 
Landespolizeidirektion geprüft und dem*r 
Beschwerdeführer*in muss schriftlich mitge-
teilt werden, ob ein Verstoß gegen die Ver-
ordnung vorliegt. Die Landespolizeidirektion 
kann auch eine Aussprache zwischen Vertre-
ter*innen der Dienststelle, den betroffenen 
Beamt*innen und dem*der Beschwerdefüh-
rer*in ermöglichen. Dieses Gespräch nennt 
man Klaglosstellungsgespräch (→ Glossar, 
S. 71).

Ist die betroffene Person mit dem Ausgang 
dieses Gesprächs zufrieden, dann ist das 
Verfahren damit beendet. Bis dahin gibt es 
kein Kostenrisiko. Ist die betroffene Person 
aber mit dem Gespräch nicht zufrieden, 
läuft das Verfahren schriftlich weiter. Wenn 
der*die Beschwerdeführer*in auch mit dem 
schriftlichen Ergebnis nicht zufrieden ist, 
kann er*sie eine Prüfung durch das Landes-
verwaltungsgericht verlangen. In diesem Fall 
besteht wiederum ein Kostenrisiko, weswe-
gen Betroffene oft keine gerichtliche Prüfung 
beantragen.

Wie kann ZARA unterstützen?

ZARA kann sowohl bei Maßnahmenbe-
schwerden als auch bei Richtlinien-Be-
schwerden unterstützen und Sie im Verfah-
ren begleiten. In manchen Fällen kann ZARA 
das Kostenrisiko über einen spezifisch dafür 
eingerichteten Rechtshilfefonds überneh-
men.

Hier geht’s zu den ZARA-Broschüren: Zum 
Umgang mit der Polizei, für Betroffene und 
Zeug*innen:



DIE EIGENEN RECHTE KENNEN –  
Am Beispiel rassistische Diskriminierung in der Arbeitswelt

Wenn jemand im Zusammenhang mit einem 
Arbeitsverhältnis (z. B. bei der Stellenaus-
schreibung, bei einer Bewerbung, einer Be-
förderung, bei der Bezahlung oder der Kündi-
gung) rassistisch diskriminiert oder rassistisch 
belästigt wird, verstößt das gegen das Gleich-
behandlungsgesetz (GlBG → Glossar, S. 70).

Wie kann ich gegen rassistische 
Diskriminierung in der Arbeitswelt 
vorgehen?

Einerseits kann Beschwerde bei der Gleich-
behandlungskommission (GBK → Glossar, 
S. 70) eingebracht werden. Das Verfahren ist 
kostenlos, aber die Gleichbehandlungskom-
mission kann im Gegensatz zu Gerichten nur 
Empfehlungen aussprechen, aber niemanden 
verpflichten.

Andererseits kann man eine zivilrechtliche 
Klage bei Gericht einbringen. Ein Gerichts-
urteil ist immer rechtlich verbindlich und kann 
den*die (potenzielle*n) Arbeitgeber*in auch 
zu Schadenersatz verpflichten. Bei einer zivil-
rechtlichen Klage gibt es aber ein erhebliches 
Prozesskostenrisiko für den*die Kläger*in. 

Das Gesetz legt fest, dass die betroffene 
Person die Diskriminierung „nur“ glaubhaft 
(Beweislasterleichterung → Glossar, S. 69) 
machen muss. Wenn diese Glaubhaftma-
chung gelingt, muss das Gericht/die Gleich-
behandlungskommission eine Diskriminie-
rung feststellen, wenn der*die (potenzielle) 
Arbeitgeber*in nicht beweisen kann, dass es 
wahrscheinlicher ist, dass ein anderer, er-
laubter Grund für das in Frage stehende Vor-
gehen ausschlaggebend war.

 

Eine rechtswidrige Kündigung kann angefoch-
ten werden, hierfür besteht aber eine sehr 
kurze Frist von zwei Wochen. Die Arbeiter-
kammer (AK) unterstützt hier beim Einbrin-
gen der Anfechtungsklage beim Arbeits- und 
Sozialgericht. Im besten Fall sollte man sich 
gleich bei Zugang der Kündigung bei den AK-
Rechtsexpert*innen melden.

Wie kann ZARA unterstützen?

Die Priorisierung der betroffenenzentrier-
ten Beratungsarbeit, um direkt von Rassis-
mus Betroffene intensiver und nachhaltiger 
unterstützen und begleiten zu können, bringt 
einen deutlichen Mehraufwand in der Fallbe-
arbeitung mit sich. Aufgrund unserer knap-
pen Ressourcen haben wir uns Anfang 2022 
dafür entschieden, unsere Beratungsarbeit 
auf Lebensbereiche einzuschränken, für die 
es bei anderen relevanten Beratungseinrich-
tungen sonst keine Zuständigkeiten gibt. Mel-
der*innen aus dem Lebensbereich Arbeits-
welt werden daher an die GAW bzw. die AK 
weiterverwiesen. Dort wird in Beratungen das 
weitere Vorgehen besprochen und allenfalls 
Schritte gesetzt.			    
 
Beratungs- und Unterstützungsangebote

GAW:  
	 www.gleichbehandlungsanwalt- 
	 schaft.gv.at/unser-angebot/be- 
	 ratung-und-unterstuetzung.html

Arbeiter*innenkammer:  
	 www.arbeiterkammer.at/kontakt 
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Unsere Forderungen 
für einen Nationalen 
Aktionsplan gegen 
Rassismus

Nationale Aktionspläne werden von Regierung, Verwaltung, Zivilgesellschaft und Ex-
pert*innen erstellt, um bestimmte Anliegen zu priorisieren. Der aktuelle Regierungsplan 
2020-2024 beinhaltet die Erstellung eines Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus 
und Diskriminierung. 									          
 
Das Vorhaben der Regierung geht u. a. auf das Wirken der EU-Kommission zu-
rück, die allen Mitgliedstaaten empfahl, einen solchen nationalen Plan bis Ende 
2022 umzusetzen. ZARA unterstützt die Umsetzung eines solchen Aktions-
plans, um effektiv und umfassend gegen strukturellen und institutionellen Rassis-
mus vorzugehen. Deshalb hat der Verein sowohl selbst Vorschläge gemacht, wie 
ein solcher Plan ausgestaltet werden sollte, als auch entsprechende zivilgesell-
schaftliche Anstrengungen unterstützt, die einen NAP gegen Rassismus und Dis-
kriminierung lautstark gefordert haben.						       
 
Es wird empfohlen, Community-Organisationen und unabhängige Expert*innen einzu-
beziehen und angemessene Mittel bereitzustellen. Die ZARA-Forderungen beinhalten 
anspruchsvolle Ziele und entsprechende Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele.

Ziele	
 
1. Sicherheit und Unterstützung	  
2. Chancengleichheit und Gleichbehandlung	  
3. Teilhabe und Repräsentation	 
4. Solidarität und Zusammenhalt
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Maßnahmen kompakt

1) Sicherheit und Unterstützung	 
	  
Zur Stärkung des Schutzes vor rassistischen 
Vorfällen und Straftaten soll es Menschen, die 
Rassismus erleben, erleichtert werden, effek-
tive Unterstützung zu erhalten. Die Polizei soll 
die Menschenrechte aller Menschen, unabhän-
gig von persönlichen Merkmalen, schützen. 
Neue Maßnahmen zur erleichterten Meldung 
von Rassismus und eines betroffenenzentrier-
ten Prozesses sollen dazu beitragen, dieses 
Ziel zu erreichen.			    
 
2) Chancengleichheit und Gleich-	  
behandlung			    
	  
Chancenungleichheit von Menschen, die Ras-
sismus erleben, in allen im Rassismus Report 
enthaltenen Lebensbereichen angehen. Positi-
ve Maßnahmen zur Bekämpfung sozioökono-
mischer Ungleichheit sind zu setzen. Effektiven 
Schutz vor Rassismus und Diskriminierung in 
allen Lebensbereichen gewährleisten, um In-
klusion und gleichberechtigte Teilhabe zu för-
dern. Verbesserten Schutz vor Rassismus und 
Diskriminierung im Schulsystem sicherstellen. 
 

3) Teilhabe und Repräsentation	  
 
Unterstützung der Vertretung und Beteiligung 
marginalisierter Menschen in allen Lebensberei-
chen, besonders in unterrepräsentierten Berei-
chen. Bekämpfung von Rassismus in den Medien 
und Beseitigung von Barrieren für den Zugang 
marginalisierter Personen zu Führungspositio-
nen.

 
 
 
4) Solidarität und Zusammenhalt	 
	  
Gemeinsame Bemühungen, um die Verbreitung 
und Auswirkungen von Rassismus zu verstehen 
und zu beseitigen. Kritische Thematisierung von 
Rassismus in allen Lehrplänen bei gleichzeitiger 
Überarbeitung nach vorhandenen Rassismen. 
Diese dienen der Förderung von Zivilcourage so-
wie dem Aufbau eines Bewusstseins individuel-
ler Verantwortung und gesamtgesellschaftlicher 
Aufgabe im Kampf gegen Rassismus.	

Maßnahmen zur Erreichung des 1. Ziels: 
Sicherheit und Unterstützung

Sensibilisierung

	→ Zielgruppenorientierte Trainings zur Sen-
sibilisierung für Hassverbrechen werden 
für zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Personen, die im Gesundheits-, Bil-
dungs- und Jugendbereich tätig sind, sowie 
für Initiativen zur Unterstützung bestimm-
ter Gruppen, die von Diskriminierung be-
troffen sein können, angeboten.	  

Finanzierung

	→ Organisationen sind in ihrer (finanziellen) Un-
abhängigkeit gestärkt, die Betroffenen von  
Rassismus juristische und psychosoziale Be-
ratung anbieten und diese ermächtigen, in-
dem sie ihnen Orientierungs-, Planungs-, Ent-
scheidungs- und Bewältigungsunterstützung 
anbieten.
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	→ Schulungen für Richter*innen stellen die 
praktische Anwendung der „besonderen 
Erschwerungsgründe“ gem. § 33 Abs 1 Z 5 
StGB bei Verfahren zu vorurteilsmotivier-
ten Straftaten sicher. Zusätzlich wird in den 
Schulungen auf die Anerkennung von Vor-
urteilsmotiven ebenso wie die besonderen 
Bedürfnisse von Betroffenen von Hassver-
brechen eingegangen.

Zugang zum Recht 

	→ Das Gleichbehandlungsrecht beinhaltet ein 
Verbandsklagerecht in allen Verfahren nach 
den Gleichbehandlungsgeseztzen für die 
Gleichbehandlungsanwaltschaft (Glossar, S. 
70) und den Klagsverband.

	→ Parteistellung (Glossar, S. 71) für ZARA, 
den Klagsverband und andere relevante 
Organisationen in Verwaltungsstrafverfah-
ren nach dem EGVG (Glossar, S. 70) (Art III 
Abs 1 Z 3 und 4 EGVG) und in Verfahren ge-
mäß der Gewerbeordnung, in denen es um 
den Entzug der Gewerbeordnung aufgrund 
rassistischen Verhaltens des*der Gewerbe-
treibenden iSd § 87 Abs 1 Z 3 GewO geht. 
Anti-Rassismus-Beauftragte.

	→ Es wird anerkannt, dass es eigens eingerich-
tete Anti-Rassismus-Beauftragte in öffentli-
chen Institutionen geben muss, die ähnlich 
wie Behindertenbeauftragte einen geschärf-
ten Blick mit Betroffenen-Perspektive ein-
bringen, um die systemisch gefestigten 
eigenen eingeschränkten Sichtweisen aufzu-
zeigen und zu reflektieren.

Polizei

	→ Die Sicherheitsbeamt*innen sind sich ihrer 
Vorbildfunktion als Repräsentant*innen des 
Staates bewusst. Ihre Amtshandlungen sind 
immer so deeskalierend wie möglich und 
tragen somit dazu bei, dass das Vertrauen 
aller in Österreich lebenden Menschen in die 
Polizei gestärkt ist.

	→ Als vorbeugende Maßnahme werden die Ar-
beitsbedingungen der Polizist*innen verbes-

sert, sodass das Erschöpfungs- und Stress-
level auf ein Maß reduziert wird, wie es für 
diese herausfordernde und verantwortungs-
volle Tätigkeit notwendig ist.

	→ Polizeieinsätze werden unmittelbar nach 
dem Einsatz nachbesprochen und mit dem 
Team selbstkritisch reflektiert. Zur Verbes-
serung dieser Evaluierung werden spezifisch 
geschulte Beamt*innen zu Einsätzen heran-
gezogen, die nach dem Einsatz an unter-
schiedlichen Polizeiinspektionen ausführli-
chere Nachbesprechungen sicherstellen.

	→ Community Policing (wie z. B. Grätzlpolizei) 
wird gestärkt: Vertrauen wird über einen 
intensiven und von Wertschätzung getrage-
nen Kontakt zwischen Communities und der 
Polizei aufgebaut, was zu einem ausgepräg-
ten Verständnis der Polizei für die involvier-
ten Communities führt. Dies unterstützt die 
Weiterentwicklung einer rassismuspräventi-
ven Polizeikultur.

	→ Polizeiliches Fehlverhalten wird im Rahmen 
von unabhängigen Beschwerdemechanis-
men untersucht.

	→ Das Kostenrisiko bei Maßnahmen- (Glossar, 
S. 71) und Richtlinienbeschwerden (Glossar, 
S. 72) ist abgeschafft.

	→ Antworten auf Richtlinienbeschwerden be-
inhalten fundierte Begründungen und alle 
Beschwerdeführer*innen haben die Mög-
lichkeit, ein „Klaglosstellungsgespräch“ bei 
Richtlinienbeschwerden zu führen (Glossar, 
S. 72), das von einer externen und unabhän-
gigen Stelle moderiert wird. Die am Vorfall 
beteiligten Polizist*innen wirken auf Wunsch 
der Beschwerdeführer*innen beim „Klaglos-
stellungsgespräch“ bei Richtlinienbeschwer-
den mit.

	→ Bei polizeilichem Fehlverhalten, das straf-
rechtlich relevante Tatbestände erfüllt, wird 
der intern disziplinarrechtliche Maßstab für 
Staatsbedienstete strenger angesetzt als das 
Strafrecht, das die äußerste Grenze des ge-
sellschaftlichen Zusammenlebens markiert.
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	→ Betroffene von polizeilichem Fehlverhalten 
werden durch die Polizei zuverlässig an ge-
eignete zivilgesellschaftliche Einrichtungen 
übermittelt.

	→ Entsprechende Maßnahmen zur effektiven 
Verhinderung von Ethnic Profiling werden er-
arbeitet, systematisch umgesetzt und regel-
mäßig evaluiert.

	→ Verwaltungsstrafen sind ausreichend nach-
vollziehbar verfasst, sodass sie nicht den 
Eindruck erwecken, rassistisch motiviert zu 
sein.

	→ Schulungen zu Hassverbrechen und dem Ge-
brauch sensibler Sprache verhindern sekun-
däre Viktimisierung und Retraumatisierung 
bei Anzeigenaufnahmen und Einvernahmen.

	→ Betroffene, die Polizeiarbeit als vorurteils-
behaftet wahrgenommen haben, haben 
die Möglichkeit zu niederschwelligen Me-
diationsgesprächen mit den beteiligten Poli-
zist*innen und deren Vorgesetzten. Betroffe-
nen-Bedürfnisse werden ernst genommen.

	→ Die Polizei setzt Maßnahmen, die das zu-
verlässige Erkennen von Vorurteilsmotiven 
bei Straftaten, bei Anzeigen und im Rahmen 
ihrer darauffolgenden Ermittlungstätigkeiten 
sicherstellen. Sie entwickelt die Maßnahmen 
in einem ständigen Evaluationsprozess wei-
ter und stärkt sie dadurch.

Hassverbrechen

	→ Aufbau eines Verweissystems (Glossar, S. 
73), das allen Betroffenen von Hassverbre-
chen die bestmögliche rechtliche, soziale 
und psychische Unterstützung, ebenso wie 
umfassenden Schutz und Sicherheit garan-
tiert. Im Rahmen dieses Verweissystems 
beruht die Zusammenarbeit zwischen Straf-
verfolgungsbehörden und Community-Or-
ganisationen, Opferschutzeinrichtungen, Un-
terstützungsorganisationen und Initiativen 
auf einer Rechtsgrundlage, die Standards für 
Datenübermittlung beinhaltet, um ein auf die 
Sicherheit und den Schutz der Daten von Be-

troffenen von Hassverbrechen orientiertes 
Weiterverweisen zu gewährleisten. Alle am 
Verweissystem beteiligten Organisationen, 
die direkt mit Betroffenen arbeiten, ergreifen 
Maßnahmen, um zu traumasensiblen Orga-
nisationen zu werden und schulen ihre Mit-
arbeiter*innen entsprechend.

	→ Die Zusammenarbeit zwischen verschie-
denen Community-Organisationen, Opfer-
schutzeinrichtungen, Unterstützungsorgani-
sationen und Initiativen ist standardisiert und 
angemessen finanziert, um eine umfassende 
Unterstützung der Betroffenen von Hassver-
brechen zu gewährleisten.

	→ Schulungen für Strafverfolgungsbehörden 
verfolgen einen betroffenenzentrierten An-
satz und beinhalten Strategien gegen sekun-
däre Viktimisierung (Glossar, S. 72). Gleich-
zeitig enthalten sie Informationen über den 
sensiblen Umgang mit Betroffenen von Hass-
verbrechen, insbesondere auch das Weiter-
verweisen an Community-Organisationen, 
Opferschutzeinrichtungen, Unterstützungs-
organisationen und Initiativen.

	→ Es werden fortlaufend umfassende Sensi-
bilisierungsmaßnahmen zu Hassverbrechen 
durchgeführt, die von der öffentlichen Hand 
finanziert werden. Dadurch sollen (poten-
ziell) Betroffene, Verbündete und die breite 
Öffentlichkeit sensibilisiert werden, Vorur-
teile zu erkennen, die gesellschaftlichen Aus-
wirkungen von Straftaten zu verstehen, und 
ihre Fähigkeiten gestärkt werden, Stellung 
zu beziehen und im Falle eines Hassverbre-
chens praktische Schritte zu unternehmen.

	→ Die Publikation der Jahresberichte „Hate 
Crime“ in Österreich durch das BMI ist si-
chergestellt und wird durch systematisch 
vom Bundesministerium für Justiz gesam-
melte Daten zu Hassverbrechen ergänzt. 
Alle am Verweissystem beteiligten Institu-
tionen und Organisationen tauschen sich re-
gelmäßig zu den jeweils zu Hassverbrechen 
gesammelten Daten aus, um sich Einblicke 
in das Ausmaß, die Qualität und das Dunkel-
feld von Hassverbrechen zu verschaffen.
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Inklusion

	→ Chancengleichheit aller wird durch einen 
Inklusions - statt eines Integrationsansat-
zes erreicht. Anders als Integration sieht die 
Idee von Inklusion alle Menschen als gleich-
berechtigte Individuen, orientiert sich nicht 
an einem zur Normalität erklärten Standard, 
schafft eine Umgebung der gleichberechtig-
ten Teilhabe und unterstützt damit tieferge-
hende Veränderungen des Systems.

	→ Alle Menschen, die ihren Hauptwohnsitz und 
somit ihren Lebensmittelpunkt in Österreich 
haben, erhalten nach spätestens drei Jahren 
das aktive und passive Wahlrecht.

Diskriminierungsschutz

	→ Das Gleichbehandlungsrecht bietet öster-
reichweit einen einheitlichen Schutz für 
alle in Artikel 21 (1) der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union (Glossar, S. 
69) genannten Diskriminierungsgründe wie 
Hautfarbe, ethnische oder soziale Herkunft, 
Sprache, Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, Religion oder Weltanschauung,  
 
 
politische oder sonstige Anschauung, gene-
tische Merkmale, Geschlecht, Vermögen, 
Geburt, Behinderung, Alter oder sexuelle 
Orientierung in allen Lebensbereichen.

	→  Das Gleichbehandlungsrecht schützt auch 
in den Bereichen Kunst, Kultur, Sport, Me-
dien, Polizei, Justiz, öffentlicher Raum, 
Online (z. B. Computerspiele, Social Me-
dia, Metaverse) und Künstliche Intelligenz 
vor Diskriminierungen.		   
 
 
 
 
 

	→ Es erfolgt eine fundierte Auseinanderset-
zung mit der Frage, ob der Begriff „Rasse“1 
aus allen österreichischen Gesetzesbestim-
mungen entfernt wird.

Bildung

	→ Die Strukturen des Bildungssystems sorgen 
für Chancengleichheit und verhindern Dis-
kriminierungen und Exklusion von Lernen-
den. Es gibt keine verpflichtenden separaten 
Deutschklassen, sondern inklusiven Schul-
unterricht für alle.

	→ Viel- und Mehrsprachigkeit sind Teil des 
Schulalltags. Es werden nicht nur Englisch, 
Französisch, Spanisch und Italienisch in 
Schulen gefördert, sondern auch Sprachen, 
die in Österreich häufig gesprochen werden. 
Bei der Aus- und Fortbildung von Unter-
richtenden werden entsprechende Kompe-
tenzen aufgebaut. Alle Schüler*innen haben 
die Möglichkeit am Unterricht in einer für sie 
verständlichen Sprachen teilzunehmen.

	→ Rassismuskritisches Denken, ebenso wie 
Rassismus als Instrument, ist Teil des Lehr-
planes und wird in unterschiedlichen Fä-
chern (z. B. Geschichte, Geografie und Wirt-
schaftskunde, Politische Bildung) behandelt. 
 

1  Der Begriff diente zur Klassifizierung von Menschen aufgrund ver-

meintlicher biologischer Merkmale. Heute wird er aufgrund seiner 

historischen Verbindung mit rassistischen Ideologien und wissenschaft-

lichen Unhaltbarkeit vermieden. In antirassistischen Kontexten wird da-

her bevorzugt von kultureller Vielfalt, Ethnizität oder Herkunft gespro-

chen. In neuen gesetzlichen Texten wird der Begriff vermehrt gemieden, 

ist aber dennoch in vielen (auch grundlegenden) nationalen, europäi-

schen oder auch internationalen Gesetzestexten genutzt. Während der 

Begriff im deutschen Kontext historisch belastet und wird vermieden 

wird, bezeichnet 'race' im Englischen oft eher kulturelle oder ethnische 

Vielfalt und wird häufiger genutzt.

Maßnahmen zur Erreichung des 2. Ziels:
Chancengleichheit und Gleichbehandlung
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Güter und Dienstleistungen

	→ Anbieter*innen von Gütern und Dienstleis-
tungen sind einer rassismuskritischen Orga-
nisationskultur und Politik gegenüber ihren 
Kund*innen verpflichtet.

	→ Bestehende Verhaltenskodizes bzw. Haus-
ordnungen von Anbieter*innen enthalten 
antirassistische Verhaltensregeln.

	→ Anbieter*innen analysieren, wo und wie es 
gegenüber ihren Kund*innen zu herabwür-
digendem, verletzendem, erniedrigendem 
und ausschließendem Verhalten kommen 
kann, und setzen angemessene Vorkehrun-
gen, um solchem Fehlverhalten sowohl auf 
der individuellen als auch organisatorischen 
Ebene aktiv entgegenzuwirken, um rassis-
muskritisches Verhalten im Umgang mit  
Kund*innen zu erreichen.

	→ Anbieter*innen ab einer Anzahl von 50 Mit-
arbeiter*innen etablieren effektive interne 
Beschwerdeverfahren für Kund*innen, die 
herabwürdigend, verletzend, erniedrigend 
und ausschließend behandelt wurden. Die-
se Verfahren entwickeln sie gemeinsam mit 
Menschen mit Rassismuserfahrungen und 
Community Organisationen.

	→ Für Kund*innen werden rassismuskritische 
Verhaltenskodizes bzw. Hausordnungen 
ebenso wie Beschwerdemöglichkeiten nie-
derschwellig zugänglich gemacht.

	→ Anbieter*innen motivieren ihre Mitarbei-
ter*innen zur Teilnahme an Aus- und Fort- 
 

 
bildungen, die ihren rassismuskritischen 
Blick stärken.

	→ Anbieter*innen von Gütern und Dienstleis-
tungen, branchenspezifischen Interessen-
vertretungen, Beratungseinrichtungen und 
Community Organisationen vernetzen sich 
mit dem Ziel, den rassismuskritischen Um-
gang mit Kund*innen kontinuierlich zu ver-
bessern und gezielt Präventionsmaßnah-
men zu setzen.

Sanktionierung von Diskriminierungen

	→ In einer Datenbank sind bei den zuständigen 
Behörden alle Verstöße von Gewerbebetrie-
ben gegen Normen zum Schutz vor Diskrimi-
nierung (z. B. Art III Abs 1 Z 3 EGVG; GlBG 
(Glossar, S. 70)) erfasst. Das erleichtert die 
korrekte Anwendung der Bestimmung des § 
87 Abs 1 Z 3 GewO mit Bezug auf diskrimi-
nierendes Verhalten.

	→ Zusätzlich stellt die systematische Kom-
munikation zwischen relevanten Be-
hörden sicher, dass bei mehrmali-
gen Verstößen gegen die Normen des  
Diskriminierungsschutzes durch einen Ge-
werbebetrieb die Gewerbeberechtigung 
entzogen wird.

	→ Die Umsetzung von Verhaltenskodizes bzw. 
Hausordnungen, die rassismuskritische Zu-
gänge stärken, durch Anbieter*innen von 
Gütern und Dienstleistungen wird regelmä-
ßig von einer durch die öffentliche Hand ad-
äquat finanzierten Einrichtung gemonitort.

Maßnahmen zur Erreichung des 3. Ziels:
Teilhabe und Repräsentation

Bildung

	→ Die Berufsgruppen der Elementarpäda-
gog*innen und Lehrer*innen spiegeln die  

 
 
Diversität der in Österreich lebenden Men-
schen wider.
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	→ Die Unterrichtsmaterialien bilden ebenfalls 
die Vielfalt der österreichischen Gesell-
schaft ab.

	→ An jeder Bildungseinrichtung ebenso wie 
in jeder Bildungsdirektion gibt es effekti-
ve Strukturen, die die Unterstützung für  
Betroffene von Rassismus sowie anderen 
Diskriminierungsformen und Hass im Netz 
bereitstellen.	

	→ Rassistisches Verhalten von Lehrpersonen 
führt zu Disziplinarmaßnahmen.	

	→ Die Ombudsstelle für Schulen im Bundes-
ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung wird weiterentwickelt zu einer 
niederschwelligen Ansprechstelle für Be-
troffene von Rassismus und anderen Dis-
kriminierungsformen, deren Beschwerden 
an der jeweiligen Bildungseinrichtung nicht 
angemessen bearbeitet wurden. Sie hat in-
haltliche Kompetenzen sowie ausreichend 
Ressourcen, um Betroffene adäquat zu 
unterstützen. In den Jahresberichten wer-
den konkrete Vorfälle von Rassismus und 
anderen Diskriminierungsformen und Miss-
stände benannt, dokumentiert und anony-
misiert veröffentlicht.

Polizei

	→ Die Zusammensetzung der Polizeibe-
amt*innen spiegelt die Diversität der in  
Österreich lebenden Menschen wider. 
Ein vielfältiges Team profitiert von unter-
schiedlichen Erfahrungen und ermöglicht 
damit ein besseres Zugehen auf verschie-
dene Bevölkerungsgruppen.

	→ Das Bundesministerium für Inneres (BMI) 
erstellt jährlich einen Diversitätsbericht, 
der bundesweite Daten über die personel-
len Strukturen der Sicherheitsbehörden be-
inhaltet, ebenso wie alle Maßnahmen, die 
das BMI jährlich im Bereich Diversität um-
gesetzt hat, um strukturellem Rassismus 
entgegenzuwirken.

 

Gesetzesänderungen

	→ Der*die Gesetzgeber*in fokussiert die Ana-
lyse von Gesetzesvorschlägen nicht nur auf 
den Grundsatz der Wirkungsorientierung 
unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Gleichstellung von Frauen und Männern, 
sondern auch unter der Berücksichtigung 
der Überwindung von strukturellem Rassis-
mus. Ein erster Schritt ist die Einrichtung 
einer überparteilichen Arbeitsgruppe zum 
Thema Rassismus im Parlament (i. e. Inter-
group).

	→ Gesetzesänderungen und die dazugehöri-
gen öffentlichen Diskurse - v. a. im Bereich 
der Terrorismusbekämpfung - nehmen den 
Schutz aller Menschenrechte (z. B. Meinungs-
freiheit, Religionsfreiheit, Versammlungs-
freiheit, Nicht-Diskriminierung) ernst und 
führen nicht zu Silencing (Glossar, S. 72) von 
Menschen, die sozial konstruierten Grup-
pen zugeordnet werden.		    
 
Asylsystem und Fremdenwesen

	→ Politische Entscheidungsträger*innen und 
Gesetzgeber*innen gestalten das Asyl-
system, Fremdenwesen und Integrations-
politik menschenrechtlichen Standards 
entsprechend – also nicht rassistisch. Sie 
missbrauchen diese Themenfelder nicht für 
rassistische Diskurse. Die Verwaltung trifft 
Vorkehrungen gegen strukturellen und ins-
titutionellen Rassismus und setzt Maßnah-
men in diesen Bereichen dementsprechend 
um.

Medien

	→ Durch kontinuierliche Bemühung spiegeln 
die unterschiedlichen Berufsgruppen inner-
halb der Medienbetriebe die Diversität der 
in Österreich lebenden Menschen wider.

	→ Medien nennen die Herkunft von Täter*in-
nen nicht, da die Verknüpfung von Straftat 
und Herkunft keinen Informationswert hat, 
sondern Vorurteile unterstützt und fördert. 
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	→ Medienschaffende durchlaufen spezielle 
Kurse in ihren Kernlehrplänen, die sich auf 
die Rolle der Medien in einer rassismuskriti-
schen Gesellschaften konzentrieren. Sie er-
lernen einen intersektionalen Zugang zu ihrer 

journalistischen Arbeit, um einen sensibili-
sierenden Umgang mit dem Thema Rassis-
mus zu etablieren. Dadurch fördern sie einen 
rassismuskritischen öffentlichen Diskurs, der 
konstruktive Debatten anstößt.

Maßnahmen zur Erreichung des 4. Ziels:
Solidarität und Zusammenhalt

Finanzierung

	→ Die Ressourcenausstattung von Institutionen 
und Organisationen, deren Mandat sich auf die 
Bekämpfung und Prävention von Rassismus, 
wie z. B. Anti-Schwarzem Rassismus, antimus-
limischem Rassismus, Rom*nja- und Sinti*zze-
feindlichkeit oder Antisemitismus fokussiert 
und die somit einen wesentlichen Beitrag zur 
Förderung des gesellschaftlichen Zusammen-
halts und einer resilienteren Demokratie leisten, 
ist angemessen und nachhaltig gewährleistet.

	→ Die angemessene und nachhaltige Finanzierung 
deckt Beratungs-, Dokumentations-, Datenana-
lyse-, Vernetzungs-, Präventions- und Bewusst-
seinsbildungsarbeit ebenso wie Supervision, 
Safer Spaces, Fort- und Weiterbildung in Form 
von u. a. Workshops, Symposien und Materia-
lien ebenso wie Kosten für Vielsprachigkeit ab.

	→ Die angemessene und nachhaltige Finanzie-
rung ermöglicht einen regelmäßigen Austausch 
und die Umsetzung von gemeinsamen Projek-
ten mit relevanten Stakeholder*innen.

	→ Umfassende, von der öffentlichen Hand finan-
zierte, mehrsprachige Kampagnen unterstüt-
zen regelmäßig die Entwicklung einer rassis-
muskritischen Gesellschaft.

	→ Gesamtgesellschaftliches Bewusstsein für 
Rassismus, ebenso wie Programme für Sensi-
bilisierung und Empowerment der tatsächlich 
und potenziell von Rassismus Betroffenen wer-
den systematisch, nachhaltig und umfassend 
gefördert. 

Austausch und Vernetzung

	→ Eine Dialogplattform, auf der sich NGOs und 
Community Organisationen mit der Bundes-
regierung regelmäßig und wirkungsvoll zu  
aktuellen Herausforderungen bei der Be-
kämpfung von Rassismus und seiner Präven-
tion, ebenso wie zu relevanten wissenschaft-
lichen Analysen austauschen, ist eingerichtet.

Volksanwaltschaft

	→ Eine Reform des Auswahl- und Ernennungs-
verfahrens der Volksanwält*innen erfolgt in 
enger Abstimmung mit der Zivilgesellschaft 
und garantiert die parteipolitische Unabhän-
gigkeit der Volksanwaltschaft.

	→ Das reformierte Auswahlverfahren der Volks-
anwält*innen ermöglicht die Bewerbung einer 
größeren Anzahl an potenziellen Kandidat*in-
nen, die der Diversität der in Österreich le-
benden Menschen gerecht wird und somit 
ein breiteres Spektrum an gesellschaftlichen 
Gruppen mit verschiedenen Bildungshinter-
gründen einschließt. Ausschlaggebend ist 
auch das Kriterium der Menschenrechtsex-
pertise.

	→ Das Auswahl- und Ernennungsverfahren der 
Volksanwält*innen basiert auf einer breiten 
Konsultation und / oder Beteiligung von NGOs 
und Community Organisationen.

	→ Das Auswahl- und Ernennungsverfahren ga-
rantiert ein durchgängiges Abdecken aller 
menschenrechtlich relevanten Themenfelder, 
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sodass die Volksanwaltschaft bei der Be-
handlung von Beschwerden bei allen in Ös-
terreich lebenden Menschen unabhängig, ob 
sie Asylwerber*innen, Betroffene von rassis-
tischer Polizeigewalt oder anderer Formen 
von Rassismus sind, uneingeschränktes Ver-
trauen genießt.

	→ Die Empfehlungen der Volksanwaltschaft be-
inhalten ggf. Maßnahmen zur Bekämpfung von 
strukturellem und institutionellem Rassismus.

 Individuelle Verantwortung

	→ Antirassistisches Denken und Handeln sind 
Teil unseres Alltags und unserer Sozialisati-
on, strukturelle und institutionelle Rassismen 
werden erkannt, als solche benannt und be-
kämpft.

	→ Das Erlangen von Wissen und die Reflexion 
zu Rassismus und anderen Diskriminierungs-
formen sind selbstverständlich, d. h. Teil 
unseres Alltags. Ehrliches Interesse an den 
Erfahrungen, die Betroffene von Rassismus 
machen, indem wir miteinander reden und 
zuhören, ohne zu bewerten, ist Teil dieser 
Wissenserweiterung. Auch das Sich-Einlas-
sen auf möglicherweise unangenehme Ge-
spräche zu Rassismus und Weiße Privilegien 
zählen dazu.

	→ Weiße Privilegien werden als Teil der Reali-
tät erkannt und lassen uns Verantwortung 
für Rassismus als Strukturierungsinstrument 
unserer Gesellschaft, Wirtschaft und Poli-
tik – inklusive unseres Denkens und Zusam-
menlebens – übernehmen.

	→ Weiße Privilegien und Ressourcen werden 
genutzt, um Macht zu teilen und Räume bzw. 
Teilhabemöglichkeiten für Betroffene von 
Rassismus zu öffnen.

	→ Aktives Hinschauen auf Rassismus, d. h. 
antirassistisch zu handeln, gehört zu unse-
rem Alltag. Dazu zählen beispielsweise das 
kritische Hinterfragen bestehender Normen 
und gewohnter Abläufe sowie das Erken-
nen von Handlungsmöglichkeiten als Ver-

bündete, um sich aktiv für antirassistische 
Werte, Solidarität und Gleichbehandlung  
einzusetzen. Zivilcourage ist alltäglicher Teil 
unseres antirassistischen Handelns.	

	→ Lebenslanges Lernen im Sinne von ste-
tigem Reflektieren und Abbauen von 
Vorurteilen gehört zu einer rassismus-
kritischen Grundhaltung, die Kritik an ras-
sistischem Verhalten und Vorgehenswei-
sen ernst nimmt und zu einem sorgsamen 
Umgang mit rassistischen Vorfällen führt. 

	→ Es gibt einen gesamtgesellschaftlichen Kon-
sens, dass niemand in einer Gesellschaft 
leben möchte, in der Rassismus zum Alltag 
vieler Mitmenschen gehört. Daher wird Ras-
sismus immer angesprochen.

Verantwortung Entscheidungsträger*innen

	→ Alle staatlichen Institutionen reflektieren in 
ihrer Zusammensetzung die Diversität der 
Bevölkerung. Das Personalmanagement ver-
sucht proaktiv, die Diversität des Personals 
zu steigern.

	→ Öffentliche Institutionen und Organisationen 
monitoren individuelle Handlungen ebenso 
wie gesamtorganisatorische Regeln, Maß-
nahmen und Praktiken, um strukturellen 
und institutionellen Rassismus zeitnah zu 
erkennen und ein aktives Vorgehen gegen 
diese Formen von Rassismus zu ermögli-
chen.

	→ Öffentliche Institutionen veröffentlichen 
regelmäßig standardisierte Statistiken und 
Berichte zu Beschwerden über Rassis-
mus, zu Rassismus auf struktureller und 
institutioneller Ebene, ebenso wie zu Maß-
nahmen und Präventionsarbeit im Bereich 
Rassismus.

	→ Das Wahrnehmen von Verantwortung im 
öffentlichen Diskurs in Hinblick auf das 
Instrument Rassismus ist ein fixer Bestand-
teil der politischen und medialen Kultur.



Korinna Schumann
SPÖ-Fraktionsvorsitzende im Bundesrat
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Es gibt neben ZARA viele andere Stellen, die Sie 

unterstützen können. Die meisten sind in Wien 

ansässig und österreichweit tätig.	  

AFRO RAINBOW AUSTRIA (ARA)

Anlaufstelle von und für LGBTQI+ Migrant*innen 
aus afrikanischen Ländern in Österreich. 
E-Mail: office@afrorainbow.at  
Website: www.afrorainbow.at 

ANTISEMITISMUS-MELDESTELLE DER  
ISRAELITISCHEN KULTUSGEMEINDE WIEN 

Dokumentiert und berät Betroffene und 
Zeug*innen bei antisemitischen Vorfällen.  
E-Mail: meldung@ikg-wien.at  
Tel.: +43 1 53104-777 oder +43 1 3698526 
(bei Gefahr im Verzug) 
Website: www.antisemitismus-meldestelle.at

DOKUSTELLE ISLAMFEINDLICHKEIT &  
ANTIMUSLIMISCHER RASSISMUS 

Dokumentations- und Beratungsstelle für 
Personen, die Islamfeindlichkeit und antimusli-
mischen Rassismus erfahren.  
E-Mail: office@dokustelle.at  
Tel.: +43 676 4040005  
Website: www.dokustelle.at 

GLEICHBEHANDLUNGSANWALTSCHAFT 
(GAW) 

Beratung und Unterstützung in Diskriminie-
rungssituationen.  
E-Mail: gaw@bka.gv.at  
Tel.: 0800 206119  
Website: www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at

HELPING HANDS 

Unterstützt Betroffene kostenlos bei (frem-
den-)rechtlichen, integrativen und Rassismus 
betreffenden Problemen durch konkrete und 
individuelle Lösungsangebote.  
E-Mail: info@helpinghands.at  
Tel.: +43 1 310888010  
Website: www.helpinghands.at

INITIATIVE FÜR EIN DISKRIMINIERUNGS-
FREIES BILDUNGSWESEN (IDB) 

Dokumentiert Diskriminierungserfahrungen  
im Bildungsbereich (anonym).  
E-Mail: office@diskriminierungsfrei.at  
Website: www.diskriminierungsfrei.at

ROMANO CENTRO

Setzt sich gegen Diskriminierung von Rom*nja 
und Sinti*zze ein und bietet Lebens- und So-
zialberatung speziell für Frauen an.  
E-Mail: office@romano-centro.org  
Tel.: +43 1 7496336 oder  
        +43 1 749633615 (für Terminvereinbarung) 
Website: www.romano-centro.org 

UNDOK – ANLAUFSTELLE ZUR  
GEWERKSCHAFTLICHEN UNTERSTÜTZUNG 
UNDOKUMENTIERT ARBEITENDER 

Stellt Arbeitnehmer*innen ohne bzw. mit un-
sicherem Aufenthalt oder eingeschränktem 
Zugang zum Arbeitsmarkt Informationen über 
ihre Rechte zur Verfügung und bietet Beratung 
und Unterstützung bei der Durchsetzung ar-
beits- und sozialrechtlicher Ansprüche.  
E-Mail: beratung@undok.at  
Tel.: +43 1 5344439040  
Website: www.undok.at

Anlaufstellen für von 
Rassismus Betroffene

Zusätzlich zu diesen Anlaufstellen gibt es weitere Antidiskriminierungsstellen in den Bundes-
ländern. ZARA stellt bei Bedarf gerne den Kontakt zu diesen her.
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Anlaufstellen für von 
Rassismus Betroffene

BELÄSTIGUNG
Eine Belästigung stellt eine Form der Diskriminierung 
nach dem Gleichbehandlungsgesetz (siehe unten) dar. 
Sie liegt vor, wenn eine Person aufgrund spezieller (vor-
handener oder zugeschriebener) Merkmale wie z. B. 
Herkunft, Religion oder Geschlecht in ihrer Würde ver-
letzt und für die betroffene Person ein belastendes (z. B. 
einschüchterndes oder feindseliges) Umfeld geschaffen 
wird.

BELEIDIGUNG
siehe → Einfache Beleidigung oder → Qualifizierte Be-
leidigung

BEWEISLASTERLEICHTERUNG
Beweise und Glaubwürdigkeit sind wichtige Elemente 
in der Klärung des Sachverhalts vor Gericht. Häufig ist 
der*die Beschwerdeführer*in in einer schwächeren Posi-
tion gegenüber der beklagten Partei. Das Gleichbehand-
lungsrecht geht auf dieses ungleiche Machtverhältnis ein, 
indem es die Beweislasterleichterung festschreibt. Das 
bedeutet: Wenn der*die Beschwerdeführer*in einen Fall 
von Diskriminierung glaubhaft vorbringen kann, dann ist 
von dieser Aussage auszugehen. Von den Ausführungen 
der beklagten Partei (in dem Fall z. B. die mutmaßlich 
diskriminierende Person) ist nur dann auszugehen, wenn 
die Person beweisen kann, „dass es bei Abwägung aller 
Umstände wahrscheinlicher ist, dass ein anderes von der 
oder dem Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv für die 
unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war“. 
Eine Glaubhaftmachung ist einfacher zu erreichen als ein 
Beweis.

BEZIRKSVERWALTUNGSBEHÖRDEN (BVB)
Zu den BVB zählen die Bezirkshauptmannschaften und 
Magistrate (in Städten mit eigenem Statut, in Wien sind 
dies die Magistratischen Bezirksämter). Manche BVB-
Agenden im Bereich der Sicherheitsverwaltung werden 
auch von den Landespolizeidirektionen übernommen. 
Die Bezirksverwaltungsbehörden sind generell für die 
Ahndung von Verwaltungsübertretungen in erster Ins-
tanz zuständig.

 

CHARTA DER GRUNDRECHTE DER  
EUROPÄISCHEN UNION
Seit Dezember 2000 definiert die Charta die Rechte und 
Freiheiten der in der EU lebenden Menschen. Die Charta 
ist für Organe und Institutionen der EU bindend, für die 
Mitgliedstaaten ist sie nur bei der Umsetzung von EU-
Recht bindend. U.a. verbietet Artikel 21 der Charta „Dis-
kriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, 
der „Rasse“, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen 
Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der 
Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder 
sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer natio-
nalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Be-
hinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung“. 
Anmerkung: Obwohl die Bestimmung darauf abzielt, 
Rassismus zu bekämpfen, beinhaltet die Richtlinie den 
problematischen Begriff „Rasse“, welcher suggeriert, 
dass es menschliche „Rassen“ gibt. Das Konzept der 
„Rasse“ ist jedoch ein Resultat rassistischen und kolo-
nialistischen Gedankenguts. Es gibt keine biologische 
Begründung für diesen Begriff – er ist insbesondere im 
deutschen Sprachraum mit äußerster Sensibilität zu ver-
wenden. ZARA fordert schon lange, diesen Begriff aus 
Gesetzestexten zu streichen.
→	 www.europarl.europa.eu/ 
	 charter/pdf/text_de.pdf

CYBER-MOBBING (§ 107C STGB)
Cyber-Mobbing ist das bewusste öffentliche Beleidigen, 
Bloßstellen oder Belästigen mit elektronischen Kom-
munikationsmitteln (z. B. Handy, Internet), wodurch die 
Lebensführung des*der Betroffenen unzumutbar beein-
trächtigt wird. Auch die einmalige Veröffentlichung von 
z. B. Nacktfotos einer anderen Person kann unter den 
Straftatbestand fallen. Ein Beitrag muss aber für einen 
längeren Zeitraum abrufbar sein, um verboten zu sein.

CYBER-STALKING (§ 107A STGB)
Cyber-Stalking beschreibt die Nutzung von digitalen 
Kommunikationstechnologien (z. B. Messengerdiens-
te, E-Mails), um andere Personen zu verfolgen oder zu 
belästigen. Cyber-Stalking kann zum Beispiel vorliegen, 
wenn eine Person jemanden immer wieder per Internet 
ungefragt kontaktiert. Solche Handlungen fallen unter 

Glossar
In alphabetischer Reihenfolge
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Cyber-Stalking, wenn sie über eine längere Zeit hindurch 
fortgesetzt stattfinden und die Lebensführung der be-
troffenen Person unzumutbar beeinträchtigen.

EINFACHE BELEIDIGUNG (§ 115 ABS 1 STGB)
Eine einfache Beleidigung ist eine Straftat, die dann vor-
liegt, wenn eine Person vor mindestens drei weiteren 
Personen (zusätzlich zur*m Täter*in und der betroffenen 
Person) beschimpft, verspottet, am Körper misshandelt 
oder mit einer körperlichen Misshandlung bedroht wird.

EINFÜHRUNGSGESETZ ZU DEN VERWALTUNGSVER-
FAHRENSGESETZEN (EGVG)
Das EGVG beinhaltet einen Verwaltungsstraftatbestand 
(Artikel III EGVG 2008), mit dem u. a. rassistische Dis-
kriminierungen beim Zugang zu Orten oder Inanspruch-
nahme von Dienstleistungen, die für den allgemeinen 
öffentlichen Gebrauch bestimmt sind, verboten werden. 
Derartige Handlungen können bei der Bezirkshaupt-
mannschaft bzw. beim Magistrat angezeigt werden.

ERMITTLUNGS- UND BESCHWERDESTELLE  
MISSHANDLUNGSVORWÜRFE (EBM)
Die EBM ist eine unabhängige Stelle im Bundesamt zur 
Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung 
(BAK). Sie wurde am 22. Jänner 2024 eingerichtet und ist 
bundesweit und ausschließlich für Ermittlungen und Er-
hebungen bei Misshandlungsvorwürfen gegen Polizist*in-
nen sowie bei der Ausübung unmittelbarer Zwangsgewalt 
zuständig. ZARA ist eines von sieben Mitgliedern im Bei-
rat der EBM, das als unabhängiges Gremium die Arbeit 
der EBM begleitet, berät und kontrolliert.

ETHNIC PROFILING
Ethnic Profiling (auch Racial Profiling) bedeutet, dass 
die Entscheidung, ob und / oder in welcher Weise eine 
Amtshandlung von Polizist*innen durchgeführt wird, auf 
Eigenschaften wie Hautfarbe, Sprache, vermuteter oder 
tatsächlicher ethnischer Zugehörigkeit, Religion oder 
Staatsbürgerschaft beruht. Darunter fällt zum Beispiel 
die gezielte Kontrolle von Schwarzen Menschen oder 
People of Colour ohne konkrete Verdachtslage.

GEFÄHRLICHE DROHUNG (§ 107C STGB)
Eine gefährliche Drohung ist eine Straftat, die dann 
vorliegt, wenn eine Person eine andere Person gefährlich 
bedroht, um sie in Furcht und Unruhe zu versetzen.

GEGENREDE
Gegenrede (auch „Counterspeech“) bezeichnet eine 
Reihe von Strategien, um Hass im Netz aktiv entgegen-

zutreten. Das kann etwa bedeuten, mit Fakten, Humor 
oder einer Frage auf ein Hassposting zu reagieren, um 
dadurch die Situation zu beruhigen, die eigene Position 
klarzustellen oder zu Solidarität aufzurufen. Zivilcoura-
giert Gegenrede zu leisten macht einen großen Unter-
schied für Betroffene von Hass im Netz und kann auch 
„stille Mitlesende“ dazu motivieren, aktiv zu werden.
→	 ZARAs Gegenrede-Tool:
     	 www.schnellerkonter.at

GLEICHBEHANDLUNGSANWALTSCHAFT (GAW)
Die Mitarbeiter*innen der GAW beraten, unterstützen 
und informieren vertraulich und kostenfrei. Die GAW 
verfügt über ein Büro in Wien und in vier weiteren Lan-
deshauptstädten. Ihr Aufgabenbereich umfasst Diskri-
minierungen aufgrund des Geschlechts, der ethnischen 
Zugehörigkeit, der Religion und Weltanschauung, des Al-
ters oder der sexuellen Orientierung in der Arbeitswelt. 
Aber auch im Hinblick auf andere Lebensbereiche wie 
den Zugang zu Geschäften, zu Wohnraum, Bildung und  
Gesundheit berät das Team der GAW.
→	 www.gleichbehandlungsanwaltschaft.gv.at

GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ (GIBG)
Das österreichische GlBG bietet Schutz vor Diskrimi-
nierungen aufgrund des Geschlechts, der ethnischen 
Zugehörigkeit, der sexuellen Orientierung, der Religion 
und Weltanschauung sowie des Alters in der Arbeitswelt. 
Außerhalb der Arbeitswelt schützt es vor Diskriminie-
rungen aufgrund des Geschlechts und der ethnischen 
Zugehörigkeit.

GLEICHBEHANDLUNGSKOMMISSION (GBK)
Die GBK ist den Arbeits- und Sozialgerichten und den 
Zivilgerichten als besondere Einrichtung zur Seite ge-
stellt. Die GBK setzt sich aus drei Senaten zusammen, 
die aus ehrenamtlichen Repräsentant*innen von Minis-
terien und Sozialpartnerorganisationen bestehen. Die 
Senate der GBK haben sich in ihrem jeweiligen Zustän-
digkeitsbereich mit allen Fragen zu befassen, die durch 
das Gleichbehandlungsgesetz erfasste Diskriminierun-
gen betreffen. Sie verfassen Gutachten über allgemeine 
Fragestellungen zum Diskriminierungskontext und ent-
scheiden in Einzelfällen über etwaige Verletzungen des 
Gleichbehandlungsgebotes. In diesem kostenfreien Ver-
fahren haben die Gleichbehandlungsanwält*innen eben-
so Parteistellung (siehe unten) wie die Betroffenen selbst, 
die sich dabei aber auch von Personen ihres Vertrauens 
vertreten lassen können. Ergebnis eines solchen Ver-
fahrens vor der Kommission ist eine Entscheidung, die 
im Gegensatz zu einem gerichtlichen Urteil jedoch nicht 
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zwangsweise durchgesetzt werden kann.

HASSVERBRECHEN
sind vorurteilsmotivierte Straftaten, die sich gegen 
Gruppen von Personen oder Mitglieder einer solchen 
Gruppe richten. Sie werden ausdrücklich wegen deren 
Zugehörigkeit zu dieser Gruppe basierend auf – zuge-
schriebenen oder tatsächlichen – Merkmalen wie Alter, 
Behinderung, Hautfarbe, Nationalität, ethnische Zuge-
hörigkeit, Religion oder Weltanschauung, Sprache, sexu-
elle Orientierung, Geschlechtsidentität und -ausdruck, 
Geschlecht oder anderen Identitätsmerkmalen verübt. 
Betroffene sind nicht nur Einzelpersonen (direkte Betrof-
fene), sondern ganze Communities (indirekte Betroffe-
ne), die diese gleichen Merkmale teilen. Hassverbrechen 
zielen auf die persönliche Identität der Betroffenen ab, 
die unveränderlich oder grundlegend für das Selbstwert-
gefühl einer Person ist. Sie senden eine Botschaft an die 
gesamte Community, dass sie keine gleichberechtigten 
Mitglieder der Gesellschaft wären.

INTERSEKTIONALITÄT 
Intersektionalität bezeichnet die Verschränkung und 
Überlappung verschiedener Machtstrukturen und 
Diskriminierungskategorien. Zu diesen Kategorien 
zählen u.a. Geschlecht, Alter, Herkunft, Hautfarbe, 
Sprache, Religion, sexuelle Orientierung, Geschlechts-
identität, sozialer Status und Aussehen. Diese Liste 
kann durch eine Vielzahl anderer Kategorien erweitert 
werden. Man spricht von intersektioneller Diskrimi-
nierung, wenn mehrere solche Diskriminierungsfak-
toren auf eine Person einwirken. Der intersektionale 
Ansatz hat seinen Ursprung in den USA, wo Schwarze 
Feminist*innen und Theoretiker*innen ab den 1960er 
Jahren zunehmend den universellen Charakter der Ka-
tegorie ‚Frau‘ kritisierten. Sie machten darauf aufmerk-
sam, dass der weiße Mainstream-Feminismus nur die 
Erfahrungen weißer Frauen* berücksichtigte, und for-
derten die feministische Auseinandersetzung mit ande-
ren Unterdrückungsformen.

INTERVENTIONSSCHREIBEN
Ein Interventionsschreiben ist ein Schreiben an eine 
Person, eine Einrichtung, ein Unternehmen oder eine 
Organisation, in dem Missstände, Mängel oder Verlet-
zungen kommuniziert werden, die Klient*innen erfahren 
haben. Es handelt sich dabei um eine nicht-rechtliche 
Maßnahme. ZARA greift ausschließlich auf Wunsch von 
Klient*innen auf diese Maßnahme zurück. 	

 

KLAGLOSSTELLUNGSGESPRÄCH
Nach einer Richtlinienbeschwerde (siehe unten) gegen 
polizeiliches Fehlverhalten kann es zu einem Klag-
losstellungsgespräch kommen. Dabei geht es dar-
um, den Vorfall gemeinsam mit Vertreter*innen der 
Dienststelle und / oder den betroffenen Beamt*innen 
und dem*der Beschwerdeführer*in zu besprechen. 
Ziel ist, den Vorfall zu klären und zu einer Einigung 
zu kommen. Ist die betroffene Person mit dem Ver-
lauf und dem Ergebnis dieses Gesprächs zufrieden, 
ist das Richtlinienbeschwerdeverfahren beendet (→ 
Die eigenen Rechte kennen – Am Beispiel rassistische  
Diskriminierung durch die Polizei, S. 54).

MASSNAHMENBESCHWERDE
Die Maßnahmenbeschwerde ist ein Rechtsmittel gegen 
rechtswidriges Polizeihandeln. Sie ist binnen sechs Wo-
chen beim zuständigen Landesverwaltungsgericht einzu-
bringen.

OFFIZIALDELIKT
Ein Offizialdelikt ist eine Straftat, die von der zuständi-
gen Behörde von Amts wegen verfolgt werden muss. Die 
Strafverfolgungsbehörde muss Ermittlungen einleiten, 
sobald sie von der Begehung eines möglichen Offizialde-
likts (z. B. durch eine Anzeige) Kenntnis erlangt.

ÖSTERREICHISCHER PRESSERAT
Der Presserat ist eine Selbstregulierungseinrichtung der 
österreichischen Printmedien, die u. a. Missstände im 
Pressewesen aufzeigt und diesen entgegenwirkt. Wer-
den medienethische Verstöße beim Presserat gemeldet, 
kann dieser ein Verfahren initiieren, das prüft, ob die be-
treffende Veröffentlichung den Vorgaben des Ehrenko-
dex für die österreichische Presse entspricht. 
→	 www.presserat.at

PARTEISTELLUNG
Mit der Parteistellung in einem Verwaltungsverfahren 
sind bestimmte Parteirechte verbunden. Das sind u. a. 
das Recht auf Akteneinsicht, auf Gehör, Verkündung 
oder Zustellung von Entscheidungen und das Erheben 
von Rechtsmitteln. Im Verwaltungsstrafverfahren, etwa 
wenn auf Grundlage des Art III Abs 1 Z 3 EGVG gegen 
eine rassistische Diskriminierung vorgegangen wird, ha-
ben Betroffene im Allgemeinen keine Parteistellung und 
erfahren nicht vom Ausgang des Verfahrens.

PROZESSBEGLEITUNG
Prozessbegleitung ist psychosoziale oder rechtliche 
Unterstützung von Betroffenen von Gewaltdelikten in ge-
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richtlichen Verfahren. Auch Angehörige von betroffenen 
Personen haben Anspruch auf Prozessbegleitung. An-
merkung: Seit 2021 bietet ZARA psychosoziale Prozess-
begleitung für Betroffene von Hass-im-Netz-Delikten an: 
Die ZARA-Berater*innen können kostenlos über die Ab-
läufe vor Gericht informieren, zur Polizei begleiten und in 
Gerichtsverfahren unterstützen.

QUALIFIZIERTE BELEIDIGUNG  
(§§ 115 IVM 117 ABS 3 STGB)
Eine qualifizierte Beleidigung liegt vor, wenn sich die be-
leidigende Handlung z. B. wegen der Religionszugehörig-
keit, der ethnischen oder nationalen Zugehörigkeit, der 
Sprache, der Hautfarbe oder der Staatsangehörigkeit 
gegen eine Person richtet – unabhängig davon, ob die 
genannten Merkmale vorhanden sind oder der beleidig-
ten Person zugeschrieben werden. Qualifizierte Beleidi-
gungen sind Misshandlungen, die Bedrohung mit einer 
Misshandlung, Beschimpfungen und Verspottungen, die 
geeignet sind, die betroffene Person in der öffentlichen 
Meinung verächtlich zu machen oder herabzusetzen. Um 
strafbar zu sein, müssen sie vor mindestens drei weiteren 
Personen (neben Täter*in und betroffener Person) statt-
finden.

RACIAL PROFILING
Siehe → Ethnic Profiling

RICHTLINIENBESCHWERDE
Die Richtlinienbeschwerde stellt eine Möglichkeit dar, 
das Verhalten von Polizist*innen zuerst durch die Dienst-
aufsichtsbehörde und danach allenfalls durch das zu-
ständige Landesverwaltungsgericht überprüfen zu las-
sen. Maßstab für die Überprüfung sind die Vorschriften 
der Richtlinien-Verordnung (siehe unten).

RICHTLINIEN-VERORDNUNG (RLV)
Die RLV enthält einen Katalog an Regelungen, an die sich 
Exekutivbedienstete beim Vollzug von Amtshandlungen 
zu halten haben. So sind die Polizeibeamt*innen u. a. zu 
diskriminierungsfreien Amtshandlungen, zur Bekannt-
gabe der Dienstnummer und  der Verwendung der höf-
lichen Anrede „Sie“ verpflichtet.

SACHVERHALTSDARSTELLUNG
Ein „Sachverhalt“ ermöglicht Jurist*innen zu prüfen, ob 
eine bestimmte Tathandlung unter einen Straftatbestand 
fällt. Bei der Erarbeitung einer Sachverhaltsdarstellung 
muss alles wahrheitsgemäß wiedergegeben werden.

SEKUNDÄRE VIKTIMISIERUNG
Sekundäre Viktimisierung liegt vor, wenn Menschen, die 

z. B. einen rassistischen Übergriff erleben, ungerecht-
fertigt für ihre Lage / den Vorfall selbst verantwortlich 
gemacht werden. Auch das Abweisen, Anzweifeln, Nicht-
Ernstnehmen des Vorfalls oder das erneute Verletzen 
durch die Exekutive (z.  B. Polizei / Staatsanwaltschaft) 
kann eine sekundäre Viktimisierung bewirken. Ebenso 
kann die wiederholte Begegnung mit dem*der Täter*in 
als entwürdigend und viktimisierend empfunden werden.

SILENCING
heißt, Personen zum Schweigen zu bringen und ihnen mit 
unterschiedlichen Mitteln zu zeigen, dass ihre Meinung 
unerwünscht sei. Dieses Phänomen führt dazu, dass sich 
Menschen aus gesellschaftlichen Diskursen sowohl on- 
als auch offline zurückziehen – dies wiederum führt zu 
weniger Meinungsvielfalt.

SICHERHEITSPOLIZEIGESETZ (SPG)
Das SPG regelt die Organisation der Sicherheitsverwal-
tung und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit in Österreich.

STAATSANWALTSCHAFT (STAW) 
Die StA ist für Strafverfolgung und- vollstreckung zu-
ständig und ist somit Teil der Exekutive. Sie wird auch als 
Anklagebehörde bezeichnet.

SYMBOLE-GESETZ
Ein österreichisches Bundesgesetz, welches die Verwen-
dung von Symbolen von bestimmten im Gesetz genann-
ten Gruppierungen in der Öffentlichkeit verbietet.

TRUSTED-FLAGGER(-STATUS)
ist ein Status, den einige Betreiber*innen sozialer Netz-
werke an vertrauenswürdige Einrichtungen (z. B. ZARA) 
vergeben. Wenn Trusted Flagger problematische und / 
oder rechtswidrige Inhalte an das jeweilige soziale Netz-
werk melden, werden diese Meldungen prioritär be-
handelt und gründlicher untersucht. Dies führt u. a. zu 
schnelleren Reaktionen sowie höheren Löscherfolgen. 
ZARA hat den Trusted-Flagger-Status bei Social-Media-
Plattformen wie Twitter, Instagram, Facebook, TikTok 
und YouTube.

VERBOTSGESETZ (VERBOTSG)
Das VerbotsG verbietet verschiedene Handlungen im 
Zusammenhang mit dem Nationalsozialismus (z. B. na-
tionalsozialistische Wiederbetätigung). Darüber hinaus 
verbietet es, den nationalsozialistischen Völkermord 
oder andere nationalsozialistische Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu leugnen, gröblich zu verharmlosen, 
gutzuheißen oder zu rechtfertigen.
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VERHETZUNG (§ 283 STGB)
Der Straftatbestand der Verhetzung liegt vor, wenn ge-
gen bestimmte geschützte Gruppen oder deren Mitglie-
der zu Gewalt aufgefordert oder zu Hass aufgestachelt 
wird. Strafbar kann sich außerdem machen, wer eine ge-
schützte Gruppe oder ein Mitglied dieser Gruppe wegen 
der Zugehörigkeit zu der Gruppe in bestimmter, herab-
setzender Weise beschimpft. Der Personenkreis umfasst 
(sozial konstruierte) Gruppen und deren Mitglieder, die 
nach bestimmten vorhandenen oder fehlenden Kriterien 
definiert werden. Bezogen auf rassistische Vorfälle sind 
diese Kriterien u. a. (tatsächliche oder zugeschriebene) 
Hautfarbe, Sprache, Religionszugehörigkeit, Staatsange-
hörigkeit und nationale oder ethnische Herkunft.

VERWEISSYSTEM
bezeichnet die Zusammenarbeit von verschiedenen An-
laufstellen, die Betroffenen von vorurteilsmotivierten 
Straftaten Unterstützung anbieten. Die verschiedenen 
Anlaufstellen leiten ihre Klient*innen an die jeweils zu-
ständigen spezialisierten Stellen weiter, um ihnen den 
Zugang zu betroffenenzentrierten und zielgruppenspe-
zifischen Unterstützungsangeboten zu ermöglichen. Ein 
solches System hilft es zu vermeiden, dass die Betroffe-
nen das Erlebte wiederholt erzählen müssen und somit 
re-traumatisiert werden.

VOLKSANWALTSCHAFT
Die Volksanwaltschaft ist eine nationale Menschen-
rechtseinrichtung und hat die Aufgabe, vermutete Miss-
stände in der Verwaltung zu überprüfen. Diese Miss-
stände können auch die nicht korrekte Umsetzung 
menschenrechtlicher Verpflichtungen einschließen. Sie 
kann konkrete Empfehlungen an Verwaltungsbehörden 
aussprechen, damit sie diese Fehler korrigieren oder de-
ren negative Auswirkungen beseitigen. 
→	 volksanwaltschaft.gv.at/

WIENER ANTIDISKRIMINIERUNGSGESETZ
Das Wiener Antidiskriminierungsgesetz verbietet die 
Diskriminierung durch Beamt*innen sowie Vertragsbe-
dienstete der Stadt Wien aufgrund der ethnischen Zu-
gehörigkeit, der Religion, der Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters, der sexuellen Orientierung, der 
Geschlechtsidentität und des Geschlechts, insbesonde-
re auch wegen Schwangerschaft und Elternschaft. Das 
Gesetz gilt für bestimmte Bereiche der Hoheits- und 
Privatwirtschaftsverwaltung (z. B. Soziales, Gesundheit, 
Bildung) des Landes und der Gemeinde Wien, sofern 
diese Angelegenheiten in die Regelungskompetenz des 
Landes fallen.

MELDESTELLE
gegen sexuelle 

Missbrauchsdarstellungen 
Minderjähriger 

und nationalsozialistische 
Wiederbetätigung im Internet

Eingegangene Meldungen
1998 - 2023: ~ 227.700

Tatsächlich illegale Inhalte
1998 - 2023: ~ 51.000

Eine Initiative der st
op

lin
e.

at
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Platz und Zeit für Dank 
muss immer sein.
Wenn wir auf das Jahr 2023 mit all seinen Herausforderungen  
zurückblicken, gibt es viel, wofür wir dankbar sein können.  

Ein besonderer Dank gilt

 
… allen Gastautor*innen und Interviewpartner*innen 
Ihr habt den Rassismus Report 2023 mit  
euren Beiträgen unglaublich bereichert. 

… allen Partner*innen  
Ihr begleitet uns teils schon jahrelang  
und gebt uns Kraft.  
 
… allen Melder*innen  
Nur durch euer Aktivwerden können wir das  
Ausmaß von Rassismus in Österreich aufzeigen. 

… allen ehrenamtlichen Unterstützer*innen  
Euch gebührt – von ganzem Herzen –  
unsere größte Wertschätzung.

… und allen ZARA-Fördermitgliedern und Spender*innen 
Ihr unterstützt unsere Arbeit maßgeblich und ermöglicht,  
dass Betroffene von Rassismus auch weiterhin kostenlose  
Unterstützung und Beratung erhalten können..  

 
Anti-Rassismus-Arbeit ist und bleibt eine herausfordernde Arbeit,  
für die immer mehr getan werden kann und bei der wir aufgrund  
mangelnder Ressourcen immer nur einen Bruchteil angehen können.

Umso wichtiger, dass wir gemeinsam und aktiv gegen Rassismus auftreten 
und Allianzen schmieden!  
 
Euer ZARA-Redaktionsteam 

Misch dich ein!
Mit einer Spende an den Verein ZARA setzen auch  
Sie ein Zeichen gegen Hass im Netz und Rassismus. 

JETZT ONLINE SPENDEN



77

Zusammen lebt sich das Leben schöner. 
Aufeinander zugehen, sich die Hand 
reichen, mit offenem Herzen zuhören 
und füreinander da sein – das macht 
Mitmenschlichkeit aus. dm drogerie markt 
setzt sich seit vielen Jahren gemeinsam 
mit seinen Kundinnen und Kunden für 
soziale Initiativen in ganz Österreich ein. 
Mehr dazu unter dm-miteinander.at

Gemeinsam
für mehr
{miteinander}

Mein dm-App
dm.at
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Das Team der ZARA-Beratung ist für Terminvereinbarungen erreichbar:

	 Schönbrunner Straße 119/13
	 Eingang: Am Hundsturm 7
	 1050 Wien

	 0043 1 929 13 99
	 office@zara.or.at 
	 www.zara.or.at

facebook
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